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Unterrichtung 

durch die deutsche Delegation in der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates 


über die Tagung der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
vom 26. bis 30. Januar 1976 in Straßburg 


Während der Januar-Tagung (Dritter Teil der 27. ordentlichen 
Sitzungsperiode) erörterte die Parlamentarische Versammlung 
des Europarates Berichte, behandelte die üblichen geschäfts- 
ordnungsmäßigen Vorgänge und verabschiedete Beschlüsse, die 
sich mit folgenden Themen befaßten: 

— Tätigkeitsbericht des Präsidiums, des Ständigen Ausschusses 
sowie des Ausschusses für die Beziehungen zu den natio- 
nalen Parlamenten und zur Öffentlichkeit 


— Bericht des Ministerkomitees an die Versammlung 

Hierzu sprachen die Abg. Sieglerschmidt (S. 18), Dr. Vohrer 
(S. 20), Amrehn (S. 20) 


— Politische Fragen (Die Lage der jüdischen Gemeinschaft in 
der Sowjetunion; die Lage in Nordirland; die Lage in 
Spanien; die allgemeine Politik des Europarates — die Lage 
im östlichen Mittelmeerraum) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Geßner (S. 29, 33), Dr. 
Schwencke (S. 32), Frau von Bothmer (S. 35), Sieglerschmidt 
(S. 36) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 778 betr. die Lage der jüdischen Gemeinschaft 
in der Sowjetunion 
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Entschließung 612 betr. die Lage in Nordirland 
Entschließung 614 betr. die Lage in Spanien 
Entschließung 615 betr. die Lage in Zypern 
Entschließung 616 betr. die Lage im Nahen Osten 


— Bevölkerungs- und Flüchtlingsfragen (Die Lage der de facto- 
Flüchtlinge; Vorbereitung eines Abkommens über die Über- 
tragung der Verantwortlichkeit für Flüchtlinge, die sich 
rechtmäßig von einem Mitgliedstaat des Europarates in 
einen anderen begeben) 

Hierzu sprach Abg. Sieglerschmidt (S. 6) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 773 betr. die Lage der de facto-Flüchtlinge 
Entschließung 608 betr. chilenische Flüchtlinge 

Empfehlung 775 betr. Vorbereitung eines Abkommens über 
die Übertragung der Verantwortlichkeit für Flüchtlinge, die 
sich rechtmäßig von einem Mitgliedstaat des Europarates in 
einen anderen begeben) 

— Wissenschaft und Technologie (Dritter Tätigkeitsbericht der 
Kernenergiebehörde (NEA) der OECD 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 774 betr. den dritten Tätigkeitsbericht der Kern- 
energiebehörde (NEA) der OECD 

— Haushalt und zwischenstaatliches Arbeitsprogramm (Mittel- 
fristiger Plan für die zwischenstaatliche Zusammenarbeit des 
Europarates von 1976 — 1980) 

Hierzu sprachen die Abg. Alber (S. 8, 11, 12), Richter (S. 10) 
Beschluß der Versammlung 

Stellungnahme 74 betr. den mittelfristigen Arbeitsplan 1976 
bis 1980 


— Landwirtschaft (Die Lage der Landjugend in Europa; die 
Lage der Holzindustrie in Europa; Sechster Bericht des Inter- 
nationalen Zentrums für fortgeschrittene mediterrane Land- 
wirtschaftsstudien) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Müller (München) (S. 20), 
Marquardt (S. 22), Dr. Vohrer (S. 22) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 775 betr. die Lage der Landjugend in Europa 
Entschließung 609 betr. die Lage der Holzindustrie in Europa 
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Empfehlung 111 betr. den Sechsten Bericht des Internationa- 
len Zentrums für fortgeschrittene mediterrane Landwirt- 
schaftsstudien 


— Verkehr (die jüngste Entwicklung auf dem Gebiet der großen 
Verkehrsachsen als Teil der Regionalplanung in Europa; der 
Ärmelkanaltunnel als Faktor im Netz der europäischen Ver- 
kehrsachsen 20. und 21. Jahresbericht der Europäischen Ver- 
kehrsministerkonferenz) 

Hierzu sprach Abg. Lemmrich (S. 25, 25, 27) 

Beschlüsse der Versammlung 

Entschließung 610 betr. den Ärmelkanaltunnel als Faktor 
im Netz der europäischen Verkehrsachsen 

Richtlinie 356 betr. den Ärmelkanaltunnel 

Entschließung 611 betr. den 20. und 21. Jahresbericht der 
Europäischen Verkehrsministerkonferenz 


— Soziales und Gesundheitswesen (Die Rechte der Kranken 
und Sterbenden 

Hierzu sprachen die Äbg. Frau Dr. Wolf (S. 21, 29, 31, 31, 31), 
Dr. Schwencke (S. 28) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 779 betr. die Rechte der Kranken und Sterben- 
den 

Entschließung 613 betr. die Rechte der Kranken und Sterben- 
den 

Den turnusmäßigen Bericht des Ministerkomitees trug der 
deutsche Außenminister und amtierende Präsident des Minister- 
komitees, Hans-Dietrich Genscher, vor. 

Zur Versammlung sprachen der britische Minister für Landwirt- 
schaft, Fischerei und Ernährung, Frederick Peart, und der fran- 
zösische Staatssekretär für Verkehr, Marcel Cavaille. Zum Mit- 
glied des Europäischen Gerichtshofes für die Menschenrechte 
wurde der Luxemburger Henri Deivaux gewählt. 


Bonn, den 24. Februar 1976 

Franz Amrehn Klaus Richter 

Stellvertretender Sprecher Sprecher 


3 



Drucksache 7/4835 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Montag, 26. Januar 1976 


Tagesordnungspunkt: 

Annahme der Tagesordnung für den Dritten Teil 
der 27. ordentlichen Sitzungsperiode 


T agesordnungspunkt: 

Tätigkeitsbericht des Präsidiums^ des Ständigen 
Ausschusses sowie des Ausschusses für die Be- 
ziehungen zu den nationalen Parlamenten und 
zur Öffentlichkeit 

(Drucksache 3720) 

Berichterstatter; Abg. Tosyali (Türkei) 

Die Versammlung nimmt Kenntnis von der Ver- 
abschiedung der folgenden Entschließung durch den 

Ständigen Ausschuß am 27. November 1975: 

Entschließung 607 (1975) 

betr. Erklärung über den Europarat 
und eine engere Vereinigung demokratischer 
Länder Europas 

Die Versammlung 

1. weist darauf hin, daß der Europarat einer der 
wesentlichen Bestandteile eines differenzierten 
Systems europäischer Zusammenarbeit ist, das 
den Bedürfnissen und Interessen aller Länder auf 
dem Weg zur europäischen Einigung Rechnung 
trägt; 

2. erinnert daran, daß das 1949 definierte Haupt- 
ziel des Europarates darin besteht, „eine engere 
Vereinigung seiner Mitglieder zu verwirklichen". 

3. verweist darauf, daß die Parlamentarische Ver- 
sammlung des Europarates, der an allen aufein- 
anderfolgenden Phasen des europäischen Auf- 
baus teilhatte, es sich von jeher zum Ziel ge- 
setzt hat, eine größere Einheit unter den demo- 
kratischen Ländern Europas zu fördern; 

4. ist davon überzeugt, daß sich eine engere Ver- 
einigung ihrer Mitgliedsländer auf gemeinsame 
Wertvorstellungen von der zukünftigen euro- 
päischen Gesellschaft gründen muß; 

5. stellt fest, daß der Nationalismus den offenkun- 
digen Bestrebungen der europäischen Völker um 
bessere gegenseitige Verständigung sowie der 
bestehenden kontinentalen und internationalen 
Interdependenz weichen muß; 

6. ist der Auffassung, daß die Erfahrungen der ver- 
schiedenen Organisationen, denen die euro- 
päischen Länder angehören, bei der Festlegung 
der Grundsätze für eine zukünftige, engere Ver- 


einigung dieser Länder berücksichtigt werden 
sollten; 

7. erklärt, daß: 

1. die Ziele einer engeren Vereinigung euro- 
päischer Länder bestehen müssen in: 

a) der Förderung der parlamentarischen De- 
mokratie 

— durch die Achtung und Förderung der 
Menschenrechte und der Grundsätze 
der persönlichen Freiheit, der politi- 
schen Freiheit und der Vorherrschaft 
des Rechts, auf die sich jede echte 
Demokratie gründet; 

— durch eine gerechtere Verteilung von 
Reichtum und Einkommen; 

~ durch eine größere Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer bei den ihr Berufs- 
leben betreffenden Entscheidungen; 

b) der Verbesserung der Lebensqualität 

— durch die Humanisierung der Arbeits- 
bedingungen und Sicherung der Voll- 
beschäftigung; 

— durch die Steigerung der wirtschaft- 
lichen Leistung, die überwiegend den 
benachteiligten Schichten zugute 
kommen sollte; 

— durch den Schutz und die Verbesse- 
rung der ländlichen und städtischen 
Umwelt; 

— durch Beendigung der Ausplünderung 
und Vergeudung der Bodenschätze 
der Welt, und die Wiederverwertung 
von Rohstoffen; 

— durch die gerechte und angemessene 
Verteilung der Nahrungsmittelvorräte 
und Rohstoffe unter den Völkern der 
Erde; 

— durch die aktive Suche nach Lösun- 
gen für das Weltbevölkerungspro- 
blem; 

c) dem Bemühen um Frieden in der Welt 

und der Lösung der weltweit lebens- 
wichtigen Probleme 

— durch die Verwirklichung der Ziele 
der Konferenz für Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit in Europa, die auf allen 
Gebieten zum Aufbau besserer und 
engerer Beziehungen zwischen den 
Teilnehmerstaaten führen sollte, um 
die aus der Vergangenheit resultie- 
renden Konfrontationen zu überwin- 
den und zu einer besseren gegensei- 
tigen Verständigung zu gelangen; 

— durch Koordination mit den anderen 
Industrienationen und finanzkräftigen 
Staaten hinsichtlich der Zusammen- 
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arbeit mit den Entwicklungsländern 
und der praktischen Unterstützung 
dieser Länder; solche Maßnahmen 
sollten im Sinne der Entschließung 
über „Die Entwicklung und die inter- 
nationale wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit", die auf der 7. Sondervollver- 
sammlung der Vereinten Nationen im 
September 1975 angenommen wurde, 
getroffen werden; 

— durch Maßnahmen zur Lösung von 
konfliktträchtigen Situationen zwi- 
schen den europäischen Völkern und 
von Auseinandersetzungen, die noch 
immer zu Blutvergießen in der Welt 
führen; 

11. Diese Ziele müssen durch fortschreitende 
Erarbeitung einer gemeinsamen Politik der 
Mitgliedstaaten des Europarates verwirk- 
licht werden: 

a) unter Berücksichtigung der Empfehlung 
704 (1973) der Parlamentarischen Ver- 
sammlung betr. die Aufgaben des Europa- 
rates und der Entschließung (74) 4 des 
Ministerkomitees über die künftige Rolle 
des Europarates; 

b) durch Ausschöpfung der Möglichkeiten 
des Europarates tätig zu werden: 

i. hinsichtlich der politischen Rolle des 
Europarates durch eine merkliche 
Verbesserung und umfassendere Nut- 
zung der bestehenden Einrichtungen, 
damit er seinen Zielen, Grundsätzen 
und selbst gewählten Aufgaben wir- 
kungsvoller nachkommen kann; 

ii. durch Verwirklichung der zwischen- 
staatlichen Maßnahmen auf den Ge- 
bieten, auf denen der Europarat im In- 
teresse des Menschen in der Gesell- 
schaft tätig wird, und zwar insbeson- 
dere; 

— die Untersuchung der Probleme, 
die sich der Gesellschaft und den 
Regierungen der parlamentari- 
schen Demokratien stellen; 

— der Schutz und die Förderung der 
Menschenrechte und Grundfreihei- 
ten; 

— die Teilnahme der kommunalen 
und regionalen Körperschaften am 
europäischen Aufbau und an allen 
das Leben der Gemeinden und 
regionalen Körperschaften betref- 
fenden Entscheidungen; 

— die Angleichung der Rechts- 
systeme und der nationalen Ge- 
setzgebung in bestimmten Berei- 
chen; 

— die Zusammenarbeit auf allen Ge- 
bieten der Bildung und Erziehung, 


der Kultur, der Wissenschaft und 
der Technologie; 

— die Untersuchung von Jugend- 
fragen; 

— die sozialen und sozio-ökonomi- 
schen Probleme, z. B. im Zusam- 
menhang mit den Gastarbeitern 
oder dem Verbraucherschutz; 

— der Schutz und die Förderung des 
öffentlichen Gesundheitswesens; 

— der Schutz der natürlichen und 
humanen Umwelt und die Raum- 
ordnung. 

IIL Die Verwirklichung der unter Absatz I ge- 
nannten Ziele und die Erarbeitung einer ge- 
meinsamen Politik sollen unter Mitwirkung 
der lokalen, regionalen, nationalen und 
internationalen Institutionen erfolgen, dar- 
unter insbesondere: 

a) die lokalen und regionalen Körperschaf- 
ten, deren Arbeiten und Verantwortung 
größere Anerkennung erhalten sollten; 

b) die Institutionen der nationalen Regie- 
rungen; 

c) die Organisationen für zwischenstaat- 
liche Zusammenarbeit, wie z. B. die zwi- 
schenstaatliche Konferenz und der par- 
lamentarische Rat der Beneluxstaaten 
und der Nordische Rat; 

d) die Institutionen der europäischen Ge- 
meinschaft; 

e) die Europäische Freihandelszone (EFTA); 

f) die Westeuropäische Union; 

g) der Europarat, Hauptbestandteil eines 
differenzierten Systems europäischer Zu- 
sammenarbeit, dessen ständige Aufgabe 
es ist, die Verbindung mit den oben er- 
wähnten Organisationen aufrechtzuerhal- 
ten; das Ministerkomitee sollte auf Fach- 
ministerebene zusammentreten können; 
seine Aufgaben sollen darin bestehen, 
im breitestmöglichen europäischen Rah- 
men eine zwischenstaatliche Zusammen- 
arbeit, die zur Verwirklichung einer 
engeren Verbindung europäischer Länder 
beizutragen vermag, zu fördern; 

h) die anderen größeren internationalen 
Organisationen, die zu einer Intensivie- 
rung der europäischen Zusammenarbeit 
beitragen, wie die OECD, die Unesco und 
die Wirtschaftskommission für Europa 
der Vereinten Nationen. 

IV. Alle europäischen Organisationen müssen 
sich am Aufbau einer engeren Vereinigung 
europäischer Länder beteiligen. Ihre Arbei- 
ten und Leistungen müssen einander ergän- 
zen und dürfen nicht miteinander konkur- 
rieren; daher ist darauf zu achten, daß: 
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a) die Verbindungsausschüsse zwischen 
Europarat und OECD zu einer Verbesse- 
rung der Zusammenarbeit und Koordina- 
tion zwischen den beiden Organisationen 
beitragen; 

b) Artikel 230 der Römischen Verträge, in 
dem es heißt „Die Gemeinschaft führt 
jede zweckdienliche Zusammenarbeit mit 
dem Europarat herbei'', so weit wie mög- 
lich zur Anwendung kommt; 

c) die 1959 zwischen dem Ministerkomitee 
des Europarates und der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaft getroffene 
Vereinbarung tatsächlich angewandt 
wird, um eine bessere Koordination und 
effektive Ergänzung der Arbeiten der 
beiden Organisationen zu gewährleisten; 

d) die größte Bedeutung den Bemühungen 
der Europäischen Gemeinschaft und der 
EFTA um vereinfachte und verbesserte 
Koordination und Zusammenarbeit zwi- 
schen den beiden Organisationen sowie 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft 
und jedem der EFTA-Länder zukommen 
sollte; 

V. Jeder Schritt in Richtung einer engeren 
Vereinigung zwischen einer begrenzten An- 
zahl europäischer Länder sollte unter der 
Voraussetzung erfolgen, daß andere euro- 
päische Demokratien sich zu einem späteren 
Zeitpunkt anschließen oder beteiligen kön- 
nen und daß die offene Zusammenarbeit 
nach außen erhalten bleibt. 

VL Die Förderung einer engeren Vereinigung 
zwischen den demokratischen Ländern Euro- 
pas sollte sich auf ihr gemeinsames Abkom- 
men über die Hauptgrundsätze einer euro- 
päischen Gesellschaft und auf ihre Zugehö- 
rigkeit zum Europarat gründen; 

8. weist ihren Präsidenten an, diese Erklärung 

— den Regierungen und Parlamenten der Mit- 
gliedstaaten des Europarates; 

— • dem Ministerkomitee des Europarates; 

— den Institutionen der Europäischen Gemein- 
schaft; 

— den Institutionen der EFTA; 

— den Institutionen der Westeuropäischen 
Union; 

— den Institutionen der Beneluxstaaten und des 
Nordischen Rates; 

— dem belgischen Premierminister Herrn Leo 
Tindemans als Beitrag zu der ihm von den 
Staats- und Regierungschefs der Europäischen 
Gemeinschaft aufgetragenen Studie; 

— der Öffentlichkeit in Europa in jeder geeig- 
neten Weise zuzuleiten. 


Tagesordnungspunkt: 

Wahl eines luxemburgischen Mitglieds 
des Europäischen Gerichtshofes 
für die Menschenrechte 

(Drucksache 3700) 


Tagesordnungspunkt: 

Die Lage der de-facto-Flüchtlinge 

(Drucksache 3642) 

Berichterstatter: Abg. Dankert (Niederlande) 
und Abg. Forni (Frankreich) 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Es liegt natürlich nahe, daß man- 
cher Kollege, wenn das Wort „Flüchtlinge" fällt, 
zunächst an diejenigen Flüchtlinge denkt, die ihm 
besonders am Herzen liegen und mit denen er es 
besonders zu tun hat Das haben wir auch heute 
hier erlebt. Ich meine allerdings — und da stimme 
ich mit einem meiner Vorredner voll überein — , daß 
es diese Versammlung und diese Institution Euro- 
parat auszeichnet, daß sie den Gesichtspunkt des 
Allgemeinen auf einem Gebiet wie dem der Flücht- 
lingsfrage hervorzuheben und zu durchdenken hat 
und daß sie nicht in Kategorien wie „meine griechi- 
schen", „meine türkischen", „meine chilenischen 
Flüchtlinge" zu denken hat, sondern das Los der 
Flüchtlinge, das eine schreckliche Sache für die Be- 
troffenen ist, zu durchdenken und Vorschläge zur 
Verbesserung zu machen hat. 

Was allerdings die Kritik meines Vorredners, 
meines geschätzten britischen Kollegen, an der Tat- 
sache anlangt, daß hier eine Resolution über die 
chilenischen Flüchtlinge vorgelegt wird, so vermag 
ich sie nicht zu teilen. Ich würde sie teilen, wenn 
es wirklich eine einseitige „Bevorzugung" — wenn 
ich es einmal so ausdrücken darf — dieses Perso- 
nenkreises wäre. Wir haben es doch hier in unse- 
ren Mitgliedstaaten weniger oder fast gar nicht mit 
Flüchtlingen aus Angola zu tun, aber in sehr star- 
kem Maße mit Flüchtlingen aus Chile. Dies ist im 
Augenblick ein sehr aktuelles Problem, und deswe- 
gen liegt es nahe, daß uns der Ausschuß eine sol- 
che Resolution vorlegt. 

Der Bericht, den ich sehr begrüße und den ich für 
wichtig halte, behandelt die Flüchtlinge de facto. 
Ich habe vor einigen Jahren hier, Herr Präsident, 
als Berichterstatter einen Bericht vorzulegen ge- 
habt, in dem von den Staatenlosen de facto die 
Rede war, die vielfach auch Flüchtlinge de facto 
sind; das deckt sich häufig. Staatenlose de facto — 
um es in Erinnerung zu rufen — sind Personen, die 
die Staatsangehörigkeit ihres Aufenthaltslandes 
deswegen nicht erwerben können, weil sie aus der 
Staatsangehörigkeit des Landes, aus dem sie ge- 
flüchtet sind, rechtswidrigerweise nicht entlassen 
werden. Ich möchte die beteiligten Ausschüsse, 
d. h. ein wenig auch mich selbst im Rechtsaus- 
schuß, aber auch den federführenden Ausschuß hier 
auffordern, sich auch mit der Frage der Staatsange- 
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hörigkeit der Flüchtlinge de facto in ganz besonde- 
rem Maße zu befassen, wenn die Arbeiten dieses 
Berichts weiterverfolgt werden. 

Ich begrüße in diesem Zusammenhang insbeson- 
dere den Auftrag an den Rechtsausschuß, sich mit 
den Fragen des Asylrechts zu befassen. Ich möchte 
hier ausdrücklich die Änderungsanträge unterstüt- 
zen, die dahin gehen, diese Untersuchung nicht auf 
die Frage des diplomatischen Asyls zu beschrän- 
ken. Dies ist eine spezielle südamerikanische Usan- 
ce, mit der wir hier, glaube ich, nicht allzuviel an- 
fangen können, wenn ich das ganz offen sagen 
darf. 

Asylrecht ist Menschenrecht. Es ist wichtig, daß 
wir mehr dafür tun, hier weiter in der richtigen 
Richtung voranzukommen. Die Fragen sind sehr 
kompliziert. Wir erleben es in unseren Ländern — 
wir jedenfalls in der Bundesrepublik — , daß wir 
viele Antragsteller auf Asyl haben, bei denen ziem- 
lich deutlich ist, daß sie gar keine Asylberechti- 
gung haben. Das weiß man fast von vornherein. 
Aber es ist natürlich ein rechtsstaatliches Verfah- 
ren notwendig, um zu einer abschließenden Fest- 
stellung zu kommen. Die richtige Abwägung zwi- 
schen dem, was notwendig ist, um Menschen, die 
politisch verfolgt werden, Asyl zu geben, und dem, 
was erforderlich ist, um einen Andrang von Inter- 
essenten, die sich des Asylrechts bedienen wollen, 
um in ein bestimmtes Land zu kommen, zu steuern, 
diese schwierige Aufgabe ist es wert, im Rechts- 
ausschuß noch einmal durchdacht und hier in der 
Versammlung diskutiert zu werden, damit in unse- 
ren Ländern möglichst nach einheitlichen Maßstä- 
ben verfahren werden kann und nicht ein Land ge- 
gen das andere ausgespielt wird; und damit nicht, 
wenn in dem einen Land der Fall so oder so be- 
handelt wird, der Asylsuchende dann weiterzieht. 

Eine letzte Bemerkung, Herr Präsident. Ich habe 
soeben gesagt: Asylrecht ist Menschenrecht. Ich 
habe mich eigentlich immer gewundert, daß das 
Asylrecht kein Bestandteil der Europäischen Kon- 
vention für Menschenrechte ist. Ich möchte schon 
jetzt für die Diskussion im Rechtsausschuß anre- 
gen, daß sich die Versammlung sehr ernsthaft mit 
der Frage zu befassen haben wird, ob nicht das 
Asylrecht, in gehöriger Form ausgedrückt, ein Be- 
standteil der Menschenrechtskonvention in einem 
Zusatzprotokoll werden sollte. An der Überprüfung 
der Menschenrechtskonvention wird laufend gear- 
beitet, wie wir wissen. Ich glaube, dies ist ein 
wichtiger Punkt, der dabei zu berücksichtigen sein 
wird. 

Empfehlung 773 (1976) 

betr. Die Lage der „de facto" Flüchtlinge. 

Die Versammlung 

1. weist darauf hin, daß es in den Mitgliedslän- 
dern des Europarates eine bedeutende Anzahl 
von Personen gibt, die nicht als Flüchtlinge 
gelten im Sinne von Artikel 1 der Konvention 
vom 28. Juli 1951, Zusatzprotokoll vom 31. Ja- 


nuar 1967, betreffend den Status der Flüchtlinge, 
und die aus politischen, rassischen, religiösen 
oder anderen gültigen Gründen nicht in ihr Ur- 
sprungsland zurückkehren können oder wollen 
(„de feacto" Flüchtlinge); 

2. stellt fest, daß die besondere Lage dieser Perso- 
nen häufig Probleme schafft, z. B. bezüglich Auf- 
enthaltsgenehmigungen und Arbeitsmöglichkei- 
ten im Gastland; 

3. ist der Meinung, daß diese Personen in An- 
betracht der Tatsache, daß sie nicht in ihr 
Ursprungsland zurückkehren können oder wollen, 
eine wohlwollendere Behandlung brauchen als 
sie Fremden im allgemeinen zuteil wird; 

4. betont, daß es höchst wünschenswert ist, wenn 
sie in den Mitgliedsstaaten des Europarates eine 
möglichst einheitliche Behandlung erfahren. 

5. empfiehlt dem Ministerkomitee: 

1. einen Ausschuß von Regierungsexperten da- 
mit zu beauftragen, eine entsprechende Rege- 
lung, vorzugsweise ein Abkommen über „de 
facto" Flüchtlinge auszuarbeiten, und zwar 
dahin gehend, daß 

a) die Gewährung von Aufenthalts- und 
Arbeitsgenehmigungen vorgesehen wird; 

b) möglichst viele Artikel der Konvention 
vom 28. Juli 1951 über den Status der 
Flüchtlinge in Anwendung kommen, ins- 
besondere jene, die sich beziehen auf lohn- 
bringende Beschäftigungen (Artikel 17), 
öffentliche Fürsorge (Artikel 23), Arbeits- 
recht und Sozialversicherung (Artikel 24), 
ferner auf die Bestimmungen betreffend 
Flüchtlinge mit widerrechtlichem Aufent- 
halt im Zufluchtsland (Artikel 31), auf 
Ausweisung (Artikel 32) und speziell die 
Verhinderung der Ausweisung oder Rück- 
führung (Artikel 33) ; 

c) es „de facto" Flüchtlingen ermöglicht 
wird, angemessene Unterkunft zu finden-, 

d) berufliche Qualifikationen, insbesondere 
bei den freien Berufen, weitgehend aner- 
kannt werden; 

e) „de facto" Flüchtlingen die Möglichkeit 
gegeben wird, sich in Sprachkursen und 
Berufsschulen unentgeltlich weiterzubil- 
den; daß Schülern und Studenten Beihilfen 
und Stipendien gewährt werden; 

f) „de facto" Flüchtlinge, die nicht im Besitz 
gültiger Reiseausweise sind, mit solchen 
ausgestattet werden, damit sie sich ins 
Ausland begeben und ins ausstellende 
Land zurückkehren können; daß die In- 
haber dieser Reiseausweise von der Zah- 
lung der Visagebühren befreit sind. 
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11. die Regierungen der Mitgliedsländer aufzu- 
fordern, 

i. die Bezeichnung „Flüchtling" in der Kon- 
vention über den Status der Flüchtlinge 
vom 28. Juli 1951 sowie im Zusatzproto- 
koll über den Status der Flüchtlinge vom 
31. Januar 1967 großzügig anzuwenden ; 

ii. a) „de facto" Flüchtlinge nicht auszuwei- 

sen, es sei denn, sie finden in einem 
anderen Land Aufnahme, in dem sie 
vor Verfolgung sicher sind; 
b) Personen, die „anderswo Schutz und 
Asyl gefunden haben", Zuzug und Auf- 
enthalt nicht zu verweigern, es sei 
denn, sie werden tatsächlich von einem 
anderen Land aufgenommen; 

iii. „de facto" Flüchtlinge keiner anderen Be- 
schränkung ihrer politischen Aktivität als 
jener, die die eigenen Staatsbürger auch 
erfahren, zu unterwerfen — ausgenommen 
politische Rechte im engeren Sinne, die 
den Besitz der Staatsbürgerschaft des 
Aufenthaltslandes voraussetzen. 


Entschließung 608 (1976) 

betr. chilenische Flüchtlinge 

Die Versammlung 


8. beauftragt ihren Ausschuß für Bevölkerungs- 
und Flüchtlingsfragen zusammen mit dem Aus- 
schuß für die Beziehungen zu den nationalen 
Parlamenten und zur Öffentlichkeit die erfor- 
derlichen Schritte zu unternehmen, damit die 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 

a) den oben erwähnten Personen und chile- 
nischen Flüchtlingen, die sich gegenwärtig 
in den lateinamerikanischen Ländern auf- 
halten, zusammen mit ihren Familienange- 
hörigen, die Möglichkeit zur Aufnahme und 
Umsiedlung in Mitgliedstaaten des Europa- 
rates einräumen; 

b) die in der Empfehlung 773 über die Lage 
der „de facto" Flüchtlinge definierten Grund- 
sätze auf jene „de facto" Flüchtlinge in An- 
wendung bringen; 

9. beauftragt ihren Ausschuß für Rechtsfragen, 
das Problem des Asylrechts im allgemeinen zu 
untersuchen, einschließlich des Rechts auf diplo- 
matisches Asyl, in Anbetracht der Tatsache, 
daß dieses Recht, zumal es besonders in den 
lateinamerikanischen Ländern Geltung besitzt, 
auch für die Mitgliedsländer des Europarates 
von großer Bedeutung sein könnte; 

10. bringt die Hoffnung zum Ausdruck, daß im Ein- 
klang mit der steten Gepflogenheit in Latein- 


amerika, die als solche vom Internationalen 
Gerichtshof anerkannt wird, die chilenische Re- 
gierung weiterhin das Recht auf diplomatisches 
Asyl respektieren wird gemäß der Bestimmun- 
gen der am 26. Dezember 1933 in Montevideo 
Unterzeichneten Konvention über die politische 
Asylgewährung, an die Chile als Vertragspart- 
ner rechtlich gebunden ist. 


Tagesordnungspunkt : 

Dritter Tätigkeitsbericht 
der Kernenergiebehörde (NEA) der OECD 

(Drucksachen 3644 und 3654) 

Berichterstatter: Abg. Riviere (Frankreich) 


Dienstag^ 27. Januar 1976 


Tagesordnungspunkt: 

Mittelfristiger Plan für die Zwischenstaatliche 
Zusammenarbeit des Europarats von 1976 — 1980 

(Drucksachen 3669, 3721 und 3709) 
Berichterstatter: Abg. Alber (CDU/CSU) 

Alber (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Mit der Beschluß- 
fassung über das mittelfristige zwischenstaatliche 
Arbeitsprogramm und mit der Verabschiedung der 
Stellungnahmen der Versammlung zu diesem Plan 
beginnt eine neue Etappe in der Arbeitsweise des 
Europarats. Nicht mehr Einzelaktionen sind Gegen- 
stand der Arbeit, sondern ein fest geplantes, abge- 
stimmtes und koordiniertes Konzept. Dies bedeutet 
allerdings nicht, daß wir es mit einem festen, star- 
ren Schema zu tun hätten; wir sind nach wie vor 
offen für neue Gebiete, die im Laufe der Zeit anfal- 
len werden. Vor allen Dingen ist Vorkehrung ge- 
troffen, immer wieder aktuell sein zu können, 
durch die Möglichkeit, das Programm alle zwei 
Jahre zu überprüfen. 

Ich möchte zunächst dem Ministerkomitee sehr 
herzlich für die geleistete Arbeit danken, vor allen 
Dingen aber auch für die gute Zusammenarbeit, die 
wir in den letzten Monaten hatten und die wir fort- 
setzen werden. Ich möchte gleichzeitig das Minister- 
komitee bitten, unsere Stellungnahme auch positiv 
zu berücksichtigen. 

Das mittelfristige Arbeitsprogramm gliedert sich 
in acht Schwerpunkte. Ich will nicht im einzelnen 
auf sie eingehen und möchte auch meine Kollegen 
bitten, dies nachher nicht zu tun. Wir wollen heute 
ja keine Fachdebatte über das Schwergewicht der 
einzelnen Punkte und über die Schichtung inner- 
halb dieser Gruppierungen führen. Das wird Sache 
der Ausschüsse sein und ist nicht Aufgabe der heu- 
tigen Debatte. 


8 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4835 


Einer der wichtigsten Punkte, eigentlich der vor- 
nehmste unserer Arbeit, ist das sehr umfassende 
Gebiet der Menschenrechte und der Grundfreihei- 
ten. Dies zeigt: Der Mensch steht im Mittelpunkt 
der Politik. Auf dieser Erde gibt es etwa zwei Dut- 
zend Demokratien. Davon sind 18 im Europarat. 
Wir sind also das Gremium, das zwei Drittel aller 
Demokratien umfaßt. Diese Tatsache zeigt schon, 
welchen Stellenwert wir den Menschenrechten und 
Grundfreiheiten beimessen. Der Mensch als Mittel- 
punkt der Politik ist das Kriterium unserer Arbeit. 
Die Politik hat dem Menschen zu dienen, nicht um- 
gekehrt. Es geht in diesem Bereich nicht nur um 
den Schutz der Menschenrechte, sondern es geht 
vor allem auch darum, die Menschenrechte auszu- 
weiten und neue Aspekte aus den Gebieten der Bil- 
dung, der Arbeitswelt, des Wohnens, der Umwelt 
zu berücksichtigen. Wir müssen uns aber langsam 
auch überlegen, wie wir uns und den Staat vor ei- 
nem Mißbrauch dieser Grundfreiheiten schützen 
können. Denn es hat sich in der letzten Zeit ja lei- 
der gezeigt, daß einige dieser Freiheitsrechte bis 
zum Extrem ausgenutzt und die Menschenrechte 
selber damit gefährdet werden. Wir sollten wieder- 
um auch mehr auf den Pflichtenkatalog hinweisen. 
Das ist auch für eine Identifikation des Bürgers mit 
dem Staat von Nutzen. 

Der zweite Schwerpunkt betrifft soziale und so- 
zioökonomische Aspekte. Nur das soziale Wohlbe- 
finden des Bürgers trägt zur Stabilität der Politik 
bei, und nur eine soziale Politik ist eine gerechte 
Politik. Deshalb ist es notwendig, die sozialen 
Rechte und Sicherungen zu vermehren, die Sozial- 
charta voll anzuwenden, die Sozialplanung abzu- 
stimmen. Es geht darum, den Verbraucherschutz zu 
intensivieren. Vor allen Dingen aber geht es in die- 
sem Bereich darum, die Stellung der Gastarbeiter 
und ihrer Familien zu verbessern. Dies sind nur ei- 
nige wenige Punkte, die ich gesondert ansprechen 
wollte. 

Der dritte Schwerpunkt ist der Bereich der Erzie- 
hung und der Kultur. Der Beitrag des CCC ist et- 
was spät eingegangen — gestern — , aber damit 
wurde das Klassenziel gerade noch erreicht. Wir 
wissen alle: die Kulturpolitiker gehören zu den am 
meisten beschäftigten Leuten. Sie sind auch die re- 
formfreudigsten. Sie sind aber auch die, die am 
meisten durcheinanderbringen. Nun, ich möchte un- 
serem Kulturausschuß sehr herzlich dafür danken, 
daß er noch so schnell gearbeitet hat, daß wir die 
Stellungnahme noch voll verwerten können. 

In diesem Bereich geht es primär darum, das Be- 
wußtsein der gemeinsamen europäischen Kultur zu 
stärken. Es geht aber auch darum, die neuen 
Aspekte der Demokratisierung auch in diesem Be- 
reich zu würdigen, die Chancengleichheit des ein- 
zelnen voll zu praktizieren, aber auch Lehrpläne zu 
koordinieren, Zeugnisse und Prüfungen gegenseitig 
anzuerkennen. Ich glaube, wir müssen allgemein 
mehr den Aspekt der Bildung betonen, der neben 
denen der Erziehung und Ausbildung vielleicht et- 
was zu kurz gekommen ist. Erst die Bildung macht 
den wahren Wert des Menschen aus. 


Der vierte Schwerpunkt sind die Jugendfragen. 
Es hat einmal jemand gesagt: Wer die Jugend hat, 
hat die Zukunft. Ich glaube, das stimmt. Deshalb 
sollten gerade wir als Europäer uns verstärkt den 
Jugendfragen widmen. Wir müssen dafür sorgen, 
daß die junge Generation politisch mitarbeitet. Der 
Europarat ist ein geeignetes Instrument hierfür, 
denn er ist aufgebaut auf idealistischen Motiven. 
Ich möchte fast sagen, daß bei der Europäischen 
Gemeinschaft das Pragmatisch-Wirtschaftliche im 
Vordergrund steht, bei uns dagegen das Ideali- 
stisch-Geistige. Das aber sind ja gerade die Punkte, 
die die junge Generation besonders ansprechen. 

Der fünfte Bereich ist die Gesundheitspolitik. Es 
geht hier darum, Freizügigkeit und Austausch der 
Erfahrungen der medizinischen Erkenntnisse zu ge- 
währleisten. Es geht um eine bessere Koordinie- 
rung insbesondere der Forschung. Ich will nicht sa- 
gen, daß vieles an Forschung auf europäischer Ebe- 
ne zentralisiert werden sollte, aber eine Koordinie- 
rung wäre schon wesentlich. Man hat mitunter bei 
vielen medizinischen Fakultäten das Gefühl, daß 
jede für sich forscht und die eine nicht weiß, was 
die andere tut. Nach meiner Meinung dient es auch 
dem Wohlergehen der Bürger, wenn in diesem Be- 
reich der Koordinierung der Forschung Fortschritte 
gemacht werden. Ich will hier nur die Krebsfor- 
schung erwähnen. Hier liegt ein echtes Aufgaben- 
gebiet für den Europarat. 

Der sechste Schwerpunkt betrifft den Natur- und 
Umweltschutz und die Regionalplanung. Wir spre- 
chen immer von Naturschutz und Umweltschutz; 
im Grunde aber ist das ein Menschenschutz. Wenn 
wir es nicht schaffen, die Naturschätze zu bewah- 
ren und eine saubere Umwelt wiederherzustellen, 
schaden wir uns selber am meisten. Deshalb sind 
das Bereiche, die man eigentlich unter den Begriff 
Menschenschutz fassen sollte. 

Die Regionalplanung ist ein sehr wesentlicher 
Punkt. Denn nur wenn wir eine Gleichheit der Ent- 
wicklung in den einzelnen Räumen haben, nur 
wenn wir die Infrastrukturen abstimmen können, 
wird sich dieses Europa gleichmäßig und gedeihlich 
entwickeln können. 

Der siebente Punkt betrifft die regionale und 
kommunale Zusammenarbeit. Es geht um die Stär- 
kung der Kommunen und um die Aktivierung der 
politischen Mitarbeit der Bürger. Dies ist im Grun- 
de die Basis einer jeden Politik. Wenn die Kommu- 
nalpolitik stimmt, stimmt meistens auch die andere 
Politik. Gerade die Länder, die zur Zeit Verwal- 
tungsreformen durchführen, müssen erleben, wie 
sehr der Bürger — und ich bewerte das positiv — 
mit seiner Heimatstadt, seinem Heimatkreis ver- 
bunden ist. Wir müssen also, wenn wir die Demo- 
kratie an der Basis wirklich stärken wollen, die 
Stellung der Kommunen wesentlich ausbauen. 

Mit in diesen Bereich gehört die grenzüberschrei- 
tende Zusammenarbeit. Hier gelten andere regiona- 
le Gesichtspunkte als nur geographische oder als 
politische Grenzen. Ich erwähne nur die Alpenre- 
gion. Ich würde mir wünschen, daß wir durch die 
Schaffung grenzüberschreitender Regionen tatsäch- 
lich bald zur Auflösung der Grenzen kommen könn- 
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ten und daß die überregionale Zusammenarbeit 
auch auf anderen Gebieten sehr intensiviert würde; 
z. B. auf den Gebieten der Kultur und des Sports, 
um nur zwei zu nennen. 

Der letzte, der achte Schwerpunkt, betrifft den 
großen Bereich des Rechts. Es geht hier vor allen 
Dingen um die Harmonisierung der Bestimmungen, 
die uns alle gemeinsam betreffen. Ich will nur das 
Zivilrecht, das Eherecht, aber auch weite Bereiche 
des Verkehrs- oder Versicherungswesens erwäh- 
nen. Es geht um die Koordinierung der Verbre- 
chensbekämpfung und insbesondere darum, ge- 
meinsame Regelungen für neue Sachverhalte und 
Tatbestände zu erarbeiten. Der technische, wirt- 
schaftliche und medizinische Fortschritt macht sol- 
che Bestimmungen notwendig. Es wäre nicht gut, 
wenn jedes Land eigene Regelungen treffen würde. 
Hier sind einheitliche und gemeinsame Vorschrif- 
ten notwendig, um spätere, aufwendige Harmoni- 
sierungen zu vermeiden. 

Dies sind acht Großbereiche, die für uns ein ech- 
tes Tätigkeitsfeld schaffen. Sie sind auch zufrieden- 
stellend verteilt. Dennoch möchte ich noch einige 
offene Punkte erwähnen. Es wäre sehr wünschens- 
wert gewesen, wenn bei dieser Gelegenheit eine 
allgemeine Bestandsaufnahme des Europarats und 
eine Globalstrategie erarbeitet worden wären und 
wenn auch mal wieder der Stellenwert des Europa- 
rats erwähnt worden wäre. Es heißt immer, der Eu- 
roparat sei der Vater Europas. Wir stimmen dem 
voll zu. Aber neuerdings kommt auch die Redewen- 
dung auf, der Europarat, das seien die Nicht-Neun. 
Ich glaube, darauf sollten wir uns gar nicht einlas- 
sen: hier die Neun und hier die Nicht-Neun. Der Eu- 
roparat ist das Organ der Achtzehn. Darauf müssen 
wir besonders hinweisen, und diese Gemeinsamkeit 
müssen wir weiterentwickeln. Der Europarat ist 
nicht nur das Gewissen Europas, der Europarat 
muß wie bisher die Triebfeder Europas sein. 

Neben dieser Globalstrategie wäre es wünschens- 
wert gewesen, wenn einer der Schwerpunkte der 
Versammlung besonders betont worden wäre, näm- 
lich die Weiterentwicklung der Demokratie und der 
demokratischen Institutionen. Auch hier sind wir 
Triebfeder und wollen wir Triebfeder sein. Wir hof- 
fen, daß die Ergebnisse, die unser Kolloquium im 
April dieses Jahres erbringen wird, auch in diesen 
Plan einfließen werden. 

Ein dritter Punkt wäre vielleicht erörternswert, 
der zwar nicht jetzt verwirklicht werden muß, aber 
doch mittelfristig: eine Abgrenzung zur Europä- 
ischen Gemeinschaft und den anderen Organisatio- 
nen im Sinne einer Flurbereinigung. Es geht nicht 
an, daß hier Doppelarbeit geleistet wird, die zu 
nichts führt. Eine Abgrenzung wäre wirklich sehr 
wesentlich. Diese Abgrenzung darf allerdings nicht 
dazu führen, daß wir weniger politisch werden und 
uns dann vielleicht, wie es einige gern sähen, auf 
der Stufe eines Universitäts-Forschungsinstituts be- 
wegen. Wir sind und bleiben eine politische Platt- 
form auch für die Zukunft. 

Ein vierter Punkt ist die Koordinierung im Be- 
reich der Wissenschaft und der Technik. Dies ist 
ein Aufgabengebiet, das neben dem der Medizin, 


das ich bereits angesprochen habe, entscheidende 
Fortschritte bringen könnte. Ich verstehe nicht, 
warum hier auf seiten des Ministerkomitees gewis- 
se Bedenken bestehen. Denn letztlich würde eine 
solche Koordinierung auch volkswirtschaftlich von 
großem Nutzen sein. Durch die Koordinierung der 
Wissenschaft und Technik, durch einen Gedanken- 
austausch, könnte man unter dem Strich sehr viel 
einsparen. 

Der fünfte Punkt betrifft die sich aus der KSZE 
ergebenden Folgen im Bereich der wirtschaftlichen 
und technischen Zusammenarbeit. Wir betonen 
jetzt schon, daß der Europarat der Partner, das Gre- 
mium, das Organ für diese Zusammenarbeit ist, die 
in Helsinki vereinbart worden ist. 

Ein sechster Punkt: Es wäre wünschenswert ge- 
wesen, stärker die Interdependenzen zwischen den 
einzelnen Fachgebieten und innerhalb der Fachge- 
biete auch die Prioritäten festzusetzen. Dies war 
teilweise auf Grund der Kürze der Zeit nicht mög- 
lich. Dies wird noch eine Aufgabe der Fachaus- 
schüsse sein. 

Ich möchte an dieser Stelle auch das Ministerko- 
mitee herzlich bitten, es uns zu ermöglichen, diesen 
Plan durch die Bewilligung der entsprechenden 
Gelder und auch Planstellen zu vollziehen. Auch 
geht es darum, diese Arbeit publizistisch zu ver- 
werten. Wir alle beklagen es sehr, daß das Echo 
der Presse auf die Arbeit des Europarats augen- 
blicklich etwas gering ist. 

Meine Damen! Meine Herren! Nun geht es dar- 
um, dieses mittelfristige Arbeitsprogramm in die 
Tat umzusetzen. Wir sind nicht ein kontemplatives, 
wir sind ein gestaltendes Organ. Wir pflegen nicht 
nur das gemeinsame Erbe Europas, sondern wir 
schaffen auch die gemeinsame Zukunft Europas. So 
tragen wir bei zum Frieden in der Welt, zum Wöh- 
le unserer Länder und unserer Bürger und zum 
Nutzen von uns allen. 

Richter (SPD): Herr Präsident! Meine lieben Kol- 
leginnen und Kollegen! Der Beitrag des Wissen- 
schafts- und Technologieausschusses zur Stellung- 
nahme der Versammlung zum mittelfristigen Ar- 
beitsprogramm ist in den §§ 22, 23 und 27 h der 
Drucksache 3709 enthalten. 

Ich persönlich befürworte den Änderungsantrag, 
der vom Ausschuß für Kultur und Erziehung vorge- 
legt worden ist und der bezweckt, daß die unter 
dem Stichwort „Kultur" erfaßten Aktivitäten des 
Europarates nicht nur die Gebiete der Erziehung 
und Kultur einbeziehen, sondern auch die Wissen- 
schaft. 

Ich möchte die in der Stellungnahme der Ver- 
sammlung zum mittelfristigen Arbeitsprogramm 
aufgenommenen Paragraphen betreffend Wissen- 
schaft und Technologie noch um einen Punkt er- 
gänzen. 

Der Wissenschafts- und Technologieausschuß 
hatte bisher die volle Unterstützung der Parlamen- 
tarischen Versammlung hinsichtlich der Aktivitä- 
ten, die im Rahmen des gemischten Ausschusses 
für wissenschaftliche Zusammenarbeit ausgeführt 
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werden. — Ich danke hier noch einmal dem Kolle- 
gen Andre Boulloche, der sich dieser Arbeit in 
ganz besonderem Maße unterzogen hat. — Da wir 
diesen Punkt auch in dem schriftlichen Beitrag un- 
seres Ausschusses behandelt haben, wie dies aus 
dem Anhang zur Stellungnahme der Parlamentari- 
schen Versammlung, ausgedruckt in Drucksache 
3709, ersichtlich ist, liegt uns daran, daß auf diese 
wichtigen Aktivitäten ebenfalls in dem praktischen 
Teil der Stellungnahme Bezug genommen wird. 
Deshalb habe ich einen Änderungsantrag einge- 
bracht, dessen Wortlaut der Ausschuß anläßlich 
seiner letzten Sitzung genehmigt hat. 

Der Änderungsantrag Nr. 8 ist wie folgt abgefaßt: 

Die Aktivitäten des gemischten europäischen 
Ausschusses für Wissenschaftliche Zusammen- 
arbeit und seiner Arbeitsgruppen haben eine 
wichtige Rolle zu spielen für die Einführung 
der europäischen Zusammenarbeit in spezifi- 
schen wissenschaftlichen Bereichen: so als Bin- 
deglied zwischen den wissenschaftlichen Akti- 
vitäten der nationalen und internationalen For- 
schungsinstitute und dem Arbeitsprogramm des 
Europarates; als Treffpunkt für einen konstruk- 
tiven und andauernden Dialog zwischen Parla- 
mentariern und Wissenschaftlern; diese Funk- 
tionen können nur im Rahmen der Parlamenta- 
rischen Versammlung sinnvoll verwirklicht 
werden. 

Herr Präsident, es ist ein besonderes Anliegen 
des Wissenschafts- und Technologieausschusses, 
daß die Schlußfolgerungen der 4. Parlamentarischen 
und Wissenschaftlichen Konferenz, zu denen die 
Parlamentarier, Wissenschaftler, Wissenschafts- 
und Technologiemanager, Industriellen sowie Ge- 
werkschaftler gelangt sind, ernstlich von allen zu- 
ständigen Organen des Europarates geprüft wer- 
den. 

Wir wären daher dankbar, wenn der CCC und 
seine Ausschüsse und insbesondere das Ministerko- 
mitee die Resultate der Florenzer Konferenz unter- 
suchen und auf den Weg bringen würden. In dem 
jetzigen Stadium könnte dies am wirkungsvollsten 
durch das Ministerkomitee und den CCC erfolgen 
gemäß den Vorschlägen, die in dem Abschnitt Wis- 
senschaft und Technologie der Stellungnahme zum 
mittelfristigen Plan enthalten sind. 

Wie ich gehört habe, sollen diejenigen Punkte 
des Plans, die unseren Wissenschafts- und Techno- 
logieausschuß betreffen, in den nächsten Monaten 
einem besonderen Bewertungsverfahren unterzogen 
werden, und zwar im Hinblick auf die Zielsetzun- 
gen des Plans. Wir würden uns freuen, an diesem 
Verfahren beteiligt zu werden. 

Außerdem würden wir es sehr schätzen, wenn 
während dieses Verfahrens der CCC und das Mini- 
sterkomitee die Bedeutung der Wissenschaft und 
der Technologie für die Ausgestaltung der europä- 
ischen Kultur und Zivilisation von morgen nicht 
aus den Augen verlieren würden. Deshalb hielte 
ich es für richtig, wenn die Einführung, das Vor- 
wort zum Plan des CCC hierauf Bezug nähme. 


Bei dieser Gelegenheit möchte ich auch noch ein- 
mal auf die guten Beziehungen hinweisen, die zwi- 
schen dem Ausschuß dieser Versammlung und dem 
CCC bestehen. 

Das Generalthema der 4. Parlamentarischen und 
Wissenschaftlichen Konferenz lautete: Die Wissen- 
schaft und die Zukunft des Menschen in der euro- 
päischen Gesellschaft. 

Herr Präsident, Sie haben die Konferenz in Flo- 
renz über Jahre hinweg vorbereitet. Sie haben an 
ihr teilgenommen und wichtige Beiträge vorgetra- 
gen. Sie werden die hier brisant gewordenen Anlie- 
gen besonders würdigen und die Haltung des Aus- 
schusses sicher auch in Zukunft mit Nachdruck un- 
terstützen. Darum möchte ich Sie bitten. 

Stellungnahme des Berichterstatters zur Ausspra- 
che: 

Alber (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! In Anbetracht der 
fortgeschrittenen Zeit möchte ich mich kurz fassen, 
insbesondere weil sich bestätigt hat, daß die mei- 
sten Kollegen des Ministers wegen da waren und 
nicht wegen des Programms. 

Ich möchte nicht auf die Bemerkungen eingehen, 
in denen unser Plan unterstützt wurde. Ich bedanke 
mich bei den Kollegen für die ergänzenden und 
vertiefenden Ausführungen. Ich möchte nur einige 
wenige Punkte gesondert ansprechen. 

Es wurde gesagt, der Plan sei sehr lang und es 
bestehe die Gefahr, daß er gar nicht gelesen werde. 
Das sehe ich auch. Wichtiger aber als die Frage, ob 
er gelesen wird oder nicht, ist die Tatsache, daß er 
angewendet wird, und hier wollen wir daran mit- 
wirken, daß dieser Plan in die Tat umgesetzt wer- 
den kann. 

Es wurde gefragt, was wir unter multidisziplinär 
verstehen oder ob das nur ein Modewort sei. Nun, 
es ist bei multidisziplinären Fragen oft so, daß vie- 
le mit viel Aufwand und viel Zeit und viel Geld 
wenig schaffen. Aber so wollen wir es nicht ma- 
chen. Multidisziplinär heißt für uns eine vorherige 
Abstimmung, wie man an das Thema herangehen 
kann, um eine Verzettelung zu vermeiden. Es gibt 
eben auch Fachbereiche, die nur multidisziplinär 
erarbeitet werden können. Ich darf nur an das Dro- 
genproblem erinnern. Hier ist die Mitarbeit von Ju- 
risten, Psychologen, Sozialarbeitern und Erzie- 
hungsfachleuten notwendig. So gibt es noch viele 
andere Bereiche. 

Zur Öffentlichkeitsarbeit, Herr Kollege Coutso- 
cheras: Hier stimme ich Ihnen völlig zu. Der Euro- 
parat wäre gestern abend sicher erwähnt worden, 
wenn einer unserer Kollegen dieses Gemälde ge- 
stohlen hätte. Aber so wollen wir ja nicht Reklame 
für uns selber machen. Ich meine, man müßte ein- 
mal überlegen, ob man außer mit den hier akkredi- 
tierten Journalisten nicht vielleicht auch einmal 
Gespräche mit den Herausgebern der Zeitungen 
oder mit den Chefredakteuren, die man entspre- 
chend einladen müßte, führen könnte. Denn man 
hat oft das Gefühl, daß gerade dieser Personen- 
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kreis, die Intendanten usw., gar nicht weiß, was 
hier gearbeitet wird. 

Ihren anderen Vorschlag — Kontakte mit den 
Parteien und den Parteichefs — halte ich für erwä- 
genswert. Er sollte geprüft werden. 

Ich möchte aber an dieser Stelle auch einmal sa- 
gen: Wir sollten vielleicht auch mehr darauf hin- 
wirken, daß die einzelnen nationalen Delegationen 
mit den entsprechenden Persönlichkeiten besetzt 
werden. Man hat auch das Gefühl, daß die Oberen 
in den nationalen Parlamenten hier zwar formell ei- 
nen Sitz beanspruchen, aber nie hier erscheinen. 
Ich würde das ebenfalls beanstanden. Es wäre wün- 
schenswert, wenn wir auch dieses Problem intern 
lösen und regeln könnten. 

Ich darf mich nochmals bei den Kollegen und 
insbesondere auch beim Sekretariat bedanken, das 
mit der Aufstellung dieses Plans wirklich eine im- 
mense Arbeit geleistet hat. 

Abg. Aano (Norwegen) bringt einen Änderungs- 
antrag ein, demzufolge die Versammlung sich Vor- 
behalten wolle, zu dem Verhältnis zwischen Folge- 
maßnahmen der KSZE und dem zwischenstaatlichen 
Arbeitsprogramm des Europarats auf ihrer nächsten 
Tagung Stellung zu nehmen. 

Alber (CDU/CSU); Ich stimme dem zu, möchte 
aber noch einmal folgendes erwähnen. Es sollte da- 
bei nicht der Gedanke des bisherigen Absatzes 16 
in Vergessenheit geraten, daß auch die technische 
Zusammenarbeit im Zusammenhang mit den Moti- 
ven des Europarates stehen sollte. Das dürfen wir 
nicht ganz vergessen. Wir dürfen nicht — sozusa- 
gen durch eine Hintertür — unsere eigenen ideellen 
Motive aushöhlen. Darauf wollte ich nur noch ein- 
mal hinweisen. Im übrigen stimmen wir dem zu. 


Tagesordnungspunkt; 

Bericht des amtierenden Vorsitzenden des 
Ministerkomitees an die Versammlung 

(Drucksache 3703 und Anhang) 

Genscher (Außenminister der Bundesrepublik 
Deutschland). — Herr Präsident, ich darf zunächst 
für die freundlichen Worte der Begrüßung danken. 
Ich freue mich, im Amt des Präsidenten dieser Ver- 
sammlung den Parlamentarier eines Landes zu se- 
hen, das nicht nur mit dem eigenen Land durch 
enge Freundschaft verbunden ist, sondern das mit 
seiner Weltoffenheit und seiner Bereitschaft zu in- 
ternationaler Zusammenarbeit beispielhaft ist. Ich 
möchte Ihnen, Herr Präsident, bei der Erfüllung Ih- 
rer verantwortungsvollen Aufgaben weiterhin vol- 
len Erfolg wünschen. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 
Europarat erfüllt in der gegenwärtigen Lage Euro- 
pas als Forum rechtsstaatlicher parlamentarischer 
Demokratien eine unersetzliche Funktion. Ich erin- 
nere an den Wiederbeitritt Griechenlands zum Eu- 
roparat. Ich erinnere ebenso an die Ermutigung der 


demokratischen Kräfte in Portugal und Spanien, die 
vom Europarat ausging und die nicht zuletzt aus- 
ging von den Debatten in diesem Haus und von den 
Kontakten der Mitglieder dieses Hauses mit Demo- 
kraten dieser Länder. Die Aussicht auf den Beitritt 
zum Europarat und zur Menschenrechtskonvention 
ist heute ein wirkungsvoller politischer Faktor bei 
der Annäherung dieser Länder an das demokrati- 
sche Europa. 

Mit der Stärkung der Demokratie in Europa er- 
füllt der Europarat seine vornehmste Funktion. Die 
freiheitliche rechtsstaatliche Demokratie ist heute 
überall in der Welt auf die Probe gestellt. Sie muß 
sich nach außen behaupten. Die Entspannungspoli- 
tik enthebt uns nicht der Notwendigkeit, in der 
Auseinandersetzung der politischen Systeme mit 
Entschlossenheit für Freiheit und Demokratie ein- 
zutreten. Die Demokratie muß sich jedoch ebenso 
gegenüber inneren Gefahren behaupten. Wir wer- 
den die Stabilität der demokratischen Strukturen 
unserer Staaten nur sichern können, wenn wir auch 
die wirtschaftliche und die soziale Stabilität si- 
chern können. Kein europäisches Land kann des- 
halb gleichgültig bleiben gegenüber wirtschaftli- 
chen Schwierigkeiten in einem anderen Land; es ist 
vielmehr aufgerufen zur tatkräftigen Hilfe und Un- 
terstützung. Nur ein solidarisches Europa wird auf 
die Dauer ein demokratisches Europa bleiben kön- 
nen. 

Der Europarat ist die umfassendste Organisation 
des demokratischen Europa. In Übereinstimmung 
mit ihren Partnern in der Europäischen Gemein- 
schaft — und das sage ich als Außenminister der 
Bundesrepublik Deutschland — ist die Bundesregie- 
rung entschlossen, die Möglichkeiten voll zu nut- 
zen, die diese Organisation den europäischen De- 
mokratien gibt, ihre gemeinsamen Überzeugungen 
und Interessen zum Ausdruck zu bringen, sie zu 
wahren und sie zu stärken. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Als 
Vorsitzer des Ministerkomitees habe ich die Ehre, 
Ihnen über die Tätigkeit dieses Komitees zu berich- 
ten. Ich darf dabei auf den Schriftlichen Bericht 
verweisen, der Ihnen vorliegt. 

Die Versammlung wird in dieser Sitzung über 
den Entwurf des mittelfristigen Planes beraten, den 
das Ministerkomitee für die zwischenstaatliche Zu- 
sammenarbeit in den Jahren 1976 bis 1980 aufge- 
stellt hat. Der Leitgedanke dieses Planes ist die 
Stärkung und Erhaltung der Demokratie in Europa. 
Der Plan gliedert sich in acht Hauptaufgabenberei- 
che, auf die der Europarat gemäß Resolution 74/4 
seine Tätigkeit konzentriert. Er enthält wichtige po- 
litische Orientierungen für die zahlreichen Fach- 
gremien des Europarates. 

Bei der Aufstellung künftiger Jahresprogramme 
für die zwischenstaatliche Zusammenarbeit wird 
das Ministerkomitee auf der Grundlage dieses Pla- 
nes Schwerpunkte setzen. Zur Ausrichtung der 
fachlichen Aktivitäten auf das im Statut des Euro- 
parates verankerte Ziel einer immer engeren Ver- 
bindung der Mitgliedsländer bedarf es konstrukti- 
ven Zusammenwirkens zwischen Ministerkomitee 
und Parlamentarischer Versammlung. Mit Befriedi- 
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gung stelle ich fest, daß die letzte Sitzung des Ge- 
mischten Ausschusses, der Gedankenaustausch über 
die politische Orientierung des Arbeitsprogramms, 
uns ein gutes Stück vorangebracht hat. 

Die Europäische Menschenrechtskonvention, die 

alle Mitgliedsländer des Europarates bindet, besteht 
nunmehr 25 Jahre. Die mit dieser Konvention und 
ihren fünf Protokollen geschaffenen Einrichtungen 
und Verfahren zum Schutz der Menschenrechte ha- 
ben sich als ein wirkungsvolles Instrument erwie- 
sen, das für unsere demokratische Gesellschaft und 
für die Stellung des einzelnen in dieser Gesell- 
schaft von großer Bedeutung ist. Die Bilanz 25jähri- 
ger Erfahrung, die auf dem Colloquium in Rom im 
November vergangenen Jahres gezogen wurde, 
zeigt aber auch die Notwendigkeit, dieses Instru- 
ment weiterhin der modernen Entwicklung anzu- 
passen. 

Das Ministerkomitee begrüßt die von der Ver- 
sammlung für April dieses Jahres geplante Konfe- 
renz über die Entwicklung der demokratischen In- 
stitutionen in Europa, die sich insbesondere mit der 
Rolle der Massenmedien in der Demokratie befas- 
sen wird. Auch das Ministerkomitee mißt diesem 
Thema große Bedeutung bei. Es hat ein Expertenko- 
mitee für Massenmedien geschaffen, das sich mit 
der Erarbeitung eines allgemeinen Konzepts des 
Medienrechts befassen wird. 

Der internationale Terrorismus, der alle Mitglied- 
staaten mit ernsten Problemen konfrontiert, war ein 
wichtiges Thema der europäischen Justizminister 
bei ihrem Treffen im Mai 1975. Auf Empfehlung der 
Justizminister schuf das Ministerkomitee einen Ad- 
hoc-Ausschuß zur Untersuchung bestimmter neuer 
Formen organisierter Gewaltverbrechen. Der Aus- 
schuß hat inzwischen den Entwurf einer Konven- 
tion erarbeitet, der in Übereinstimmung mit den 
Empfehlungen der Versammlung und mit der Reso- 
lution 74/3 vorsieht, die Auslieferung eines Terrori- 
sten auf Grund einer präziseren Bestimmung des 
Begriffs des politischen Delikts zu erleichtern, und 
im Falle der Nichtauslieferung zur Bestrafung der 
Terroristen verpflichtet. 

Das Europäische Denkmalschutz] ahr und der ab- 
schließende Kongreß in Amsterdam haben dem 
Kampf um die Erhaltung der historisch gewachse- 
nen architektonischen Umwelt in unseren Ländern 
wichtige Impulse gegeben. Es liegt mir daran, hier 
die besonderen Verdienste des Vorsitzenden jenes 
Kongresses für die im Europarat geführte Kampa- 
gne hervorzuheben. 

Der Entwurf einer Europäischen Konvention über 
die Rechtsstellung der Gastarbeiter wurde im Mini- 
sterkomitee weiterberaten. Es bleibt insbesondere 
noch festzulegen, welche Bestimmungen in den har- 
ten Kern der Konvention eingeschlossen werden 
sollen. 

Das Ministerkomitee bestätigte schließlich seinen 
Beschluß von 1962, das Europäische Kulturzentrum 
in Delphi unter die Schirmherrschaft des Europara- 
tes zu stellen. Nach dem Wiederbeitritt Griechen- 
lands konnte diese Frage im Einvernehmen mit der 
griechischen Regierung befriedigend gelöst wer- 
den. 


Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das 
Ministerkomitee, unterstützt von dem Generalse- 
kretär, wie die letzte Sitzung des Ministerkomitees 
unter Vorsitz des französischen Außenminister Sau- 
vagnargues am 27. November 1975 in Paris zeigt, 
stellt die verschiedenen Tätigkeiten des Europara- 
tes in den Zusammenhang der politischen Lage in 
Europa. Der intensive Meinungsaustausch der Mini- 
ster über die Ergebnisse der KSZE, der von dem 
Schweizer Außenminister Gräber eingeleitet wurde, 
ergab, daß die Mitgliedsregierungen vier Monate 
nach Helsinki bei der Fortsetzung der Entspan- 
nungspolitik klare Ziele verfolgen, zu denen sie als 
freiheitliche Demokratien sich verpflichtet fühlen. 
Die Durchführung der Schlußakte muß, wie die Mi- 
nister feststellten, in einem Geist des guten Willens 
und zugleich mit Geduld und Festigkeit weiter ver- 
folgt werden. Daher vereinbarte das Ministerkomi- 
tee, den Gedankenaustausch über die Verwirkli- 
chung der Helsinki-Dokumente im Ministerkomitee 
auch auf der Ebene der Ministerbeauftragten fort- 
zusetzen. 

Die Minister betonten ferner ihre fortgesetzte Un- 
terstützung der Bemühungen der Regierung von 
Portugal und der Mehrheit des portugiesischen 
Volkes, unter Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung Fortschritte zur parlamentarischen Demo- 
kratie auf der Grundlage des Respektes für Men- 
schenrechte und soziale Gerechtigkeit und Rechts- 
staatlichkeit zu erzielen. Das Ministerkomitee bil- 
ligt im Grundsatz das Programm des Generalsekre- 
tärs des Europarates mit den portugiesischen Be- 
hörden. Wir hatten ferner einen Bericht über die 
Beziehungen der Europäischen Gemeinschaft und 
über die Beziehungen der EFTA zu Portugal. 

Das Ministerkomitee führte ferner einen Mei- 
nungsaustausch über die Entwicklung in Spanien 
durch, der von dem schwedischen Außenminister 
eingeleitet wurde. Die Minister, die die Stellung- 
nahmen der Versammlung in ihre Überlegungen 
einbezogen, begrüßten die Perspektiven, die sich 
jetzt für eine Annäherung Spaniens an das demo- 
kratische Europa ergeben. 

Die Minister befaßten sich schließlich mit den 
Fortschritten der europäischen Zusammenarbeit. 
Sie hörten dazu Berichte für die EG und für die 
EFTA sowie einen Bericht des Generalsekretärs für 
den Europarat. 

Ich glaube, die Entwicklung zeigt, daß das Mini- 
sterkomitee mit der Fortsetzung seines lebhaften 
außenpolitischen Gedankenaustausches sowie mit 
der schwerpunktmäßigen Intensivierung des zwi- 
schenstaatlichen Arbeitsprogramms die Aufgaben 
erfüllt, die es sich in Resolution 74/4 in Abstim- 
mung mit der Versammlung gesetzt hat. 

Herr Präsident Czernetz und ich haben bei unse- 
rem kürzlichen Gespräch in Bonn mit Befriedigung 
festgestellt, daß sich die Beziehungen zwischen Mi- 
nisterkomitee und Parlamentarischer Versammlung 
harmonisch und konstruktiv entwickeln. Beide Or- 
gane sind nach ihrem Gesetz angetreten. Die Au- 
ßenpolitik der Regierung hat Rücksichten zu neh- 
men, die für die freie parlamentarische Debatte 
nicht zu gelten brauchen. Doch erst aus dem frucht- 
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baren Zusammenspiel zwischen beiden Organen er- 
geben sich die wesentlichen Impulse für die Be- 
hauptung und Weiterentwicklung unserer freiheitli- 
chen Lebensordnung und für das Wohl dieser Orga- 
nisation. 

Keiner unserer Staaten, meine Damen und Her- 
ren, kann hoffen, in einer neuen Weltordnung, de- 
ren Umrisse sich zu Beginn des letzten Quartals un- 
seres Jahrhunderts abzeichnen, allein auf sich ge- 
stellt die Entscheidungen wirksam beeinflussen zu 
können, die die Zukunft unserer Völker bestimmen. 
Das stärkste Motiv der europäischen Einigung war 
und ist, die Mitwirkung der europäischen Demokra- 
tien an einer künftigen Weltordnung sicherzustel- 
len. Ministerpräsident Tindemans hat das in seinem 
Bericht über die Europäische Union eindrucksvoll 
nachgewiesen. Das gilt für diejenigen unter unse- 
ren Ländern, die sich in der Europäischen Gemein- 
schaft zusammengeschlossen haben. Das gilt aber 
auch für den weiteren Familienverband europä- 
ischer Demokratien im Europarat. Beide dienen mit 
unterschiedlichen Methoden der europäischen Eini- 
gung. 

Die Bundesregierung hat nie einen Zweifel an ih- 
rem Engagement für ein vereintes Europa gelassen. 
Sie begrüßt daher auch den Bericht des belgischen 
Ministerpräsidenten, der sich in die Tradition der 
bedeutenden belgischen Beiträge zur Europapolitik 
einfügt. Der Tindemans-Bericht ist ein umfassender 
Wegweiser für eine gemeinsame Politik der neun 
Mitgliedstaaten in allen Bereichen, die für die Fort- 
entwicklung der Gemeinschaft zur Europäischen 
Union wesentlich sind. Er ist dabei konstruktiv und 
realistisch zugleich. Die Bundesregierung steht hin- 
ter seinen Grundzielen, und sie setzt sich dafür ein, 
daß der Bericht zum Anstoß für gemeinschaftliche 
Entscheidungen wird, die den Einigungsprozeß vor- 
antreiben. Es gibt keine ernsthafte Alternative zu 
einer gemeinsamen Politik, wenn wir die Stellung 
Europas in der Welt festigen, die Stabilität unserer 
Volkswirtschaften gewährleisten und den Bürgern 
mehr Freiheit und mehr Sicherheit verschaffen wol- 
len. Diese Politik ist möglich für die, die den politi- 
schen Willen haben. 

Die Bundesregierung weiß aber auch, daß die Eu- 
ropäische Gemeinschaft nur ein Teil des freien Eu- 
ropa ist. Sie wurzelt in der größeren Familie der 
europäischen Demokratien, deren wichtigstes ge- 
meinsames Forum der Europarat ist. In den Debat- 
ten und Entschließungen der Parlamentarischen 
Versammlung und im Ministerkomitee kommen die 
gemeinsamen Auffassungen unserer Staaten zum 
Ausdruck. 

Mit Ihnen, Herr Präsident, bin ich mir einig — 
wie wir bei dem kürzlichen Besuch, den Sie Bonn 
abstatteten, feststellen konnten — , daß mit fort- 
schreitender politischer Einigung der neun EG-Staa- 
ten die Bindungen aller europäischen Demokratien 
untereinander an Bedeutung nicht etwa verlieren, 
sondern im Gegenteil gewinnen werden. Europä- 
ische Gemeinschaft und Europarat müssen einander 
ergänzen. 

Wenn die Gemeinschaft in der Welt mit einer 
Stimme spricht, liegt das auch im Interesse ihrer 


Partner im Europarat, Die gemeinsamen Interessen 
und die gemeinsame Tradition kommen so wir- 
kungsvoller in der Weltpolitik zur Geltung. Wenn 
die Beziehungen zwischen dem Europarat und Por- 
tugal und Spanien enger werden, um eine spätere 
Mitgliedschaft vorzubereiten, so fördert das auch 
die Annäherung dieser Staaten an die Gemein- 
schaft. 

Der Weg zur Demokratie, der Weg zu Europa, 
der Weg zur Europäischen Gemeinschaft sieht alle 
aufs engste miteinander verbunden. Ich begrüße da- 
her die Kontakte, die Ihre Versammlung, Herr Prä- 
sident, mit den demokratischen Kräften in Portugal 
und in Spanien geknüpft hat. Der Weg zur Demo- 
kratie und damit auch in den Europarat wird kein 
einfacher sein und wird Zeit brauchen. Lassen Sie 
mich deshalb noch einmal betonen: Wir sind ent- 
schlossen, Portugal und Spanien den Weg in die 
Europäische Partnerschaft zu ebnen. 

Für ein Forum von Demokratien ist es charakte- 
ristisch, daß sich gemeinsame Auffassungen im en- 
gen Zusammenwirken von Parlamentariern und Re- 
gierungen bilden. Als Liberaler habe ich in der Eu- 
ropapolitik immer dort Probleme gesehen, wo sie 
sich einseitig auf Regierungen und Beamte stützte. 

In der Gemeinschaft kann die jüngste Entschei- 
dung des Europäischen Rates über Direktwahlen 
zum Europäischen Parlament 1978 zu einem wichti- 
gen politischen Durchbruch werden. Sie öffnet die 
Perspektive für eine Gemeinschaft, deren innere 
Struktur den Vorstellungen von demokratischer 
Mitwirkung und Legitimierung entspricht, auf de- 
nen unsere Staatsordnungen aufbauen. Ein erster 
wichtiger Schritt ist die Zusammenarbeit der Par- 
teien und Verbände, wo immer möglich sogar die 
Föderation europäischer Parteien. Die Bildung eu- 
ropäischer Parteien kann auf den langjährigen Er- 
fahrungen aufbauen, die gerade hier in dieser Ver- 
sammlung gemacht worden sind. Sie wird zugleich 
den Dialog zwischen Europäischem Parlament und 
Versammlung des Europarats stärken. Die Demo- 
kratisierung der Gemeinschaft wird damit auch Ih- 
rer Arbeit, meine Damen und Herren, neue Impulse 
verleihen. 

Herr Präsident, Europa ist nicht nur die histori- 
sche Wiege der Demokratie. Die Mitgliedstaaten 
des Europarats stellen einen großen Teil der Demo- 
kratien in der Welt. 

Die erste große Herausforderung für diese Demo- 
kratien liegt nach wie vor in den Ost-West-Bezie- 
hungen. Entspannung — das ist unsere politische 
Überzeugung — ist eine historische Notwendigkeit. 
Wir sehen aber auch ihre Grenzen deutlich. Tole- 
ranz gegenüber Andersdenkenden gehört heute 
noch nicht zum Wesensmerkmal aller politischen 
Systeme. Die KSZE war eine wichtige Erfahrung für 
den Osten wie für den Westen. Sie hat die Kräfte- 
verhältnisse in Europa nicht verändert. Die ent- 
scheidende Bedeutung des Atlantischen Bündnisses 
und damit die Mitverantwortung Nordamerikas für 
Sicherheit und politisches Gleichgewicht auf unse- 
rem Kontinent wurden durch die Schlußdokumente 
anerkannt. Die Europäische Gemeinschaft wurde 
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zum wichtigen Gesprächspartner in Fragen der Ent- 
spannung und der Kooperation. 

Die Konferenz hat auch die Rolle der Neutralen 
für die politische Stabilität deutlich werden lassen. 
Sie hat die natürliche Allianz aller freiheitlichen 
Demokratien gezeigt, wenn es um Freizügigkeit, um 
Familienzusammenführung oder um Informations- 
freiheit ging. 

Es erscheint mir nur selbstverständlich, wenn 
sich der Europarat selbst jetzt mit besonderem 
Nachdruck darum kümmert, wie die Schlußakte 
von Helsinki in die Tat umgesetzt wird. Die Bun- 
desregierung hat sich nach Konsultationen mit den 
Partnerregierungen für einen intensiven Meinungs- 
austausch im Ministerkomitee und im Komitee der 
Ministerbeauftragten eingesetzt. Dieser ist inzwi- 
schen erfolgreich angelaufen. Wie schon bei den 
langjährigen Verhandlungen in Genf und in Helsin- 
ki, so gilt auch jetzt bei der Durchführung der Be- 
schlüsse der Konferenz: Die Abstimmung im Bünd- 
nis und innerhalb der Neun bedarf der ständigen 
Ergänzung auch durch den Meinungsaustausch zwi- 
schen der Gesamtheit der europäischen Demokra- 
tien, wie sie im Europarat vereint sind. 

Die zweite große Herausforderung für die euro- 
päischen Demokratien sind die Nord-Süd-Probleme. 
In der 7. Sondergeneralversammlung der Vereinten 
Nationen und auf der Pariser Konferenz für interna- 
tionale wirtschaftliche Zusammenarbeit gelang es, 
die Konfrontationsstimmung der Ölkrise und der 
6. Sondergeneralversammlung zu überwinden und 
einen konstruktiven Dialog zwischen Industrie- und 
Entwicklungsländern einzuleiten. Es gilt nun, den 
Geist der Kooperation durch stetige Fortschritte in 
den materiellen Fragen zu bewahren. 

Vor uns liegt die zweite und eigentliche Aufga- 
be, nämlich die Einigung über einen gerechten In- 
teressenausgleich zwischen Nord und Süd. Wie Mi- 
nisterpräsident Tindemans glaube ich, daß dies eine 
Aufgabe ist, bei der die neun Staaten der Gemein- 
schaft eine gemeinsame Politik betreiben können 
und müssen. Die Neun haben in dem Lome-Abkom- 
men mit den afrikanischen, karibischen und pazifi- 
schen Staaten ein wegweisendes Modell für eine 
gleichberechtigte, ausgewogene Zusammenarbeit 
zwischen Industrie- und Entwicklungsländern ge- 
schaffen. Sie haben weiter im europäisch-arabi- 
schen Dialog und in der Mittelmeerpolitik gemein- 
same Verhandlungsinitiativen ergriffen. Sie sind 
schließlich bei der 7. Sondergeneralversammlung in 
New York und bei der Vorbereitung des Dialogs in 
Paris als Gemeinschaft aufgetreten. Es gilt nun, 
ebenso für die bevorstehenden Verhandlungen in 
Paris und in Nairobi eine gemeinsame Politik zu 
entwickeln. 

Die Konturen eines sachlichen Nord-Süd-Dialogs 
werden immer wieder verzerrt durch regionale und 
weltanschauliche Konflikte. Sie beeinträchtigen 
auch die Autorität und die Wirkungsmöglichkeiten 
der Vereinten Nationen. Ich meine aber, daß wir 
trotz aller Entäuschungen — und ich betrachte die 
sogenannte Zionismusresolution als eine schmerzli- 
che Enttäuschung — ■ dieses Forum weltweiter Poli- 


tik in seinen Möglichkeiten nicht unterschätzen 
dürfen. 

In den Bemühungen um sachliche Auseinander- 
setzung, im täglichen Kleinkrieg gegen Demagogie 
und den Druck von Stimmenmehrheiten fällt den 
Demokratien Europas eine wichtige Aufgabe zu. Es 
geht auch hier um die Konturen einer künftigen 
Weltordnung, nicht nur in den spektakulären Ent- 
scheidungen der Generalversammlung, sondern vor 
allem auch in der stillen Arbeit der Ausschüsse 
und der Sonderorganisationen. Europa hat dabei 
seinen Beitrag zu leisten, und ich glaube, daß das 
Forum des Europarats gerade dafür noch intensiver 
genutzt werden kann. 

Die Bundesregierung hat daher erneut einen Mei- 
nungsaustausch im Ministerkomitee über die The- 
men der nächsten, der 31. Generalversammlung der 
Vereinten Nationen angeregt, über Themen, die 
den Europarat besonders angehen. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Staaten der Dritten Welt haben Anspruch auf die 
Achtung ihrer Unabhängigkeit und ihrer Freiheit. 
Der Wille dieser Staaten, ihre Unabhängigkeit zu 
behaupten, ist eine starke Kraft der heutigen Welt- 
politik. Für demokratische Staaten kann es nur die 
moralische und die politische Unterstützung für 
diese Unabhängigkeit geben. Das gilt auch gegen- 
über jeglicher Einmischung in Angola, von welcher 
Seite sie auch kommt. Der Versuch, nach Überwin- 
dung des Kolonialismus klassischer Prägung neue 
Einflußzonen durch einen ideologischen Kolonialis- 
mus zu schaffen, wendet sich gegen das Selbstbe- 
stimmungsrecht der afrikanischen Staaten. Für De- 
mokratien kann nur die Achtung vor der gesell- 
schaftlichen und politischen Ordnung gelten, die 
sich diese Völker selbst gegeben haben oder geben 
wollen. Auch die Sorge um die Entspannung gibt 
Veranlassung, jeden Versuch der Einmischung zu- 
rückzuweisen. Denn jede direkte oder indirekte In- 
tervention belastet die Entspannungspolitik. Ich 
will auch vor diesem Gremium die Sorge der Bun- 
desregierung wegen der notwendigen Einflußnahme 
in Angola nicht verschweigen. 

Zu den wichtigen und dringenden Problemen, mit 
denen sich der Europarat befaßt, gehört auch der 
Schutz unserer Bürger und unserer Institutionen 
vor dem internationalen Terrorismus. Wenn wir 
jetzt nicht auf allen Ebenen und in allen Gremien 
energisch gegen diese Form internationaler Krimi- 
nalität Vorgehen, gefährden wir unsere Chancen für 
den Aufbau einer modernen, friedlichen internatio- 
nalen Ordnung. 

Wir erfahren, daß jede Ordnung, die der differen- 
zierten modernen Gesellschaft gerecht werden will, 
auch besonders anfällig für bestimmte Arten von 
Krankheiten ist. Eine von ihnen ist der Terroris- 
mus. Auf Anregung Ihrer Versammlung, die vom 
Ministerkomitee und von der Justizministerkonfe- 
renz aufgegriffen wurde, arbeitet im Europarat ein 
Sonderausschuß an einer europäischen Konvention, 
die die Auslieferung von Terroristen erleichtern 
und ihre Bestrafung sicherstellen soll. Auch die 
Außenminister der Neun werden sich auf meine 
Initiative hin im Rahmen der politischen Zusam- 
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menarbeit mit der Terrorismusfrage befassen. Es ist 
eben so an der Zeit, auch in den Vereinten Natio- 
nen die Bemühungen um eine weltweite Konven- 
tion energisch wiederaufzunehmen, eine Konven- 
tion, die den Terroristen die Zufluchtswege ab- 
schneiden soll. Ich glaube, daß wir in diesem Jahr 
erneute Anstrengungen unternehmen müssen, um 
unsere Bürger, unsere staatliche Ordnung und un- 
ser internationales Leben vor dem Terrorismus zu 
schützen. 

Ein letztes Wort, Herr Präsident, zum Thema 
Menschenrechte. Der Schutz der Menschenrechte 
ist stets das zentrale Thema des Europarats gewe- 
sen. Je mehr die Welt zusammenrückt und ein Gan- 
zes bildet, um so dringender wird ihre internationa- 
le Anerkennung und internationale Achtung. Für 
uns als Deutsche ist das Thema der Menschenrech- 
te von schmerzlicher Aktualität und Bedeutung. 
Wenn wir uns für die weltweite Durchsetzung der 
Menschenrechte einsetzen, so meinen wir damit 
auch die Verwirklichung der Menschenrechte für 
alle Deutschen. Die besonderen Erfahrungen und 
die gemeinsamen Überzeugungen der Mitglieder 
des Europarats und insbesondere auch Ihrer Ver- 
sammlung geben dem Europarat eine wichtige 
Stimme in der internationalen Debatte um die welt- 
weite Sicherung der Menschenrechte. Ich meine, 
daß sich gerade in dieser Frage unsere moralische 
Kraft bewähren muß. 

Bundesminister Genscher beantwortet sodann die 
schriftlichen Fragen (Drucksache 3718) zum sat- 
zungsmäßigen Bericht des Ministerkomitees an die 
Versammlung (Drucksache 3707): 

Abg. Vedovato (Italien) fragt, ob das Ministerko- 
mitee auf seiner nächsten Sitzung über die Bedeu- 
tung des Tindemans-Berichtes für die Zusammenar- 
beit aller europäischen demokratischen Staaten 
sprechen und insbesondere einen gemeinsamen 
Standpunkt der 18 Mitgliedstaaten des Europarats 
formulieren werde. 

Bundesminister Genscher: — Herr Präsident, ich 
habe schon auf die Bedeutung hingewiesen, die wir 
dem Bericht von Herrn Ministerpräsidenten Tinde- 
mans beimessen, und zwar nicht nur für die Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft, son- 
dern auch für die im Europarat zusammengeschlos- 
senen Staaten. Ich halte es deshalb für notwendig, 
daß sich das Ministerkomitee mit diesem Bericht 
befaßt, und ich würde es begrüßen, wenn die 18 
Mitgliedstaaten in der Lage wären, dazu einen ein- 
heitlichen Standpunkt zu erarbeiten. Ich will mich 
in meiner Eigenschaft als Vorsitzender des Mini- 
sterkomitees jedenfalls darum bemühen. 

Abg. Margue (Luxembourg) fragt, welche Möglich- 
keiten für Westeuropa bestünden, um durch politi- 
sche und technische Hilfe die feindlichen Lager im 
Libanon zu versöhnen und ihnen beim Wiederauf- 
bau des Landes zu helfen. 

Bundesminister Genscher: — Herr Präsident, ich 
glaube, wir alle beobachten die Ereignisse im Liba- 


non mit großer Sorge. Die Bundesregierung be- 
müht sich ebenso wie ihre Partner in der Gemein- 
schaft, aber auch die Partner, die im Europarat zu- 
sammengeschlossen sind — ich weiß das aus Kon- 
takten mit anderen Regierungen — , mit unseren be- 
grenzten Möglichkeiten auf die Streitparteien ein- 
zuwirken. Ich hebe bewußt die begrenzten Möglich- 
keiten hervor. Es sind uns Grenzen gesetzt, die wir 
im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht überwinden kön- 
nen. Es wird alles aufzuwenden sein, was wir an 
Einwirkungsmöglichkeiten dieser Art haben, und es 
wird notwendig sein, nach der hoffentlich baldigen 
Beilegung dieses Konflikts dazu beizutragen, dem 
Staat und dem Volk im Libanon beim Wiederauf- 
bau zu helfen. 

Abg. Aubert (Schweiz) fragt nach geplanten 
Schritten des Ministerkomitees zur Bekämpfung des 
internationalen Terrorismus. 

Bundesminister Genscher: — Herr Präsident, ich 
habe ja in meinem Bericht schon auf die Bemühun- 
gen im Ministerkomitee und auch in der Europä- 
ischen Gemeinschaft hingewiesen. Es ist Ihnen be- 
kannt, daß sich die Innenminister der Europäischen 
Gemeinschaft in Kürze versammeln wollen, um Fra- 
gen der polizeilichen Bekämpfung des Terrorismus 
zu erörtern. Wie Sie, Herr Präsident, aus unserer 
Unterhaltung in Bonn wissen, halte ich es für not- 
wendig, daß diese Gemeinsamkeit bei der polizeili- 
chen Bekämpfung nicht an den Grenzen der Ge- 
meinschaft haltmacht. Vielmehr ist die Zusammen- 
arbeit mit allen Nachbarstaaten dringend geboten. 
Das ist die eine Seite. 

Die andere Seite muß sich im diplomatischen 
Wege vollziehen, dort, wo wir im Rahmen der Ver- 
einten Nationen und in anderen internationalen 
Gremien dafür eintreten, daß es zu einer Konven- 
tion kommt, die, wie ich in meiner Rede ausgeführt 
habe, den Terroristen den Zufluchtsweg abschnei- 
det. Wir müssen uns darüber im klaren sein: Eine 
wirksame Bekämpfung des internationalen Terroris- 
mus wird so lange nicht möglich sein, solange die 
Terroristen darauf rechnen können, daß ihnen ir- 
gendwo in der Welt Zuflucht und Schonung ge- 
währt werden. 

Abg. Mabon (Großbritannien) fragt, a) ob das Mi- 
nisterkomitee des Europarats sich weiter mit den 
Fragen der Anwendung der Schlußakte von Helsin- 
ki befassen werde, b) ob die gegenwärtige Entspan- 
nungskrise auf derartige Bemühungen Auswirkun- 
gen haben werde, c) welche praktischen Ergebnisse 
die Ostpolitik der Bundesregierung seit August 
1975 erbracht habe. 

Bundesminister Genscher: — Herr Präsident, die 
Schlußdokumente von Helsinki geben, wie ich es 

im Deutschen Bundestag formuliert habe, eine 
Chance für Europa — nicht mehr, aber auch nicht 
weniger. Es kommt darauf an, daß die Zusagen, die 
die Mitgliedstaaten in diesen Schlußdokumenten 
gegeben haben, erfüllt werden. Deshalb ist es drin- 
gend geboten, daß sich auch das Ministerkomitee 
des Europarats permanent mit einer Diskussion 
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Über die Verwirklichung dieser Konferenzbeschlüs- 
se befaßt. Vvir alle haben eine Verantwortung da- 
für, daß die Zusagen in den Dokumenten tatsäch- 
lich erfüllt werden, wenn nicht das Vertrauen der 
Menschen in Europa in die Entspannungspolitik ge- 
fährdet werden soll. 

Was die Frage b angeht, Herr Präsident, würde 
ich nicht — wie der Fragesteller — von einer ge- 
genwärtigen Krise der Entspannung sprechen. Ich 
meine vielmehr, wir müssen die Entspannungspoli- 
tik als einen langfristig angelegten Prozeß betrach- 
ten, in dem es Phasen mit größeren und Phasen mit 
geringeren Fortschritten geben wird. Es ist notwen- 
dig, daß sich die am Entspannungsprozeß beteilig- 
ten Staaten über die Möglichkeiten des Erreichba- 
ren keine Illusionen machen und sich über die Not- 
wendigkeiten im Entspannungsprozeß für sich sel- 
ber im klaren sind. Diese Notwendigkeiten betref- 
fen sowohl die innere Stabilität der Mitgliedstaaten 
als auch die Sorge für die eigene äußere Sicherheit 
durch Verteidigungsanstrengungen in dem in jedem 
Land jeweils für richtig gehaltenen Rahmen. Auf 
dieser Grundlage ist eine realistische Entspan- 
nungspolitik auf dem hochgerüsteten europäischen 
Kontinent in Wahrheit ohne eine vertretbare Alter- 
native. 

Dann zu der letzten Frage, welche praktischen 
Auswirkungen sich aus der Konferenz für die Ost- 
politik der Bundesregierung ergeben: Wir sind der 
Meinung, daß die am Rande der Konferenz von 
Helsinki zunächst mündlich getroffenen und später 
schriftlich formulierten Vereinbarungen mit der 
Volksrepublik Polen, die gerichtet sind auf eine 
Aussöhnung des deutschen und des polnischen Vol- 
kes und die zum Ziel haben, in den nächsten vier 
Jahren 125 000 Deutschen, die das wünschen, die 
Ausreise aus Polen zu ermöglichen, und denen, die 
in den vier Jahren noch nicht einbezogen werden 
können, in der Zeit danach den Weg in die Bundes- 
republik Deutschland offenzuhalten, eine der Kon- 
sequenzen aus der Politik der Entspannung sind, 
unserer Politik der Entspannung, zu der wir auch 
das Ereignis von Helsinki zählen. Wir glauben, daß 
Vereinbarungen, die sich auf die Verbindungen 
zwischen der Bundesrepublik und Berlin beziehen 
und die um die Jahreswende unterzeichnet werden 
konnten, ebenfalls im Zusammenhang mit der Kon- 
ferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit und 
den Zielen, die dort verfolgt werden, gesehen wer- 
den müssen. Das verschließt uns die Augen nicht 
vor dem, was noch zu tun ist, es verschließt unsere 
Augen auch nicht vor den Tatbeständen, die ich 
meinte, Herr Präsident, als ich soeben im Zusam- 
menhang mit den Menschenrechten davon sprach, 
daß diese Frage gerade für uns Deutsche eine Frage 
von bedrückender Aktualität ist. Niemandem wird 
es unverständlich erscheinen, wenn ich sage, daß 
unser Volk es als schmerzlich empfindet, daß durch 
Deutschland eine Grenze verläuft, an der geschos- 
sen wird. 

Abg. Mabon (Großbritannien) bittet im Zusam- 
menhang seiner ersten Frage um Auskunft, ob der 
Vorsitzende des Ministerkomitees bereits vor der 
nächsten Sitzung der Parlamentarischen Versamm- 


lung im Mai seine Kollegen auf fordern werde, die 
Herausgabe einer Stellungnahme zu den Fortschrit- 
ten und Enttäuschungen bei der Anwendung der 
Schußakte von Helsinki zu erwägen, 

Bundesminister Genscher: — Ich darf zunächst 
sagen, daß wir als Teilnehmerstaaten der Konferenz 
von Helsinki verabredet haben, daß eine Uberprü- 
fungskonferenz stattfinden soll, welche in einem 
gewissen Zeitabstand zur Konferenz von Helsinki 
feststellen soll, was bezüglich der Durchführung 
geschehen ist. Natürlich gehörte es zu den Aufga- 
ben des Ministerkomitees, aufzuzeigen, was nach 
unserer Auffassung zur Durchführung erforderlich 
ist. In diesem Sinne verstehe ich die Frage des 
Herrn Abgeordneten, und in diesem Sinne bejahe 
ich sie. 

Abg. Voogd (Niederlande) fragt, was das Mini- 
sterkomitee angesichts der Abstimmung dreier Mit- 
gliedsländer für die Zionismusresolution der VN zu 
tun gedenke. 

Bundesminister Genscher: — Herr Präsident, ich 
bitte um Verständnis dafür, daß ich die gebotene 
Vertraulichkeit der hier angesprochene Gremien 
und Kreise nicht durchbrechen möchte. Aber ich 
halte die zugrundeliegende Frage für politisch so 
bedeutsam, daß ich wenigstens den Standpunkt 
meiner Regierung klarmachen möchte: Wir haben 
in den Vereinten Nationen gegen diese Gleichstel- 
lung gestimmt, weil wir die Gleichstellung von Zio- 
nismus und Rassismus für unvertretbar und inak- 
zeptabel halten. 

Abg. Voogd (Niederlande) insistiert auf seiner 
Frage nach den beabsichtigten Maßnahmen des Mi- 
nisterkomitees. 

Bundesminister Genscher: — Herr Abgeordneter, 
es geht nicht um die Frage, ob bestimmte Themen 
diskutiert werden oder nicht. Es ging für mich um 
die Frage, ob über Diskussionen in der Öffentlich- 
keit berichtet wird. Ich habe gelernt, daß Überzeu- 
gungsarbeit gelegentlich dann erfolgreicher ist, 
wenn sie sich außerhalb der Öffentlichkeit voll- 
zieht. 

Abg. Hofer (Schweiz) fragt, ob Bundesminister 
Genscher bei seinem Besuch in Spanien im April 
1975 Kontakt zu Oppositionsführern gehabt habe 
und ob nach seiner Meinung Spanien vor dem Ein- 
tritt in andere westeuropäische Organisationen die 
Bedingungen für eine Mitgliedschaft im Europarat 
erfüllen müsse. 

Bundesminister Genscher: — Herr Präsident, ich 
hatte bei meinem Besuch im April 1975 — einem 
Besuch, der sich im Rahmen der regelmäßigen 
deutsch-spanischen Konsultation vollzog — nicht 
nur Kontakt mit der damaligen Regierung, sondern 
auch mit Persönlichkeiten, die in Öpposition zur 
damaligen Regierung und ihrer Politik standen. Ei- 
ner meiner damaligen oppositionellen Gesprächs- 
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Partner war der heutige spanische Außenminister. 
Ich habe in diesen Gesprächen — nicht nur mit Op- 
positionellen, sondern auch mit den damaligen Ver- 
antwortlichen, die zum Teil ja heute noch Verant- 
wortung tragen — auf die Notwendigkeit hingewie- 
sen, daß Spanien Anstrengungen unternimmt, um 
sich in seiner inneren Ordnung auf die Grundsätze 
hinzubewegen, die den europäischen Demokratien 
gemeinsam sind. Ich habe das auch in einer Presse- 
konferenz öffentlich zum Ausdruck gebracht. Es 
war deshalb selbstverständlich, daß in diesem Zu- 
sammenhang auch über die Möglichkeiten politi- 
scher und wirtschaftlicher Annäherung Spaniens an 
Westeuropa gesprochen wurde. 

Was die Bedingungen angeht, von denen in der 
Frage gesprochen wird: Wir begrüßen die Erklärun- 
gen, die bisher von der neuen spanischen Regie- 
rung und vom spanischen König abgegeben worden 
und auf den Willen Spaniens gerichtet sind, durch 
Abhaltung von Wahlen, Beseitigung des Terrori- 
stengesetzes und andere Maßnahmen den Weg in 
die Demokratie anzutreten. Wir sind der Meinung, 
daß Spanien selber das Tempo dieser Entwicklung 
bestimmen muß und damit auch das Tempo seiner 
Annäherung an Europa. Ich würde keinen Unter- 
schied machen zwischen der Annäherung an den 
Europarat und der Annäherung an die Europäische 
Gemeinschaft. Denn die Grundsätze, die uns in be- 
zug auf die Demokratie einigen, sind im Europarat 
dieselben wie in der Europäischen Gemeinschaft. 

Abg. Carter (Großbritannien) fragt, ob es Ände- 
rungen in den Vorschlägen der Bundesrepublik an 
Brasilien hinsichtlich des Verkaufs von Kernreakto- 
ren gegeben habe, 

Bundesminister Genscher: — Herr Präsident, es 
handelt sich hier nicht um Vorschläge der Bundes- 
regierung, sondern um einen inzwischen abge- 
schlossenen Vertrag der Bundesrepublik Deutsch- 
land mit Brasilien. Die Bundesrepublik Deutschland 
gehört zu den Unterzeichnerstaaten des Nichtver- 
breitungsvertrages, Brasilien nicht. Es war deshalb 
beim Abschluß dieses Vertrages für uns besonders 
bedeutsam, daß er alle Sicherungen und Regelun- 
gen beachtet, die der Nichtverbreitungsvertrag sei- 
nen Unterzeichnern vorschreibt. Eine Würdigung 
des Vertrags zeigt, daß die vorgesehenen Sicherun- 
gen in bestimmten Bereichen über das hinausgehen, 
was der Nichtverbreitungsvertrag verlangt. Wenn 
Sie so wollen exportiert dieser Vertrag daher die 
Grundsätze des Nichtverbreitungsvertrages in ein 
Nichtunterzeichnerland. Wir halten das für einen 
Fortschritt. 

Abg. Carter (Großbritannien) fragt, ob das Ab- 
kommen der Bundesrepublik mit Brasilien eine Ent- 
wicklung wie im Falle Indiens ausschließen kön- 
ne. 

Bundesminister Genscher: — Herr Abgeordneter, 
der Vertrag, den wir mit Brasilien geschlossen ha- 
ben, schließt das aus. Für das Verhältnis zu Indien 
fühlen wir uns in diesem Zusammenhang nicht ver- 
antwortlich. 


Siegierschmidt (SPD): — Herr Bundesminister, 
ich glaube, nicht nur ich, sondern viele Kollegen 
wären Ihnen dankbar, wenn wir im Blick auf die 
Nahostdebatte, die wir am Freitag hier im Zusam- 
menhang mit einem politischen Bericht führen wer- 
den, Klarheit bekommen könnten über eine Diskus- 
sion, die auf Grund von Äußerungen des Sprechers 
des Auswärtigen Amtes der Bundesrepublik ent- 
standen ist über die Haltung der Bundesrepublik 
zur Nahostfrage. Herr Präsident, ich muß leider 
doch noch ganz kurz zitieren, was gesagt worden 
ist, damit der Bundesminister darauf antworten 
kann. 

In der ersten Erklärung, abgedruckt in der Frank- 
furter Allgemeinen Zeitung, ist davon die Rede ge- 
wesen, der Sprecher habe sich geäußert, daß alle 
besetzten Gebiete von Israel geräumt werden müß- 
ten, auch der besetzte Teil Jordaniens, die Jerusa- 
lemer Altstadt und die Golanhöhen in ihrer ganzen 
Ausdehnung. Es heißt dann weiter, im übrigen sei- 
en bei einer Friedensregelung einvernehmliche Än- 
derungen — etwa im Falle von Jerusalem — nicht 
ausgeschlossen. 

Nun habe ich heute eine Verlautbarung — wie- 
derum des Sprechers des Auswärtigen Amtes — 
auf den Tisch bekommen, in der es heißt, daß man 
sich damit insbesondere nicht zum künftigen 
Grenzverlauf geäußert habe. Herr Minister, hier 
wird ein feiner Unterschied zwischen der vollstän- 
digen Räumung der besetzten Gebiete und dem 
künftigen Grenzverlauf gemacht. Ich habe eigent- 
lich den Eindruck, daß dieser Unterschied in der 
Praxis nicht durchzuhalten ist. Deshalb möchte ich 
Ihnen folgende Fragen stellen. 

Erstens. Soll nach der Vorstellung der Bundesre- 
gierung die Räumung aller besetzten Gebiete vor 
einer Friedensregelung stattfinden oder mit dieser 
einhergehen? 

Zweitens. Wäre — im ersteren Fall — überhaupt 
noch eine Friedensregelung realistisch denkbar, die 
Israel geräumte Gebiete zurückgibt? 

Drittens. Welchen Sinn hätte die Räumung, wenn 
diese nach den Vorstellungen der Bundesrepublik 
mit der Friedensregelung einhergehen soll, soweit 
es sich um Gebiete handelt, die in der Friedensre- 
gelung Israel zugesprochen würden? 

Viertens. Sind sichere und anerkannte Grenzen, 
die auch die Bundesrepublik für Israel fordert, 
nicht per definitionem solche, die von jenen abwei- 
chen, die vor dem Sechs-Tage-Krieg bestanden? 

Fünftens und letztens. Ist die in der vergangenen 
Woche gegebene Präzisierung — davon war ja die 
Rede — mit allen EG-Partnern abgestimmt gewe- 
sen? 

Bundesminister Genscher: — Herr Präsident, ich 
werde meinen Ehrgeiz daransetzen, den Herrn Ab- 
geordneten an Kürze zu übertreffen. — Herr Abge- 
ordneter, die Position der Bundesregierung zur Nah- 
ostfrage hat sich nicht geändert. Sie haben soeben 
bei der Wiedergabe der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung diesen Teil der Mitteilung des Pressespre- 
chers des Auswärtigen Amtes nicht erwähnt. Ich 


18 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4835 


muß das deshalb nachholen. Es gibt keine Erklä- 
rung der Bundesregierung, die Anlaß dazu gibt, auf 
eine Änderung zu schließen. Unsere Position ist die 
der Europäischen Gemeinschaft, wie sie von den 
damals sechs, inzwischen neun Staaten der Europä- 
ischen Gemeinschaft vertreten wird. Sie hat sich 
nicht geändert. Ich habe dem nichts hinzuzufügen. 
— Das beantwortet auch Ihre Fragen 1 bis 4. 

Abg. Lord Duncan-Sandys (Großbritannien) fragt, 
ob das Ministerkomitee die Regierungen der Mit- 
gliedsländer auffordern werde, für laufende Samm- 
lung und gegenseitigen Austausch von Informatio- 
nen über Maßnahmen des Denkmalschutzes zu sor- 
gen, 

Bundesminister Genscher: — Ja, Herr Abgeord- 
neter. 

Abg. Treu (Italien) fragt, welche Haltung das Mi- 
nisterkomitee angesichts der beklagenswerten Hin- 
dernisse auf dem Wege zur Einheit Europas, z. B. 
im Weinkrieg zwischen Frankreich und Italien, ein- 
nehme. 

Bundesminister Genscher; — Herr Abgeordneter, 
wenn ich Ihre Frage als eine deutliche Kritik an 
jeglichem Rückfall an Protektionismus verstehen 
darf, dann stimme ich Ihnen von Herzen zu. 

Abg. Faulds (Großbritannien) fragt, ob der Mini- 
ster zustimme, daß wegen der Bedeutung eines gu- 
ten Verhältnisses zwischen der arabischen Welt und 
Europa die Rechte der Palästinenser vor allem an- 
deren anerkannt werden müßten. 

Bundesminister Genscher; — Herr Abgeordneter, 
ich habe auf die gemeinsame Position der Europä- 
ischen Gemeinschaft verwiesen, und zu dieser ge- 
meinsamen Position gehört auch die Anerkennung 
der legitimen Rechte der Palästinenser. 

Abg. Bennett (Großbritannien) fragt, ob sich an 
einem einzigen Beispiel ein Fortschritt als Folge der 
Helsinki-Schlußakte aufzeigen lasse. 

Bundesminister Genscher: — Herr Abgeordneter, 
wenn ich von Perioden gesprochen habe, in denen 
es weniger, und von Perioden, in denen es mehr 
Fortschritte gibt, so habe ich das nicht auf die Zeit 
nach Helsinki bezogen, sondern auf die Entspan- 
nungspolitik insgesamt, was übrigens für alle poli- 
tischen Prozesse gilt. Wenn Sie zum Ausdruck 
bringen wollen, daß wir Entwicklungen erleben, die 
als eine Belastung der Entspannungspolitik zu be- 
trachten sind, dann stimme ich Ihnen z. B. im Fall 
Angola zu. Sie werden aus meiner Rede entnom- 
men haben, daß ich auf die Probleme hingewiesen 
habe, die sich aus einer Intervention in Angola für 
die Entspannungspolitik, die wir bereits als etwas 
Unteilbares begreifen müssen, ergeben. Ich denke, 
daß man deshalb in allen Tellen der Welt auch die 
Angola-Frage unter diesem Gesichtspunkt sehen 
sollte. 


Ich glaube, daß es notwendig ist, in diesem Zu- 
sammenhang ein Wort zu der Konferenz zu sagen, 
die in Wien stattfindet und die sich mit Fragen der 
Abrüstung und der Truppenreduzierung in Mittel- 
europa befaßt. Die Völker Europas stehen unter 
dem Eindruck erheblicher Rüstungsanstrengungen 
der Staaten des Warschauer Pakts. Es ist deshalb 
das legitime Ziel der an der Konferenz in Wien be- 
teiligten westlichen Länder, daß sie versuchen, im 
Rahmen dieser Konferenz die vorhandene Dispari- 
tät, d. h. die zahlenmäßige Überlegenheit der sowje- 
tischen Seite bei den Landstreitkräften in Mitteleu- 
ropa, durch eine Parität abzulösen, und daß sie die 
Auffassung der Sowjetunion zurückweisen, es müs- 
se Ziel dieser Verhandlungen sein, diese Disparität 
festzuschreiben, wie wir im Deutschen sagen. Sie 
werden sich erinnern, daß der NATO-Rat im De- 
zember 1975 die vorhandene Disparität als eine Ur- 
sache der Instabilität in Europa bezeichnet hat; 
eine wichtige Feststellung. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat es im übri- 
gen dankbar empfunden, daß die Mitglieder des 
NATO-Rats nicht nur in der letzten Entschließung 
des NATO-Rats, sondern auch ein halbes Jahr da- 
vor die Situation in Berlin als Prüfstein für die Ent- 
spannungspolitik bezeichnet haben. Wenn ich Ihre 
Frage so verstehen darf, Herr Abgeordneter, daß 
Sie der Auffassung sind, daß gerade Berlin ein 
Prüfstein ist und daß sich in Berlin die Entspan- 
nungspolitik bewähren muß, dann möchte ich Ihnen 
dafür ausdrücklich danken. 

Abg. Bennett (Großbritannien) fragt, ob sich die 
Lage Berlins nicht vielmehr verhärtet habe. 

Bundesminister Genscher — Herr Abgeordneter, 
es besteht kein Zweifel, daß das Viermächteabkom- 
men über Berlin die Situation für Berlin verbessert 
hat. Das können Sie spüren, wenn sie selber einmal 
die Transitwege nach Berlin benutzen und wenn 
Sie die Bewegungsmöglichkeiten sehen. Auf der an- 
deren Seite muß festgestellt werden, daß die Bun- 
desrepublik bemüht ist, Berlin in den bilateralen 
Austausch auch mit den Staaten Osteuropas, also 
auch mit der Sowjetunion, einzubeziehen. Es gibt 
drei Vereinbarungen, die unterschriftsreif sind, 
aber bisher nicht unterzeichnet werden konnten, 
weil sich die Sowjetunion mit der von uns ge- 
wünschten, nach dem Viermächteabkommen zuläs- 
sigen Einbeziehung Berlins bis zur Stunde nicht 
einverstanden erklären konnte oder wollte. Hier 
soll das erwähnt werden, was ich über den Prüf- 
stein des Entspannungswillens gesagt habe. Denn 
nicht ohne Grund ist in den Konferenzdokumenten 
von Helsinki zum Ausdruck gebracht worden, daß 
Entspannung überall gelten muß, d. h. nach der 
Feststellung der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft und der NATO auch in Berlin. 

Abg. Bettiol (Italien) fragt, ob Entspannung sich 
nicht als ein Sommernachtstraum erwiesen habe 
und ob hinsichtlich des internationalen Terrors 
nicht die europäischen Regierungen zu gemeinsa- 
mer Aktion schreiten sollten. 
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Bundesminister Genscher: — Herr Abgeordneter, 
daß eine entschiedene Abwehr jeder Form des Ter- 
rorismus, überhaupt jeder Form der Gewaltanwen- 
dung als Mittel der politischen Auseinandersetzung 
notwendig ist, habe ich in meiner Rede und auf ei- 
ner der ersten Fragen zum Ausdruck gebracht. Die 
klare Position meiner Regierung in der Ablehnung 
der Zionismusresolution ist Ihnen bekannt. Gleich- 
wohl würde ich, was die Vereinten Nationen an- 
geht, nicht so weit gehen, wie Sie in Ihrer Formu- 
lierung gegangen sind. 

Was die Frage der Entspannungspolitik angeht, 
so liegt mir daran, zu erläutern, daß im hochgerü- 
steten Europa wohl niemand ein Interesse daran 
haben kann, zum Kalten Krieg zurückzukehren, 
schon gar nicht ein Land wie die Bundesrepublik 
Deutschland, das nur einen Teil des deutschen Vol- 
kes umfaßt. Gerade die Lösung der Probleme, die 
wir für die Menschen in Deutschland lösen wollen 
und müssen, erscheint uns in einer Atmosphäre der 
Entspannung leichter als in einer Phase des Kalten 
Krieges. Entspannung setzt aber — lassen Sie mich 
das noch einmal unterstreichen — , richtig verstan- 
den, voraus, daß man sich zunächst der Notwendig- 
keiten bewußt ist, auf deren Grundlage allein Ent- 
spannungspolitik betrieben werden kann. 

Das ist erstens die Stärkung der demokratischen 
Strukturen. Ich will auch hier nicht verschweigen, 
daß für mich dazu auch gehört, daß sich die demo- 
kratischen Parteien in einem Punkt einig sind: daß 
eine Zusammenarbeit mit extremistischen Parteien 
für sie nicht in Frage kommen kann. 

Zweitens ist es notwendig, durch eine vernünfti- 
ge Wirtschafts- und Sozialpolitik die demokrati- 
schen Strukturen zu festigen. Wir als Deutsche wis- 
sen aus eigener Erfahrung, wohin es führen kann, 
wenn wirtschaftliches Elend die Politik beein- 
flußt. 

Drittens ist es angesichts der enormen Rüstungs- 
anstrengungen der Staaten des Warschauer Pakts 
erforderlich, daß die westlichen Staaten in ihren 
Anstrengungen für ihre Sicherheit nicht nachlas- 
sen. 

Ich füge hinzu, daß die europäische Einigung 
viertens eine wichtige Voraussetzung für die 
Selbstbehauptung der europäischen Demokratien 
ist. 

Auf diesen Fundamenten, die ich genannt habe, 
Herr Abgeordneter, sollten wir uns selbstbewußt 
und realistisch um Entspannung mit den Staaten 
Osteuropas bemühen. 

Dr. Vohrer (FDP): Herr Minister, die Bedeutung 
des Europarates liegt derzeit primär im demokra- 
tisch-idealistischen Bereich, in der Pflege der euro- 
päischen Philosophie. Für die Bevölkerung ist Euro- 
pa aber oftmals mit sehr konkreten grenzüber- 
schreitenden Problemen verbunden. Ich denke da 
nur an Fragen der Raumordnung, Verkehrsachsen, 
Industrieansiedlung, an Umweltfragen, Standorte 
für Kernkraftwerke und dergleichen. Das alles wird 
von bürokratischen Kommissionen sehr schwerfäl- 
lig vorwärtsbewegt. Wenn ich an die Süßwasser- 


konvention denke, dann würde ich von Vorwärts- 
bewegen überhaupt nicht reden. Umweltfragen 
werden zum Betätigungsfeld für Bürgerinitiativen. 
Ich richte an Sie, Herr Minister, als Vorsitzenden 
des Ministerkomitees die Frage: Inwieweit können 
Sie sich vorstellen, daß informelle Regionalkonfe- 
renzen von Parlamentariern dieser Versammlung 
hier einen konkreten Beitrag zur Europapolitik dar- 
stellen könnten, und inwieweit würden Sie als Vor- 
sitzender des Ministerkomitees solche Initiativen 
von Parlamentariern unter dem blaugelben Ster- 
nenbanner des Europarates unterstützen? 

Bundesminister Genscher: — Herr Abgeordneter, 
Sie wissen, daß ich in meinem eigenen Land für 
mehr als vier Jahre für den Umweltschutz verant- 
wortlich war. Ich habe immer beklagt, daß wir in 
der Zusammenarbeit in Europa nicht die Fortschrit- 
te machen konnten, die notwendig sind. Denn die 
Probleme der Umwelt machen nicht an den Gren- 
zen halt. Aus diesem Grunde halte ich alle Kontak- 
te, auch regionale von Parlamentariern oder Abge- 
ordnetengruppen, die sich dem Ziel widmen, hier 
Fortschritte zu erreichen, für nützlich, und ich 
möchte Sie, falls Sie solche Kontakte beabsichtigen, 
dazu ermutigen. 

Amrehn (CDU/CSU): — Angesichts dessen, was 
der Herr Minister eben gesagt hat, und angesichts 
der Bedeutung von Verkehrsverbesserungen zur 
Annäherung von Staaten möchte ich ihn fragen, ob 
ihm politische Gründe dafür bekannt sind, daß es 
bisher noch keine Flugverbindung von Bonn nach 
Straßburg oder von Frankfurt nach Straßburg gibt, 
und ob er sich in der Lage sieht, aus seiner Posi- 
tion heraus dafür zu sorgen, daß dieser Zustand be- 
endet wird und es nicht nur eine Ministerlinie hier- 
her gibt. 

Bundesminister Genscher: — Bei allem Respekt, 
Herr Abgeordneter, vor Ihrer Skepsis gegenüber 
der Exklusivität von Ministerlinien nach Straßburg: 
Die Tatsache, daß Sie mir diese Frage heute mor- 
gen hier stellen können, verdanken Sie natürlich 
der Existenz einer solchen Ministerlinie. 

Herr Abgeordneter, ich würde es sehr begrüßen, 
wenn eine Verbesserung der Flugverbindungen 
möglich wäre. Die Gründe dafür, warum das nicht 
so ist, sind ein weites Feld, wie Sie wissen, und 
wir können alle nur sagen: Wir wollen uns bemü- 
hen. 


Tagesordnungspunkt: 

Die Lage der Landjugend in Europa 

(Drucksachen 3706 und 3722) 

Berichterstatter: Abg. Schlingemann (Niederlande) 

Dr. Müller (München) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Ausschuß für Fragen 
der Kommunalpolitik und Raumordnung hat sich 
sehr ausführlich mit den Problemen dieses Berichtes 
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beschäftigt. Wir waren uns alle einig, daß hier eine 
sehr wichtige und vorzügliche Arbeit geleistet v/or- 
den ist. 

Lassen Sie mich, wenn wir die Situation der Ju- 
gend auf dem Lande betrachten, eine Vorbemer- 
kung machen, die sich mit denen beschäftigt, die 
noch in der Landwirtschaft tätig sind; dieser Kreis 
stellt heute in den meisten entwickelten Ländern 
auch auf dem flachen Lande bereits eine Minderheit 
dar. Hier möchte ich unterstreichen, daß die Punk- 
te, die der Kollege Schlingemann herausgestellt hat 
— es ging dabei um die Einkommensverhältnisse 
und den Einkommensrückstand, der gerade in der 
Landwirtschaft gegenüber dem gewerblichen Be- 
reich in den einzelnen Ländern festzustellen ist — , 
sicher einen ganz wesentlichen Grund für die Ab- 
wanderung von jungen Menschen aus den ländli- 
chen Regionen bilden. Dabei handelt es sich nicht 
nur um das nominelle Einkommen. Hinzu kommt 
auch der Umstand, daß die Menschen, die im länd- 
lichen Bereich arbeiten, eine wesentlich höhere Ar- 
beitszeit haben als diejenigen, die im gewerblichen 
Bereich tätig sind. Die Möglichkeiten, Urlaub zu 
nehmen, sind hier ebenfalls geringer als bei denen, 
die in einer Fabrik oder in einem Büro arbeiten. 

Nach dieser Vorbemerkung möchte ich mich dem 
anderen Teil der jungen Leute zuwenden, die auf 
dem flachen Lande wohnen, der heute offensicht- 
lich — zumindest in den entwickelten Ländern — 
die Mehrheit darstellt. Ich meine jene jungen Men- 
schen, die nicht mehr die Absicht haben, in der 
Landwirtschaft tätig zu sein, für die es in der Land- 
wirtschaft auch gar nicht mehr die entsprechenden 
Arbeitsplätze gibt; diese jungen Menschen sind 
daran interessiert, andere Arbeitsplätze zu fin- 
den. 

Die Kollegin Miotti Carli hat soeben dankens- 
werterweise aus der Sicht des Kulturausschusses 
auf die Ausbildungsprobleme hingewiesen, die si- 
cherlich in einigen Ländern noch eine entscheiden- 
de Rolle für die Frage der Abwanderung spielen. 
Aber es gibt heute bereits Länder, die Mitgliedstaa- 
ten des Europarates sind und in denen diese Aus- 
bildungsprobleme keine Rolle mehr spielen, es sei 
denn eher eine negative Rolle. Es handelt sich dar- 
um, daß auch auf dem flachen Lande bereits eine 
hochqualifizierte Ausbildung geboten wird, wo- 
durch dann die jungen Menschen aber gezwungen 
werden, abzuwandern, weil sie die entsprechenden 
Arbeitsplätze nur in den Verdichtungs- und Bal- 
lungsräumen, aber nicht mehr auf dem flachen Lan- 
de draußen finden. 

Dazu kommt, daß das flache Land in einem ge- 
wissen Sinne auch bezüglich der Einrichtungen auf 
der kulturellen Ebene und vor allen Dingen auf der 
Ebene der wirtschaftlichen Beziehungen benachtei- 
ligt ist. Die Warenströme, die zwischen dem fla- 
chen Lande und den Verdichtungsräumen fließen 
sollten, fließen nicht in dem erforderlichen Umfan- 
ge. Vor allen Dingen gibt es nicht die entsprechen- 
de Ansiedlung von Betrieben, die Arbeitsplätze ge- 
rade für diejenigen schaffen, die aus der Landwirt- 
schaft abwandern, die eine qualifizierte Ausbildung 
haben und die darüber hinaus auch auf dem fla- 


chen Lande bleiben wollen, wenn sie die entspre- 
chenden Arbeitsplätze finden würden. 

Das Problem — und ich kann das auf Grund der 
sehr deutlichen Situation in meinem Lande beurtei- 
len — konzentriert sich in einem ganz starken 
Maße auf die Fragen der Infrastruktur auf dem 
Verkehrssektor. Wir erleben immer wieder, daß die 
Bereitschaft von Industriezweigen — auch von 
kleineren Gewerbebetrieben — , sich auf dem fla- 
chen Lande anzusiedeln, um so geringer ist, je 
schlechter die Verkehrs Verbindungen sind. Das 
heißt, eine wichtige Voraussetzung für die Ansied- 
lung von Betrieben auf dem flachen Lande und da- 
mit für die Schaffung von Arbeitsplätzen für junge 
Menschen auf dem flachen Lande ist eine Verbesse- 
rung der Verkehrswege, der interurbanen Verbin- 
dungen zwischen den einzelnen Städten, zwischen 
den einzelnen Zentren. 

Die Kommission für Raumordnung und kommu- 
nalpolitische Fragen war der Meinung, daß ein ge- 
wisser Nachdruck auf diese Fragen der Verkehrs- 
wege gelegt werden sollte. Wir müssen uns voll- 
kommen darüber im klaren sein, daß ein Stopp der 
Abwanderung von jungen Menschen aus dem länd- 
lichen Raum in die Verdichtungsräume nur dann zu 
erreichen ist, wenn man die jungen Menschen 
durch zwei neue Bedingungen veranlassen kann, im 
ländlichen Raum wohnen zu bleiben. An erster 
Stelle muß man ihnen einen adäquaten Arbeitsplatz 
im ländlichen Raum bieten, das heißt die Möglich- 
keit, auch bei einer qualifizierten Ausbildung ihren 
Beruf dort ausüben zu können. Weiter muß man 
dem jungen Menschen, der sich weiterbilden will, 
der eine zweite Ausbildung durchmachen will, die 
Möglichkeit geben, eine schnelle Verbindung zu 
den wirtschaftlichen und kulturellen Zentren eines 
Landes oder einer Provinz zu bekommen. Nur dann, 
wenn er diese schnellen Verbindungen hat, wird er 
bereit sein, auf dem flachen Lande draußen wohnen 
zu bleiben. 

Heute gibt es in einzelnen Ländern bereits eine 
gewisse Umkehrung der Ströme. In einigen Ländern 
ist es bereits wieder interessant geworden, aus den 
Verdichtungsräumen abzuwandern, zurückzukehren 
aufs Land, weil sich das, was man unter Lebensqua- 
lität versteht, heute auf dem flachen Lande oft bes- 
ser darstellt als in den Verdichtungsräumen; den- 
ken wir nur an die Probleme, die durch die Um- 
weltverschmutzung entstehen, oder an die Ruhe, 
die auf dem flachen Lande noch vorhanden ist. 
Auch aus Gründen der Lebensqualität ist die Be- 
reitschaft vorhanden, wieder auf das flache Land 
zurückzukehren. Aber diese Bereitschaft sollte sich 
nicht nur auf diejenigen beschränken, die ihren Be- 
rufsweg abgeschlossen haben, die sich sozusagen in 
Pension zurückziehen. Vielmehr sollten gerade die 
jungen Menschen die Chance haben, in ihrer Hei- 
mat auf dem Lande bleiben zu können. Das wird aber 
nur möglich sein, wenn die entsprechenden Ar- 
beitsplätze geschaffen werden. 

Auch der Tourismus hat heute seine Bedeutung 
für das flache Land. Für viele Länder ist es wichtig, 
daß auch aus diesem Grunde die Verkehrswege, die 
Beziehungen verkehrlicher Art zwischen den Bal- 
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lungs- und Verdichtungsräumen und dem flachen 
Land besser werden. Wir wissen, daß der Tourismus 
heute für viele, die in der Landwirtschaft tätig sind, 
eine Möglichkeit zum Nebenerwerb darstellt. In 
meinem Lande gibt es eine Aktion, die unter dem 
Motto läuft „Urlaub auf dem Bauernhof", Wir wis- 
sen, daß gerade in solchen Gebieten, wo die Subsi- 
stenz des Bauernhofes unmittelbar aus der land- 
wirtschaftlichen Betätigung nicht mehr gewährlei- 
stet ist — das gilt gerade für den Alpenraum oder 
für Mittelgebirgslandschaften — , der Tourismus 
eine ganz entscheidende Rolle dafür spielt, daß 
Höfe erhalten werden können, daß die Menschen 
auf dem flachen Lande bleiben können. Auch diese 
Ströme des Tourismus können nur dann vernünftig 
eingesetzt werden, wenn die entsprechenden Ver- 
kehrsverbindungen vorhanden sind. Die Tendenz, 
die heute in einigen Ländern Europas — auch in 
meinem Lande — sichtbar ist, sich aus der Fläche 
zurückzuziehen — zum Beispiel Eisenbahlinien ab- 
zubauen, die im vorigen Jahrhundert gebaut wor- 
den sind, ohne die entsprechenden Straßenverbin- 
dungen zu schaffen — , kann nur dazu beitragen, 
daß die Abwanderungsbewegung aus dem flachen 
Land gestärkt wird und daß darüber hinaus die Zu- 
kunftschancen der Jugend auf dem Lande geringer 
werden. 

Ich möchte daher an Sie appellieren, die Ergän- 
zung des hervorragenden Berichtes des Kollegen 
Schlingemann, wie sie in dem Amendement Nr. 4 
von mir im Namen des Ausschusses vorgelegt wor- 
den ist, mit aufzunehmen; hierin wird ein besonde- 
rer Nachdruck auf diese Fragen der Verkehrsver- 
bindungen gelegt. Ich glaube, dieser Punkt ist 
wichtig, wenn wir im Interesse der jungen Genera- 
tion auf dem Lande Politik machen wollen. 

Marquardt (SPD); Herr Präsident! Verehrte Kolle- 
ginnen und Kollegen. Ich wäre versucht, zu der An- 
klage des türkischen Kollegen gegen die Behand- 
lung der Gastarbeiter durch die Bundesrepublik 
Stellung zu beziehen. Aber das ist nicht Gegen- 
stand der heutigen Debatte. Ich will nur sagen, daß 
die Regelung der Kindergeldzahlung für solche Kin- 
der von Gastarbeitern, die nicht in der Bundesrepu- 
blik leben, auf einem Abkommen mit der Türkei so- 
wie auf Abkommen mit Jugoslawien, Spanien und 
anderen Staaten beruht und nicht diskriminierend 
ist. 

Aber nun zur Sache. Ich habe mich nur aus fol- 
gendem Grund gemeldet. Der Landwirtschaftsaus- 
schuß fordert bzw. erwartet, daß dem jungen Land- 
wirt ein angemessenes Einkommen gesichert wird. 
Offenbar ist hier und da der Eindruck entstanden, 
wir seien der Meinung, das basiere nur auf Preispo- 
litik und Preisgestaltung. Wir wissen doch alle, daß 
uns hinsichtlich der Preisgestaltung Grenzen ge- 
setzt sind. Wir haben in einigen Bereichen Uber- 
schußproduktion, und es ist ganz ausgeschlossen, 
die Preise so festzusetzen, daß aus ihnen allein ein 
angemessenes Einkommen gesichert werden 
kann. 

Einkommenspolitik ist heute mehr und mehr eine 
Sache von Kombinationen geworden. Der Struktur- 
wandel hat dazu geführt, daß viele Betriebe, die 


man früher als Vollerwerbsbetriebe gesehen hat, 
sich inzwischen zu Zu- und Nebenerwerbsbetrieben 
gewandelt haben, daß also die Landwirte dort einen 
Teil ihres Einkommens in außerlandwirtschaftli- 
chen Bereichen suchen und hoffentlich auch finden. 
Sie fordern daher zu Recht eine verbesserte Infra- 
struktur und die Möglichkeit der Beschäftigung im 
außerlandwirtschaftlichen Sektor. Das ist die eine 
Seite. Mehr und mehr Gewicht nimmt aber auch die 
Ergänzung des Einkommens durch die Agrarsozial- 
politik an, also die Absicherung der Existenz durch 
Krankenkasse, Altershilfe und ähnliches. Ich kann 
Ihnen sagen, daß dieser Bereich in meinem Lande 
in den letzten Jahren eine zunehmende Bedeutung 
gewonnen hat und daß die Zuschüsse der Bundesre- 
publik Deutschland allein in diesem Bereich jähr- 
lich etwa 2,5 Milliarden DM ausmachen. 

In einem Punkt stehen wir ganz am Anfang der 
Überlegungen. Es geht darum, daß wir, zumindest 
in einigen Gebieten, zur Erhaltung der Kulturland- 
schaft vielleicht Bewirtschaftungszuschüssse werden 
gewähren müssen, wenn wir Naturschutz und 
Landschaftspflege ernstnehmen wollen. Es gibt Ge- 
biete, in denen die landwirtschaftliche Nutzung 
nicht genug hergibt, um wirtschaftlich betrieben 
werden zu können, in denen aber die Bodenbewirt- 
schaftung unabdingbar notwendig ist. Wir haben 
jetzt schon Bergbauernprobleme und -Programme. 
Es gibt aber auch andere landwirtschaftliche Gebie- 
te, die in anderer Form genutzt werden müssen. 
Man spricht zum Teil schon von staatlichen Land- 
schaftsgärtnern, die wir bestellen müssen. Wir kön- 
nen also die Sicherung der landwirtschaftlichen Er- 
werbsgrundlage nicht doktrinär preisbezogen se- 
hen, sondern es wird mehr und mehr Kombinatio- 
nen geben. Das wollte ich ergänzend sagen. 

Eines liegt mir noch am Herzen. Ich bin Herrn 
Schlingemann für seinen Bericht sehr dankbar. Er 
hatte eine äußerst undankbare Aufgabe übernom- 
men. In dieser Versammlung leiden wir unter der 
Schwierigkeit, daß die Fluktuation der Mitglieder 
sehr groß ist. So hat der Landwirtschaftsausschuß 
im Grunde nur ein stabiles Element, das für Konti- 
nuität sorgt: das ist der Vorsitzende, der das Ganze 
im Blick und im Griff hat. Für diesen Bericht waren 
ja schon mehrere Berichterstatter bestellt, die dann 
nicht mehr zur Verfügung standen. Herr Schlinge- 
mann hat diese Aufgabe sehr kurzfristig übernom- 
men, und ich möchte ihm ganz besonders dafür 
danken, daß er in der kurzen Zeit einen so ausge- 
zeichneten Bericht erstellt hat. 

Dr, Vohrer (FDP): Herr Präsident! Verehrte Kol- 
legen! Wer sich vier Jahre lang mit Landjugendar- 
beit beschäftigt hat, kann sich über einen Tag wie 
den heutigen nur freuen, an dem es in dieser Ver- 
sammlung einmal eine ausführliche und sehr tiefe, 
in die Details reichende Debatte zur Frage der 
Landjugend gab. Ich stimme auch mit dem Inhalt 
des Berichts und vielen der hier vorgetragenen 
Überlegungen überein, habe aber dennoch drei An- 
regungen zu geben, von denen zwei sicherlich un- 
strittig sein werden. 

In dem Amendemend Nr. 5 habe ich beantragt, 
nicht weitere Studien vorzuschlagen. Denn Studien 
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Über die Landjugend und deren Probleme liegen 
wirklich in ausreichendem Maße vor. Wir sollten 
vielmehr Aktivitäten befürworten. Das ist sicher- 
lich unstrittig. 

Auch das Amendemend Nr. 7, das manchen viel- 
leicht rein technisch erschienen ist, halte ich für 
sehr wichtig. Die Debatte hier hat gezeigt, daß 
sehr viele der Kollegen zwischen „jeunesse agrico- 
le" und „jeunesse rurale" nicht immer so genau un- 
terscheiden, wie wir es tun sollten. Denn in vielen 
Bereichen macht der Anteil der landwirtschaftli- 
chen Jugend nur ein Drittel oder die Hälfte der ge- 
samten Jugend in dem betreffenden Raum aus. Wir 
sollten aber die Gesamtproblematik ansprechen. 
Deshalb der Vorschlag, hier den Ausdruck „jeunes- 
se rurale", also „Landjugend", zu verwenden. 

Der dritte Punkt ist sicherlich der gewichtigste 
und hier auch kontrovers. Die Mehrzahl aller Red- 
ner hat zum Ausdruck gebracht, daß sich das land- 
wirtschaftliche Einkommen, das ja für die Jugend 
maßgebend ist, wenn sie sich entscheidet, den Be- 
ruf des Landwirts zu ergreifen, auch aus anderen 
Komponenten zusammensetzen kann. Herr Weber 
hat in aller Deutlichkeit ausgeführt, wie wichtig es 
für die Bergbauern ist, daß auch die landschafts- 
pflegerische Aufgabe dieser jungen Landwirte ge- 
würdigt wird. Das darf aber nicht in einer Weise 
geschehen, als erhielten die Landwirte in solchen 
Regionen ein Geschenk des Staates. Vielmehr wird 
hier eine Leistung für die Gesellschaft, die vom 
Landwirt erbracht wird, entlohnt. Die Gesellschaft 
soll dafür bezahlen. Solche landschaftspflegerischen 
Arbeiten, solche Beiträge zum Naturschutz, solche 
umweltschutzrelevanten Leistungen sollen, wie 
mein Kollege Marquardt hier ausgeführt hat, be- 
zahlt werden, und diese Bezahlung soll ein Beitrag 
zum Gesamteinkommen der Landwirte sein. 

Von der italienischen Kollegin Frau Miotti Carli 
wurde schon darauf hingewiesen, daß der Arbeiter- 
bauer — wir würden sagen: der Nebenerwerbsland- 
wirt — eine Berechtigung hat und daß die sich 
schnell wandelnde Betriebsstruktur immer mehr 
solcher Nebenerwerbslandwirte hervorbringt. Die- 
ser Gruppe sollte daher mehr Beachtung geschenkt 
werden. Ich habe sie in meinem Amendemend er- 
wähnt, indem ich sage, daß man in der Agrarpolitik 
beiden Gesichtspunkten Rechnung tragen sollte: 
daß der Landwirt einen Anspruch auf Bezahlung je- 
ner Leistungen hat, die für die Gesellschaft er- 
bracht werden, und daß der Jugend gesagt wird, 
daß sie mit dem sich aus diesem Anspruch ergeben- 
den Einkommensbestandteil rechnen kann. Wir 
sollten der Jugend auch sagen, daß wir alles tun 
werden, die Kombination von außerlandwirtschaft- 
lichem Einkommen und landwirtschaftlichem Ein- 
kommen durch unsere Agrarpolitik, Infrastruktur- 
und Bildungspolitik zu fördern. 

Ich habe den Eindurck, meine Anregung steht 
überhaupt nicht in Widerspruch zu dem Bericht; 
denn in diesem Bericht und auch in der Resolution 
wird immer wieder auf die größere berufliche und 
soziale Mobilität und auf den Zusammenhang mit 
der Raumordnung und der Bildungspolitik hinge- 


wiesen. Diese Aspekte werden von mir auch im 
agrarpolitischen Teil befürv/ortet. 

Ich würde mich sehr freuen, wenn Sie allen drei 
Amendemends, zu denen ich hier gesprochen habe, 
zustimmen könnten. 

Die Änderungsanträge Nr. 5 und Nr. 7 wurden 
angenommen. Der dritte von Abg. Dr. Vohrer ge- 
nannte Antrag wurde abgeleknt. 


Empfehlung 776 (1976) 

betr. Die Lage der Landjugend in Europa 

Die Versammlung 

1. vertritt die Ansicht, daß die tiefgreifenden ge- 
gesellschaftlichen Veränderungen sowie die der- 
zeitigen Schwierigkeiten der europäischen Land- 
wirtschaft einerseits erhebliche strukturelle Ver- 
änderungen und andererseits eine immer größere 
berufliche und soziale Mobilität und Anpassungs- 
fähigkeit von seiten der jungen Landwirte und 
der Landjugend erfordern; 

2. hält es für wichtig, der europäischen Landwirt- 
schaft eine wirtschaftlich zufriedenstellende Zu- 
kunft zu sichern, damit sich die jungen Menschen 
weiterhin für den Beruf des Landwirts inter- 
essieren; 

3. ist der Auffassung, daß die Probleme der Land- 
jugend im größeren Rahmen der Regionalpla- 
nung gesehen werden müssen, so daß eine aus- 
gewogene Aufteilung der sozio-kulturellen Res- 
sourcen möglich ist; 

4. betont in diesem Zusammenhang die wesentliche 
Bedeutung angemessener und schneller Ver- 
kehrsmittel in den ländlichen Gegenden, damit 
in diesen Gebieten Arbeitsplätze geschaffen wer- 
den können, die ihrerseits wiederum eine Ab- 
wanderung der Landjugend wirksam verhindern 
können ; 

5. ist der Auffassung, daß die Landjugend nur durch 
eine allgemeine und fachorientierte Ausbildung, 
die eine echte Berufswahl ermöglicht, ihren 
Platz in der heutigen Gesellschaft einnehmen 
kann; 

6. unterstreicht die Bedeutung, die der vorschuli- 
schen, schulischen und außerschulischen Ausbil- 
dung bei der Vertiefung der Kenntnisse und der 
Erleichterung der gesellschaftlichen Emanzipa- 
tion der Landjugend zukommt; 

7. empfiehlt dem Ministerkomitee: 

1. die Regierungen der Mitgliedstaaten aufzu- 
fordern: 

a) den Ratifizierungsprozeß der Konvention 
über die soziale Sicherung der Landwirte 
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zu beschleunigen, um ihre unverzügliche 
Anwendung und insbesondere die der 
Artikel 8, 9 und 10 zu gewährleisten; 

b) die regelmäßige Beteiligung der Land- 
jugend an den Aktivitäten des euro- 
päischen Jugendzentrums des Europarates 
zu fördern; 

IL Studien über folgende Probleme zu fördern 
und sie gegebenenfalls ins Arbeitsprogramm 
seiner zuständigen zwischenstaatlichen Aus- 
schüsse aufzunehmen; 

i. Durchführung einer Agrarpolitik, bei der 
dem jungen Landwirt ein angemessenes 
Einkommen gesichert ist; 

ii. Fortsetzung und Intensivierung der Re- 
gionalplanung im Hinblick auf die Ent- 
wicklung der Infrastrukturen in länd- 
lichen Gebieten und somit auf die Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen; 

iii. Unterstützung der jungen Landwirte 
beim Aufbau eines eigenen Betriebes 
durch eine angemessene Subventions- 
politik; 

iv. Verbesserung der Lebensbedingungen; 

V. Erweiterung der Sozial- und Bildungs- 
einrichtungen in den Landgemeinden; 

vi. Förderung der Vorschulerziehung; 

vii. Förderung des allgemeinen wie außer- 
schulischen Unterrichts als Instrument 
der sozialen Emanzipation und als Be- 
gegnungsstätte zwischen Stadt- und 
Landjugend; 

viii. Entwicklung der Berufsberatung und 
-ausbildung, insbesondere im Hinblick 
auf die der weiblichen jungen Land- 
bevölkerung eigenen Probleme; 

ix. Schaffung eines beruflichen Status für 
die weiblichen Arbeitskräfte in der 
Landwirtschaft, der ihnen die gleichen 
sozialen Rechte zusichert wie den ande- 
ren werktätigen Frauen, z. B. die Lohn- 
fortzahlung im Krankheitsfall und bei 
Schwangerschaft, bezahlter Urlaub, glei- 
che steuerliche Rechte und Renten- 
ansprüche; 

X. Verbesserung der landwirtschaftlichen 
Unterrichtspläne ; 

xi. Prüfung der Probleme in Zusammen- 
hang mit dem Primärunterricht auf dem 
Land wie Einklassenschulen, Schulkin- 
dertransporte und Anreize für Lehrer in 
ländlichen Gegenden; 

xii. Bewältigung der Verkehrsprobleme zwi- 
schen Stadt und Land, insbesondere um 
den Kindern den Zugang zu den einzel- 
nen Bildungseinrichtungen zu erleich- 
tern; 

xiii. Aktivierung und Unterstützung der Ver- 
einigungen junger Landwirte und Förde- 


rung der Einrichtung von Erholungs- 
stätten; 

III. die Regierungen der Mitgliedstaaten aufzu- 
fordern, im Hinblick auf die Verwirklichung 
der oben erwähnten Ziele die Ausbildung 
von Beratern zu subventionieren, die der jun- 
gen Landbevölkerung als Ratgeber zur Seite 
stehen und ihr bei der Lösung von Problemen 
persönlicher, familiärer und beruflicher Art 
wie auch die Zukunft ihres Betriebes und den 
Schutz der natürlichen Umwelt betreffend 
behilflich sind. 


Tagesordnungspunkt; 

Anspradie des britischen Ministers für 
Landwirtschaft, Fischerei und Ernährung, 
Frederick Peart 

(Drucksache 3723) 


Tagesordnungspunkt; 

Die Lage der Holzindustrie in Europa 

(Drucksache 3695) 

Berichterstatter; Abg. de Montesquieu (Frankreich) 


Tagesordnungspunkt; 

Sechster Bericht des Internationalen Zentrums 
für fortgeschrittene mediterrane 
Landwirtschaftsstudien 

(Drucksache 3593) 

Berichterstatter; Abg. J. Weber (Frankreich) 


Mittwoch, 28. Januar 1976 


Tagesordnungspunkt; 

Die jüngste Entwicklung auf dem Gebiet 
der großen Verkehrsachsen als Teil 
der Regionalplanung in Europa 

(Drucksache 3713) 

Berichterstatter; Abg. Radius (Frankreich) 

Das Problem des Kanaltunnels als Teil eines 
europäischen Netzes der Verkehrsadern 

(Drucksache 3712) 

Berichterstatter: Abg. Miller (Großbritannien) 
und P. Weber (Frankreich) 
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Lemmrich (CDU/CSU): — Herr Präsident, ich 
raöchte zu dem Bericht des Herrn Kollegen Radius 
Stellung nehmen. Es ist ein Vorbericht, der für An- 
regungen offen ist. 

In diesem Bericht ist auch von den superschnel- 
len Verkehrsverbindungen die Rede. Wenn man 
von superschnellen Verkehrsverbindungen spricht, 
sind damit meistens die neuen Verkehrstechniken 
gemeint. Man sollte aber meines Erachtens nicht 
übersehen, daß durch eine Verbesserung der beste- 
henden Eisenbahntechnik ebenfalls das Ziel er- 
reicht werden kann, größere Geschwindigkeiten zu 
erreichen. So fahren in Frankreich bereits Eisen- 
bahnzüge, die Geschwindigkeiten von mehr als 300 
Stundenkilometern erreichen. Auch in Großbritan- 
nien wird dieser Weg verfolgt, und ich meine, wir 
sollten auch diesem Aspekt unsere besondere Auf- 
merksamkeit zuwenden. 

Was die neuen Verkehrstechniken betrifft, so 
zeichnen sich in der Tat Veränderungen ab. Bei ei- 
nem Besuch in den Vereinigten Staaten, den ich im 
vergangenen Jahr als Leiter einer Delegation des 
Verkehrsausschusses des Deutschen Bundestages 
unternommen habe, konnten wir uns auch über die 
Luftkissenfahrzeuge unterrichten. Wir mußten aber 
dort zur Kenntnis nehmen, daß die Bundesbehörden 
der Vereinigten Staaten die Versuche nicht fortzu- 
setzen beabsichtigten, sondern sie mit der gerade 
laufenden Serie beenden wollten. 

Bei der Betrachtung all dieser Entwicklungen er- 
scheint die Magnetschwebetechnik, die in Japan 
und in Deutschland entwickelt wird, im Augenblick 
als besonders zukunftsträchtig. Auch in Amerika 
wurde großes Interesse dafür bekundet. Allerdings 
würde die Entwicklung dieser Technik noch minde- 
stens 15 Jahre dauern. 

In dem Bericht des Herrn Kollegen Radius wird 
von einer Versuchsanlage gesprochen, die in 
Deutschland errichtet werden soll, und von den 
Schwierigkeiten, die sich dabei ergeben. Das deut- 
sche Parlament hat einen Gesetzentwurf verab- 
schiedet, der nach der Zustimmung des Bundesrats 
in Kraft getreten ist und die Grundlagen für die Er- 
richtung von Versuchsanlagen für spurgeführte 
Verkehrstechniken regelt. Das vorrangige Ziel da- 
bei ist in meinem Lande allerdings, die bestehende 
Eisenbahntechnik weiterzuentwickeln. Die Ver- 
suchsanlage soll es aber auch ermöglichen, neue 
Techniken zu erproben. 

In dem Bericht des Kollegen Radius wird auch 
die neue Verbindung von Brüssel über Luxemburg, 
Straßburg, Basel nach Genf angesprochen. Ich habe 
mit großem Interesse und mit Freude davon Kennt- 
nis genommen, daß die betroffenen Gemeinden in 
bezug auf diese Strecke jetzt eine Kosten-Nutzen- 
Analyse aufstellen wollen. Ich glaube, die Wirt- 
schaftlichkeit einer solchen Strecke muß gegeben 
sein; denn' es gibt genügend Eisenbahnstrecken, die 
nicht rentabel sind. Die Höhe der Staatssubventio- 
nen ist ja begrenzt, und alle Länder versuchen, sie 
zu reduzieren. 

Eine Rolle spielen sollte aber auch, daß der Ein- 
satz einer neuen Verkehrstechnik nicht präjudiziert 


wird. Wenn eine Technik, hier die Luftkissentech- 
nik, als die einzig mögliche bezeichnet wird, bedeu- 
tet das eine Präjudizierung für Europa. Wir sind in 
Europa in dieser Frage aber noch nicht so weit. 

Bei der 41. Sitzung des Ministerrats der Europä- 
ischen Verkehrsministerkonferenz am 18. und 
19. Juni 1975 in Kopenhagen hat man sich mit dem 
Problem befaßt. Die französische Delegation hat 
dort eine bemerkenswerte Äußerung getan. Sie hat 
nämlich festgestellt, daß die gemeinsame Politik 
mit den technischen Daten für neue Verkehrstech- 
niken in eine schiefe Optik geraten könnte, wenn 
man sich jetzt schon auf eine einzige neue Technik 
festlegt; es komme darauf an, sich die Möglichkeit 
nicht zu verbauen, eventuell künftig noch in Er- 
scheinung tretende Technologien zu verwerten. Al- 
lerdings hat die französische Delegation dort auch 
mit aller Eindeutigkeit gesagt, daß die Einführung 
neuer Technologien die Kohärenz der Netze in Eu- 
ropa nicht gefährden dürfe. Auch das, meine ich, 
sollte bei diesen Überlegungen berücksichtigt wer- 
den. 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des französischen Staatssekretärs 
für Verkehr, Marcel Cavaille 

Tagesordnungspunkt: 

20, und 21. Jahresbericht der Europäischen 
Verkehrsministerkonferenz 

(Drucksachen 3529, 3645 und 3702) 

Berichterstatter: Abg. Lord Selsdon 
(Großbritannien) 

Stellungnahme des Ausschusses 
für Regionalplanung und Kommunalbehörden 
(Drucksache 3715): Abg. Lemmrich (CDU/CSU) 

Lemmrich (CDU/CSU): Herr Präsident, es ist meine 
Aufgabe, die Aspekte des Ausschusses für regionale 
Planung und Kommunalpolitik zum 20. und 21. Jah- 
resbericht der Europäischen Verkehrsministerkonfe- 
renz darzulegen. Dabei geht es vor allen Dingen um 
die Bedeutung der Verkehrspolitik für die Raum- 
ordnungspolitik und den Umweltschutz. 

Die Verkehrspolitik ist ein wesentliches Instru- 
ment der Raumordnungspolitik. Verkehrsinfrastruk- 
tur- und Verkehrsordnungspolitik bestimmen die 
räumliche Entwicklung unserer Länder entscheidend 
mit. Die gleichmäßige Entwicklung eines Landes in 
all seinen Regionen stellt einen großen Vorteil dar, 
weil sie den großen Ballungstendenzen entgegen- 
wirkt, die teuer sind und vielfältige Probleme auf- 
werfen. Ungünstige Standorte können durch ver- 
kehrspolitische Maßnahmen verbessert werden. 
Transportkosten und Transportzeiten sind wichtige 
Daten der allgemeinen Volkswirtschaft. Dies alles 
lege ich dar, um die große Bedeutung der Verbin- 
dung von Raumordnungs- und Verkehrspolitik zu 
verdeutlichen. 
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Im Blick auf die allgemeine Verkehrspolitik kann 
ich es allerdings nur bedauern, daß seit Jahren zwar 
immer wieder dieselben Probleme erörtert werden, 
daß sich aber Lösungen nur sehr spärlich oder nicht 
abzeichnen. 

Gleiche Wettbewerbschancen der Verkehrsträger, 
der Eisenbahn, der Straße, der Wasserstraße und 
des Flugverkehrs sowie die Liberalisierung der Ver- 
kehrswirtschaft haben große raumpolitische Auswir- 
kungen. Der Verkehrswettbewerb mit günstigen 
Preiskoriditionen spielt sich vor allen Dingen in den 
wirtschaftsstarken Räumen ab und läßt wirtschafts- 
schwache Räume oft im Windschatten liegen. Daher 
muß diesem Problem bei allen weiteren Liberalisie- 
rungen große Aufmerksamkeit geschenkt werden. 

Das Verhältnis Eisenbahn zum Straßengüterver- 
kehr ist ein beeindruckendes Beispiel für die Wett- 
bewerbsproblematik im europäischen Rahmen im 
Hinblick auf die raumpolitischen Auswirkungen. 
Jeder weiß, daß die Eisenbahn unersetzbar ist. Kein 
anderer Verkehrsträger wäre in der Lage, diese 
Gütermenge zu übernehmen und sie unabhängig von 
allen Witterungseinflüssen zu transportieren. Jeder 
weiß jedoch auch, daß sich die Eisenbahnen in einer 
schwierigen wirtschaftlichen Situation befinden, 
wenn auch nach Ländern sehr differenziert. 

Eine Reihe von Staaten schirmt ihre Eisenbahnen 
durch verkehrspolitische Maßnahmen gegenüber dem 
Straßenverkehr ab, und zwar einerseits durch Be- 
steuerung, andererseits durch Kapazitätsregelungen 
im Straßengüterverkehr. Andere Staaten tun dies 
nicht oder in vermindertem Maße. Sie fördern zum 
Teil sogar den Straßengüterfernverkehr durch Rück- 
vergütung von Autobahngebühren, Steuern und 
niedrige Mineralölsteuer. Dadurch entstehen Gefälle 
von einem zum anderen Land, und der grenzüber- 
schreitende Verkehr wächst kräftig. Die betroffenen 
Länder verstärken dann meistens ihre Schutzmaß- 
nahmen, was dann jene Regionen trifft, die auf den 
Kraftverkehr angewiesen sind. So wirkt sich die 
Verkehrspolitik negativ auf die Raumpolitik aus, 
weil die Wettbewerbsbedingungen in Europa nicht 
harmonisiert sind. Der Herr Präsident hat hier schon 
deutlich gesagt, daß sich nationale Verkehrspolitik 
sehr oft unabhängig von den europäischen Entwick- 
lungen überhaupt nicht mehr durchführen läßt. 

Schwere Folgen für die Regionalpolitik sind auch 
da festzustellen, wo die Eisenbahnen sich stark zu-r 
rückziehen, wie dies jetzt in Deutschland diskutiert 
wird, wo das Streckennetz, das die Deutsche Bundes- 
bahn wirtschaftlich betreiben zu können meint, nur 
noch halb so groß ist wie das derzeit bestehende 
Schienennetz. _ 

Die Wettbewerbsverzerrung gegenüber der Eisen- 
bahn ist vor allen Dingen auch im Blick auf die 
Binnenschiffahrt sehr groß, die nur einen kleinen 
Teil der verursachten Wegekosten trägt; den Haupt- 
teil trägt der Steuerzahler. Aber gerade in diesem 
Bereich ist nur eine europäische Lösung möglich. Die 
Harmonisierung der Wettbewerbsbedingungen und 
eine europäische Regelung der Wegekostenfrage 
sind daher auch aus raumpolitischer Sicht von größ- 
ter Bedeutung, 


Für die regionale Entwicklung ist die Verkehrs- 
infrastruktur außerordentlich wichtig. Die Planung 
dieser Netze im eigenen Land ist Sache jedes Staa- 
tes. Doch sollten über die grenzüberschreitenden 
großen Verbindungen, die ja das europäische Netz 
ausmachen, nicht nur Ansichten unverbindlich aus- 
getauscht, sondern konkrete Planungen — bilateral,^ 
multilateral, auch im Rahmen der Konferenz — vor- 
genommen werden. 

Bei allen Planungen und Ausbauten der Verkehrs- 
netze hat der Umweltschutz große Bedeutung. In vie- 
len Fällen sind Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen 
nur durchsetzbar, wenn dem Anliegen Rechnung ge- 
tragen wird, unseren Lebensraum, unsere Umwelt 
nicht zu zerstören. Dies kostet allerdings Geld. 

Geld wird in Zukunft ohnedies eine noch größere 
Rolle spielen. Die Planungen und deren Verwirk- 
lichung werden sich in Zukunft an den finanziellen 
Möglichkeiten zu orientieren haben. Auch dies ist 
eine Folge der wirtschaftlichen Ernüchterung, daß 
jetzt immer mehr die Grenzen dessen erkannt wer- 
den, was möglich ist. 

Unter dem Aspekt, daß auch die wirtschaftlichen 
und damit finanziellen Ressourcen Europas Grenzen 
haben, ist es notwendig, daß die verschiedenen Ver- 
kehrsnetze für Straßen, Eisenbahnen und Wasser- 
straßen miteinander koordiniert werden und als ein 
Gesamtnetz der Verkehrsinfrastruktur betrachtet 
werden. Wir werden es uns überlegen müssen, ob 
wir es uns leisten können, z. B. neben einer neu 
ausgebauten Eisenbahnstrecke auch noch eine neue 
Wasserstraße zu bauen. 

Zu den Verkehrswegen darf ich noch einige Aus- 
führungen machen, die die einzelnen Bereiche be- 
treffen. Straßen müssen nicht nur vorhandenen Ver- 
kehr bewältigen; sie haben, wie alle anderen Ver- 
kehrswege, eine Funktion zur Erschließung des Rau- 
mes und der Anbindung der Regionen an die großen 
Verkehrsachsen. Das ist ihre große raumpolitische 
Bedeutung. Dies wurde z. B. bei der Ermittlung der 
Dringlichkeiten, nach denen das Fernstraßennetz in 
Deutschland ausgebaut wird, berücksichtigt, indem 
die raumpolitischen Daten bei der Berechnung dieser 
Dringlichkeiten doppelt so stark gewichtet wurden 
als die verkehrlichen Daten; verkehrliche Daten sind 
die Daten über die jetzige und die künftige Ver- 
kehrsbelastung. 

In den letzten Jahren wurde in den Gremien der 
Europäischen Verkehrsministerkonferenz und der 
ECE ein neues Numerierungssystem für die Europa- 
straßen ausgearbeitet. Es berücksichtigt die seit der 
Genfer Erklärung von 1950 eingetretenen Verände- 
rungen im Ablauf des internationalen Verkehrs. 
Allerdings wird es auch in Zukunft Europastraßen 
geben, die nicht autobahnmäßig ausgebaut sind; dies 
gilt vor allen Dingen für die Strecken, die in euro- 
päischen Randgebieten wie in Skandinavien und der 
Türkei. 

Es ist wünschenswert, daß dieses neue Abkommen 
beschleunigt von den Ländern der Europäischen Ver- 
kehrsministerkonferenz ratifiziert und die vorge- 
sehene europäische Numerierung der Europastraßen 
auf nationaler Ebene eingeführt wird. Das sollte 
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diesmal vielleicht etwas zügiger vorangehen als bei 
der letzten Vorlage, die von einigen Ländern — das 
kam hier zur Sprache — noch nicht ratifiziert wor- 
den ist. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch darauf 
hinweisen, daß die Begrenzung der Geschwindigkeit 
auf Autobahnen — wo die Zahl der Straßenver- 
kehrsunfälle am niedrigsten überhaupt ist — auf ein 
Niveau angehoben werden soll, das nicht zu niedrig 
ist, damit die peripheren Räume, die auf schnelle 
Verbindungen angewiesen sind, nicht durch eine zu 
niedrige Begrenzung der Geschwindigkeit auf Auto- 
bahnen — allein davon spreche ich — zusätzlich be- 
hindert oder ihre Lebensbedingungen zusätzlich er- 
schwert werden. 

In Italien und in Frankreich werden neue Eisen- 
bahnlinien für den Schnellverkehr gebaut. Auch in 
Deutschland bestehen solche Absichten. Raumpoli- 
tisch ist es jedoch notwendig, daß dadurch nicht nur 
die Attraktivität der großen Zentren gestärkt wird^ 
sondern daß durch Verknüpfung dieser Schnellbahn- 
strecken mit den bestehenden Eisenbahnnetzen und 
dem Straßennetz auch die Verkehrssituation der 
ländlichen Räume verbessert wird. 

Dies sind, Herr Präsident, einige Aspekte aus der 
Sicht unseres Ausschusses, die ich als Ergänzung der 
Auffassung des Wirtschaftsausschusses darlegen 
durfte. Dem entsprechen unsere Ergänzungsanträge 1 
bis 4, um deren Annahme ich Sie im Namen des 
Ausschusses für regionale Planung und Kommunal- 
politik bitte. 

Abg. Lemmrich (CDU/CSU) bringt einen Ände- 
rungsantrag zu Änderungsantrag Nr. 3 (betr. Ziii. 3 
der Entschließung) im Namen des Äusschusses für 
Regionalplanung und Lokalbehörden ein: 

Lemmrich (CDU/CSU): Herr Präsident, in dem Er- 
gänzungsantrag Nr. 3 möchten wir den letzten Satz 
gern durch die Worte „als Grundlage über ein euro- 
päisches Raumkonzept" ergänzen. Der letzte Ab- 
schnitt dieses Amendements würde dann heißen: 

bringt auch den Wunsch zum Ausdruck, daß 
diese Zusammenarbeit zu der gemeinsamen 
Festlegung einiger Leitgrundsätze und zum 
Entwurf eines Leitschemas für die großen Ver- 
kehrsachsen in Europa als Grundlage für ein 
europäisches Raumkonzept führen möge. 

Entschließung 611 (1976) 

betr. Antwort auf den 20. und 21. Jahresbericht der 
Europäischen V erkehrsministerkonf erenz. 

Die Versammlung 

8. verweist auf ihren Appell zu dringenden Fort- 
schritten bei der Neugestaltung des sogenann- 
ten E-Fernstraßennetzes und fordert alle Mit- 
gliedsregierungen der ECMT auf, unverzüglich 
das neue europäische Abkommen über ein inter- 
nationales Fernstraßennetz, das die UN-Wirt- 
schaftskommission für Europa in Zusammenar- 
beit mit der ECMT ausgearbeitet hat, zu ratifi- 


zieren und die in diesem Abkommen vorgese- 
hene neue europäische Nomenklatur für E- 
Straßen auf nationaler Ebene einzuführen; 

9. ist weiterhin zutiefst bestürzt über die Zahl der 
bei Verkehrsunfällen Getöteten und Verletzten; 
bedauert die untragbare Verzögerung von sei- 
ten gewisser Regierungen bei der Inkraftset- 
zung der Bestimmungen der neuen europäischen 
Autobahnverkehrsordnung und fordert die 
ECMT auf, die betreffenden Verkehrsminister 
zu entsprechenden, unverzüglichen Maßnahmen 
zu drängen; 

10. ist erneut der Ansicht, daß angesichts der weiter 
zunehmenden Verbreitung des privaten Kraft- 
fahrzeugbesitzes, der zunehmenden Erschöpfung 
der verschiedenen Möglichkeiten, mit konven- 
tionellen Maßnahmen eine Verbesserung des 
städtischen Verkehrsflusses zu erreichen, und 
der Schwierigkeiten bei der Finanzierung ange- 
messener öffentlicher Verkehrsmittel das Pro- 
blem der zunehmenden Verkehrsdichte in den 
Stadtzentren Gefahr läuft, in absehbarer Zu- 
kunft dramatische Ausmaße anzunehmen; nimmt 
die von der ECMT bisher unternommenen be- 
achtenswerten Anstrengungen bei der Prüfung 
möglicher neuer Lösungen in diesem Bereich zur 
Kenntnis, glaubt jedoch, daß dieser Tätigkeit 
im Arbeitsprogramm der ECMT eine noch grö- 
ßere Bedeutung als bisher zugewiesen werden 
sollte; 

11. fordert die ECMT auf, den verschiedenen Pro- 
blemen der europäischen Binnenschiffahrt, deren 
Bedeutung für die Zukunft kürzlich unter ande- 
rem in einem Bericht der UN-Wirtschaftskom- 
mission für Europa unterstrichen worden ist, 
aufmerksam zu prüfen; 

12. hofft, daß die ECMT sie in angemessener Frist 
über die im Anschluß an die einzelnen in dieser 
Entschließung erwähnten Vorschläge, die in 
dem in Absatz 1 erwähnten Bericht (Dok. 3702) 
näher erläutert werden, getroffenen Maßnah- 
men unterrichten wird. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Rechte der Kranken und Sterbenden 

(Drucksache 3699 und 3735) 

Berichterstatter Abg. Hubinek (Österreich) 
und Voogd (Niederlande) 

Abg. Radius stellt nach Aufruf des Tagesordnungs- 
punktes Antrag auf Vertagung der Aussprache. 

Frau Dr. Wolf (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Auch ich möchte 
bitten, diesen Antrag abzulehnen. Wir wollen uns 
heute mit einem aktuellen Notstand beschäftigen, 
einem Notstand, der in besonderer Weise die Kran- 
ken, die Sterbenden und die Arzte betrifft. Die Mög- 
lichkeiten der Technik haben in den letzten Jahren 
so zugenommen, daß, wie es Professor Thielicke 
einmal ausdrückte, es heute so weit ist, daß in der 
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Medizin der Heilauftrag des Arztes in den Frevel 
des Inhumanen umzuschlagen droht. 

Ich meine auch, daß wir uns, wenn wir uns mit 
diesem Thema beschäftigen, keineswegs einer Ver- 
letzung der Menschenrechte schuldig machen. Zu 
den Menschenrechten gehört ohne Zweifel auch die 
schwerste und letzte Aufgabe des Menschen, näm- 
lich ein menschenwürdiges Sterben zu haben. Ich 
glaube, daß wir diese große Aufgabe einbeziehen 
müssen. 

Der Vorwurf, daß wir uns nicht genug mit diesem 
Thema beschäftigt haben, ist schon von Mister Page 
zurückgewiesen worden. Ich möchte aber hinzufü- 
gen, daß wir — wir, die wir in der Hauptsache 
Laien sind — uns auch gar nicht in der Lage sehen, 
uns mit diesem Thema noch intensiver zu beschäf- 
tigen. Wir meinen, daß die Moralisten, Psychologen, 
Soziologen und Mediziner, also Sachverständige der 
verschiedensten Fakultäten, in Kommissionen ihrer 
Länder dieses Thema behandeln sollten; sie sollen 
versuchen, vor allem auch Hilfen für die Ärzte zu 
geben. 

Ich habe es immer so verstanden, daß es eine 
Aufgabe des Europarates ist, sich mit den aktuellen 
Themen zu beschäftigen. Dazu gehört dieses Thema 
ohne Zweifel; man braucht nur die Rednerliste anzu- 
sehen, um dies festzustellen. 

Ich hoffe, daß wir richtig daran tun, dem Komitee 
der Minister zu empfehlen, solche Kommissionen 
einzusetzen, mit denen versucht werden soll, den 
Rechten der Kranken und der Sterbenden gerecht zu 
werden, aber auch festzustellen, welcher Zeitpunkt 
eigentlich der Todeszeitpunkt ist. Die letzte Frage 
ist heute im Hinblick auf die Transplantationen von 
außerordentlicher Bedeutung; sie ist aber noch nicht 
völlig geklärt. Damit soll dann geholfen werden, 
daß die Ärzte und alle Personen, die im Dienste der 
Kranken und der Sterbenden stehen, ihre Aufgabe 
richtig wahrnehmen. 

Aus diesen Gründen bitte ich, den Antrag abzu- 
lehnen. 

Dr. Schwencke (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Es war Deutschland, genauer, 
richtiger gesagt: das Deutschland Adolf Hitlers und 
seiner Mörderbande, das durch Handlungsweisun- 
gen, durch Tötungsanweisungen einen guten huma- 
nen Begriff aus dem Medizinischen in sein Gegen- 
teil verkehrte: Euthanasie. 1939 — damals lief die 
Massenvernichtungsmaschine der Konzentrations- 
lager in Deutschland schon voll — wurde ein soge- 
nanntes Euthanasieprogramm erlassen, daß die Ver- 
nichtung „unwerten menschlichen Lebens" — also 
die Tötung Kranker gegen ihren und ihrer Ange- 
hörigen Willen — stattzufinden habe. Nur schwer 
drang diese neue Bestialität in das westliche Aus- 
land. Viele in Deutschland wollten damals solches 
auch lieber nicht sehen; oder haben sie tatsächlich 
nichts gewußt? Später erst — das haben wir gehört, 
das haben wir nachgelesen — ist deutlich geworden, 
welches bestialische Tun mit diesem Programm 
stattfand. 


In dem Dorf, in dem ich damals wohnte, kannte 
ich einen solchen Fall. Ungefähr als Sechsjähriger 
habe ich mitbekommen, was da an jemandem in un- 
serem Dorf geschehen sollte, der geisteskrank war, 
aber in die Gemeinschaft integriert war. Es war 
damals sogar ein Lehrer, der so etwas durchsetzen 
wollte. Dieser Bauernjunge, um den es da ging, ist 
dann nicht euthanisiert worden, sondern dieses 
Schicksal ist von ihm abgewendet worden. Aber die 
Versuchung dieser unserer derzeitigen Welt, einen 
Geisteskranken zu beseitigen — wo die Welt selber 
viel kränker war — , ist mir unvergessen geblieben. 
Darum bin ich — wie andere in diesem Hause viel- 
leicht auch — bei dem Wort Euthanasie besonders 
sensibilisiert. Ich kann diesen Begriff nicht schnell 
und simpel wieder in normales medizinisches Den- 
ken einordnen, und gerade deswegen plädiere ich 
für die vorgelegte Empfehlung. 

Hier in dem Bericht „Recht des Kranken" geht es 
um gutes Sterben. Der Bericht ist ganz ausgezeich- 
net und verdiente es, von der gesamten Versamm- 
lung angenommen zu werden. 

Um was geht es letztlich? Ich würde stärker als 
die Berichterstatter differenzieren. Es geht hier um 
drei medizinisch-ethische Bereiche, die in der Ver- 
antwortung allerdings gleich schwer wiegen — 
gleichgültig, ob es sich um „passive" oder „aktive" 
Euthanasie handelt. Die drei Verantwortungsbe- 
reiche sind: Erstens Euthanasie im engeren Sinne: 
die Beseitigung lediglich der Todesschmerzen; zwei- 
tens Euthanasie im weiteren Sinne: schmerzmin- 
dernde Mitteleinnahme, die möglicherweise zugleich 
auch lebensverkürzend wirkt, und drittens die 
schwierigste aller dieser Fragen, Euthanasie im 
weitesten Sinne, die viele Moraltheologen, also 
katholische Kollegen, anders betrachten als ich sel- 
ber theologisch sie werte: Kann es zugelassen sein, 
die Leiden zu verkürzen durch bloße Passivität 
oder bewußte Unterlassung von Heilmaßnahmen? 

Die Entscheidung des Gewissens, Herr Präsident, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, ist nach 
meiner evangelischen Auffassung stets die gleiche; 
sie ist gleich schwer, und die Anforderungen, die 
dabei an das Gewissen gestellt werden, sind gleich 
groß. Keinem können wir sie durch unsere Emp- 
fehlung abnehmen! 

Was wir als Politiker tun können, ist, daß wir den 
Ärzten bei ihrer Entscheidung helfen, sie mit meß- 
baren Kriterien ausrüsten, die mehr Humanität für 
den Kranken bedeuten. Das ist die politische Tat, 
die von uns hier verlangt wird, wir können ihnen 
zur Verantwortung helfen, und wir Theologen haben 
zudem das Gewissen zu schärfen. 

Wir knüpfen, Herr Präsident, mit unserer Ent- 
schließung — und ich bin sicher, daß sie hier ange- 
nommen wird — an die lange humane Tradition 
dieses Begriffes an, die bis in die zwanziger Jahre 
hinein reicht. Wir tun das, indem wir uns wieder in 
die alte hellenistische Tradition einordnen; es geht 
hier um das, was die Lateiner so ausdrücken: Felici 
vel honesta morte mori. Ich hoffe, Herr Präsident, 
daß wir mit dem „Recht des Kranken" gleichzeitig 
ein Stück weit die Inhumanität abarbeiten, die von 
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Nazi-Deutschland aus durch einen elenden Eutha- 
nasiebegriff durch die Welt gegangen ist. 

Frau Dr. Wolf (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Kollegen! Ich möchte mich den letzten Worten von 
Herrn Voogd anschließen. Ich bin mit ihm überzeugt, 
daß unsere heutige Debatte ein Beweis dafür ist, wie 
ernst wir unsere Aufgabe nehmen und mit welcher 
Verantwortung wir an eine so schwierige Frage her- 
angehen. Diese Verantwortung schließt nach mei- 
nem Verständnis auch ein, daß wir selber hier 
sicher keine Beschlüsse fassen können, weil unser 
Wissen nicht ausreicht und wir die Hilfe der Men- 
schen brauchen, die wir erwähnt haben. 

Es ist vorhin Kritik daran geübt worden, daß die 
Theologen erst an dritter Stelle erwähnt werden. 
Ich möchte meinen, daß hier keine Rangordnung 
aufgeführt ist, sondern daß man zunächst eben an 
die Personen gedacht hat, die bereits mit unseren 
Untersuchungen befaßt waren, nämlich Ärzte und 
Juristen. Anschließend sind die anderen Personen 
erwähnt worden, die uns notwendig erscheinen, um 
zu einem umfassenden Bild zu kommen. 

Unsere Debatte hat gezeigt, daß wir ein unge- 
heuer aktuelles Thema angesprochen haben, ein 
Thema, von dem ich meine, daß wir seine Abgren- 
zung nicht den Ärzten überlassen dürfen, wie es 
vorhin von einem Kollegen angeregt wurde. Viel- 
mehr müssen wir so schnell, wie es uns möglich 
ist, dazu kommen, eine Bremse vorzusehen, Grenzen 
zu setzen und Mißverständnisse zu vermeiden. 

Als ein ganz schlimmes Mißversvändnis sehe ich 
es an, wenn man das, was wir zu untersuchen bit- 
ten, auch nur in die Nähe von Tötung, von Mord, 
von Beseitigung unwerten Lebens rückt, wie es 
vorhin angesprochen worden ist. Ich weiß — und 
darum bin ich froh, daß der Begriff „Euthanasie" in 
unserer Empfehlung nicht verwendet worden ist — , 
wie schwierig es ist, die Euthanasie rechtlich zu 
beurteilen. Der Unterschied zwischen aktiver und 
passiver Euthanasie ist immer wieder angesprochen 
worden, und ich würde gerne länger mit Ihnen dar- 
über sprechen. Wir sind uns einig, daß es passive 
Euthanasie ist, wenn man einen Menschen nicht an 
eine Maschine anschließt. Wie aber ist es zu beurtei- 
len, wenn der Arzt nach vier oder fünf Tagen fest- 
stellt, daß mit der Behandlung keine Wirkung mehr 
erzielt wird, und dann die Maschine abstellt? Das 
ist sicher eine Tat und kein Unterlassen. Aber ich 
deute hier nur Mißverständnisse an, die in der Dis- 
kussion immer wieder auftauchen. 

Zu den Änderungsanregungen darf ich sagen, daß 
in einigen der Resolutionen bereits Änderungen vor- 
gesehen sind. Herr de Marco hat z. B. beanstandet, 
wir hätten nicht deutlich genug gemacht, daß es 
sich um den Vorgang des Sterbens handelt. In einer 
der vorliegenden Resolutionen ist das Wort „Leben" 
durch die Worte „Prozeß des Todes" ersetzt wor- 
den, so daß eindeutig allein die Unterstützung beim 
Sterben angesprochen ist. 

Trotz der vielen verschiedenen Meinungen kön- 
nen wir doch eine Zahl wichtiger Übereinstimmun- 
gen feststellen. Ich möchte sehr der Hoffnung Aus- 


druck geben, daß es uns morgen gelingen wird, die 
Empfehlung so zu verabschieden, daß der Auf- 
trag, der unserer Kommission von der Versammlung 
einmal gegeben wurde, diese Fragen zu untersuchen, 
besser erfüllt werden kann, als es uns bisher mög- 
lich war. 


Tagesordnungspunkt: 

Lage der jüdischen Gemeinschaft 
in der Sowjetunion 

(Drucksache 3704) 

Berichterstatter: Abg. Ahlmark (Schweden) 

Dr. Gessner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir alle verfolgen mit wachem Blick 
die schwierigen Abrüstungsverhandlungen zwischen 
Ost und West und erleben dabei immer wieder, daß 
die Sowjetunion im Laufe dieses Gesprächs ihr 
Sicherheitsbedürfnis geltend macht. Ich will nicht 
untersuchen, ob es sich hierbei um einen Vorwand 
handelt oder ob dieses Bedürfnis tatsächlich besteht. 
In bezug auf die Auswanderung der Juden aus der 
Sowjetunion — das kann man wohl sagen — besteht 
keinerlei sowjetisches Sicherheitsbedürfnis. Obwohl 
das so ist, erleben wir eine außerordentlich restrik- 
tive Handhabung der Auswanderungspraxis. 

Ich stelle die Verbindung zwischen Abrüstungs- 
gesprächen und der Auswanderung deswegen her, 
weil ich der Meinung bin, daß der Entspannungs- 
wille der Sowjetunion im Bereich des Militärischen 
auch daran gemessen werden muß, ob und wie- 
weit sie in anderen Bereichen zu entspannenden 
Schritten bereit ist, nämlich dort, wo sie sich auf 
kein angebliches oder tatsächliches Sicherheitsbe- 
dürfnis berufen kann, also etwa bei der Auswande- 
rung von Juden aus der Sowjetunion. Ich bin der 
Überzeugung, daß dieses Problem für die Sowjets 
weitaus leichter zu lösen wäre als beispielsweise 
das Zustandebringen eines für sie akzeptablen Ab- 
rüstungsergebnisses; denn hier handelt es sich um 
einen Akt der innerstaatlichen Entscheidung, wäh- 
rend es dort um die Notwendigkeit einer Überein- 
kunft mit anderen geht, die viel schwieriger herzu- 
stellen ist. 

Meiner Meinung nach wird also deutlich, daß die 
Praxis der Sowjetunion in bezug auf die Auswande- 
rung der Juden der Sowjetunion ein Maßstab für 
eventuelle Absichten der Sowjets in bezug auf den 
Fortgang des weiteren Entspannungsprozesses ist. 
Hier handelt es sich doch darum, daß Menschen aus 
freiem Willen das Land verlassen wollen. Mit wel- 
chem Recht spielen sich die Behörden in der So- 
wjetunion als Vormund dieser Menschen auf, wo 
doch die Sowjetunion sowohl die Charta der Ver- 
einten Nationen als auch das Schlußdokument der 
Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit unter- 
schrieben hat? 

Mehr als 200 Millionen Menschen wohnen in der 
Sowjetunion. Ich kann mir nicht vorstellen, daß die 
Existenz dieses Staates davon abhängt, ob einigen 
zehntausend oder hunderttausend Ausreisewilligen 
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die Ausreise gestattet wird. Oder befürchtet man in 
der Sowjetunion etwa, daß noch andere Gruppen 
in der Bevölkerung Ausreisebegehren anmelden 
würden, wenn den Juden die ungehinderte Ausreise 
gewährt würde? Oder ist es etwa so, daß sich die 
Sowjetunion dem Druck arabischer Staaten beugt? 
Ist es etwa so, daß es sich hier um eine Konsequenz 
der Staatsideologie handelt? Oder läßt man die Ju- 
den deshalb nicht auswandern, weil man glaubt, 
man habe sie als Arbeitskräfte nötig? Wie dem auch 
sei, die jetzige, restriktive Politik ist dem Bild der 
Sowjetunion in der Öffentlichkeit außerordentlich 
abträglich. Ich habe nicht die Absicht, der Sowjet- 
nion Ratschläge zu erteilen, es muß aber zum Aus- 
druck gebracht werden, daß sie sich nicht wundern 
darf, wenn auf Grund dieser Praxis ihr Bild in der 
Öffentlichkeit negative Züge aufweist. 

Ich bin der Meinung, daß jedes Plädoyer für die 
Auswanderung nicht etwa ein Plädoyer für den 
kalten Krieg ist, sondern für die Entspannung, Alle 
Erfahrung zeigt, daß sich die Entspannungspolitik 
auf den unterschiedlichsten Ebenen von Sachgebie- 
ten vollzieht. Dennoch muß der Begriff der Entspan- 
nung umfassend betrachtet werden, denn nur so 
kann man seinem hohen Anspruch gerecht werden. 
Ich sage das, weil ich der Überzeugung bin, daß das 
Problem der Auswanderung von Juden aus der 
Sowjetunion eine internationale Dimension hat. 
Wenn es hierzu eines Beweises bedarf, dann ist die- 
ser durch die Tatsache geliefert, daß wir in diesem 
internationalen Forum über dieses Problem disku- 
tieren. 

Ich habe stets für die Entspannung gekämpft, so- 
wohl im Deutschen Bundestag als auch hier. An 
meiner Haltung hat sich nichts geändert. Ich bin der 
Meinung, es wäre durchaus möglich, die Entspan- 
nung weiter voranzutreiben — trotz der Rück- 
schläge, die immer wieder eintreten — , wenn sich 
die Sowjetunion zu einer vernünftigen Haltung ent- 
schließen könnte. Die Entschärfung dieses Problems 
würde ein wichtiges Signal für die Intensivierung 
des internationalen Entspannungsprozesses sein. 

Ich bitte um Zustimmung zu Bericht und Resolu- 
tionsentwurf. 

Empfehlung 778 (1976) 

betr. die Lage der jüdischen Gemeinschaft in der 
Sowjetunion 

Die Versammlung 

1. erinnert an ihre Empfehlungen 632 (1971) und 
722 (1974) über die Lage der jüdischen Gemein- 
schaft in der Sowjetunion; 

2. stellt fest, daß sich die Lage der jüdischen Ge- 
meinschaft in der Sowjetunion seit Januar 1974 
stark verschlechtert hat; 

3. stellt fest, daß die Schikanierung derjenigen 
Juden, die auszuwandern wünschen, zugenom- 
men hat und daß die Anzahl der Auswande- 
rungsgenehmigungen ohne ersichtlichen Grund 
drastisch eingeschränkt worden ist; 


4. ist besorgt über das Schicksal derjenigen Ju- 
den, die seit so vielen Jahren verzweifelt darauf 
warten, das elementare Recht wahrnehmen zu 
können, sich in das Land ihrer Wahl zu bege- 
ben, und befürchtet, daß die Annahme einer 
Entschließung durch die Generalversammlung 
der Vereinten Nationen am 10. November 1975, 
in der der Zionismus zu einer Form des Rassis- 
mus erklärt wird, die Lage derjenigen, die nach 
Israel auszuwandern wünschen, noch verschlim- 
mert; 

5. ist tief besorgt über die Verhaftungen und Pro- 
zesse, die weiterhin gegen Juden vorgenommen 
werden, die die Sowjetunion zu verlassen wün- 
schen sowie durch die neuen, beunruhigenden 
Formen, die diese Prozesse seit einiger Zeit an- 
genommen haben; 

6. stellt mit Beunruhigung fest, daß wichtige 
Grundsätze über die Menschenrechte in der 
Erklärung von Helsinki über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa weiterhin nicht an- 
gewandt werden; 

7. ist in diesem Zusammenhang besorgt über die 
sowjetische Politik, die durch das Eingreifen 
in die Post-, Radio- und Telefonverbindungen 
jeden Kontakt zwischen sowjetischen Juden 
und ihren Glaubensgenossen außerhalb der So- 
wjetunion verhindert; 

8. ist beunruhigt durch die offizielle Unterstützung 
und Billigung, die den antisemitischen Ver- 
öffentlichungen in der Sowjetunion zuteil wird 
und erinnert an die Befürchtungen, die die so- 
wjetischen Juden selbst hinsichtlich der mög- 
lichen Auswirkungen einer solchen Kampagne 
ausgesprochen haben; 

9. stellt mit Besorgnis fest, daß der jüdischen 
Gemeinschaft weiterhin jede Möglichkeit ver- 
sagt bleibt, ihre kulturelle und religiöse Identi- 
tät zum Ausdruck zu bringen; 

10. empfiehlt erneut dem Ministerkomitee, die Re- 
gierungen der Mitgliedstaaten aufzufordern, bei 
den sowjetischen Behörden darauf zu drängen, 
daß die augenblicklichen Praktiken der Verfol- 
gung und Prozesse sowie die antisemitische 
Kampagne beendet werden, daß den sowjeti- 
schen Juden die durch die Verfassung der Sowjet- 
union zugesicherten Rechte zugestanden wer- 
den und daß alle Juden, die es wünschen, die 
Auswanderung gewährt und durch keinerlei 
Hindernisse erschwert wird. 


Donnerstag, 29. Januar 1976 

Tagesordnungspunkt: 

Die Lage in Nordirland 

(Drucksache 3696) 

Berichterstatter: Abg. Dankert (Niederlande) 
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Tagesordnungspunkt: 

Die Rechte der Kranken und Sterbenden 

(Fortsetzung der Aussprache) 

Frau Dr. Wolf (CDU/CSU): Herr Präsident, ich 
möchte darauf hinweisen, daß diese neue Fassung 
unserem Ausschuß heute kurz Vorgelegen hat. Wir 
hatten noch keine Zeit, über sie abzustimmen, weil 
ja unsere Sitzungszeit außerordentlich begrenzt war. 
Ich hatte aber, als ich den neuen Änderungsantrag 
vorstellte, den Eindruck, daß der Ausschuß ganz 
überwiegend der Meinung war, daß diese die beste 
Formulierung ist, die wir gemeinsam finden konn- 
ten, 

Frau Dr. Wolf (CDU/CSU): Herr Präsident, unsere 
Kommission ist der Ansicht, daß diese den Rechts- 
bedürfnissen sehr viel besser Rechnung tragende 
Fassung angenommen werden sollte. 

Frau Dr. Wolf (CDU/CSU): Herr Präsident, ich 
glaube, das Ministerkomitee hat bei dem sehr 
schwierigen Verfahren, dem wir entgegengehen, zu- 
erst einmal die Länderregierungen aufzufordern, na- 
tionale Kommissionen einzusetzen ^). Angesichts der 
Ungewißheit, wieviel Zeit dazu benötigt werden 
wird, erscheint es mir unmöglich, schon einen ge- 
nauen Termin festzusetzen. 

Empfehlung 779 (1976) 

betr. die Rechte der Kranken und Sterbenden 

Die Versammlung, 

1. stellt fest, daß die schnellen und anhaltenden 
Fortschritte der medizinischen Wissenschaft Pro- 
bleme zur Folge haben und sogar in bezug auf 
die grundlegenden Menschenrechte und die In- 
tegrität kranker Menschen gewisse Gefahren 
mit sich bringen können; 

2. verweist auf die Tendenz, daß eine verbesserte 
medizinische Technologie zu einer immer tech- 
nischeren — manchmal weniger humanen — 
Behandlung der Patienten führt; 

3. stellt fest, daß es für kranke Menschen schwie- 
rig sein kann, ihre eigenen Interessen zu ver- 
treten, insbesondere, wenn sie sich einer Be- 
handlung in großen Krankenhäusern unterzie- 
hen; 


^) Änderungsantrag Nr. 9 schlägt eine neue Fas- 
sung des § 9 II des Empfehlungsentwurfs vor. 

Der Änderungsantrag wird angenommen (s. Text 
der Empfehlung unten). 

2) Änderungsantrag Nr. 4 schlägt eine neue Fas- 
sung des § 9 111 des Empfehlungsentwurfs vor. 

Der Änderungsantrag wird angenommen (s. Text 
der Empfehlung unten). 

^) Änderungsantrag Nr. 5 schlägt einen zusätz- 
lichen § 9 IV des Empfehlungsentwurfs vor. 

Der Änderungsantrag wird angenommen (s. Text 
der Empfehlung unten). 


4. weist darauf hin, daß seit einiger Zeit allge- 
meine Übereinstimmung darüber herrscht, daß 
die Ärzte in erster Linie den Willen der kran- 
ken Menschen im Hinblick auf die Behandlung, 
der sich die betreffende Person unterziehen 
muß, respektieren sollten; 

5. ist der Auffassung, daß das Recht der Kranken 
auf Würde und persönliche Unverletzlichkeit, 
auf Information und ordentliche Pflege klar de- 
finiert und jeder Person gewährt werden sollte; 

6. ist der Überzeugung, daß der medizinische Be- 
rufsstand dem Menschen zu dienen hat, dem 
Schutz der Gesundheit, der Behandlung von 
Krankheiten und Verletzungen, der Linderung 
der Schmerzen unter Achtung des menschlichen. 
Lebens und der Persönlichkeit des Menschen; 
vertritt die Auffassung, daß die Verlängerung 
des Lebens als solches nicht das ausschließliche 
Ziel der medizinischen Praxis sein darf, diese 
muß gleichermaßen auf die Linderung der Lei- 
den bedacht sein. 

7. stellt fest, daß der Arzt alles in seinen Kräften 
stehende tun muß, um die Schmerzen zu lin- 
dern, daß er aber, selbst in Fällen, die ihm hoff- 
nungslos erscheinen, kein Recht hat, den natür- 
lichen Verlauf des Sterbens absichtlich zu be- 
schleunigen. 

8. betont die Tatsache, daß die Verlängerung des 
Lebens mit künstlichen Mitteln in großem Maße 
von Faktoren wie dem Vorhandensein wirk- 
samer Apparate abhängt und daß die Ärzte, die 
in Krankenhäusern tätig sind, in denen die 
technische Ausrüstung in besonderem Maße die 
Verlängerung des Lebens ermöglicht, sich häu- 
fig in einer schwierigen Lage befinden, was die 
Fortsetzung der Behandlung anbetrifft, insbe- 
sondere in den Fällen, in denen alle Gehirn- 
funktionen einer Person unwiderruflich aufge- 
hört haben; 

9. unterstreicht, daß die Ärzte in Übereinstimmung 
mit der Wissenschaft und den anerkannten me- 
dizinischen Erfahrungen handeln sollen und daß 
kein Arzt oder Angehöriger eines medizinischen 
Berufes gezwungen werden darf, mit Hinblick 
auf das Recht des Kranken, nicht übermäßig lei- 
den zu müssen, gegen das Gebot seines eigenen 
Gewissens zu handeln; 

10. empfiehlt dem Ministerkomitee, die Mitglieds- 
regierungen aufzufordern: 

1. a) alle erforderlichen Maßnahmen beson- 
ders im Hinblick auf die Ausbildung des 
medizinischen Personals und die Orga- 
nisation der medizinischen Dienste zu 
ergreifen, um sicherzustellen, daß die 
Leiden aller kranken Menschen, ganz 
gleich, ob sie sich im Krankenhaus oder 
zu Hause befinden, so wirksam gelin- 
dert werden, wie dies der gegenwärtige 
Stand medizinischer Erkenntnisse er- 
laubt; 

b) die Ärzte darauf hinzuweisen, daß die 
Kranken ein Recht auf volle Auskunft 
über ihre Krankheit und die vorge- 
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sehene Behandlung haben, falls sie dar- 
um bitten, und zu veranlassen, daß beim 
Betreten eines Krankenhauses im Hin- 
blick auf die Routinemaßnahmen, Ver- 
fahren und medizinische Ausrüstung 
der Institution ebenfalls volle Auskunft 
erteilt wird; 

c) sicherzustellen, daß alle Kranken die 
Möglichkeit haben, sich psychologisch 
auf den Tod vorzubereiten, und die hier- 
für erforderliche Hilfe zu schaffen, so- 
wohl von seiten des behandelnden Per- 
sonals — der Arzte, Krankenschwestern 
und Helfer — die eine Grundausbildung 
erhalten sollten, damit sie diese Pro- 
bleme mit Menschen, die sich ihrem 
Lebensende nähern, diskutieren können, 
als auch durch Psychiater, Geistliche 
oder spezialisierte Sozialarbeiter an den 
Krankenhäusern ; 

II. nationale Enquete-Kommissionen zu be- 
rufen, denen Vertreter der medizinischen 
Berufe aller Ebenen, Juristen, Moraltheo- 
logen, Psychologen und Soziologen ange- 
hören, um ethische Grundsätze für die Be- 
handlung von Sterbenden auszuarbeiten, 
ärztliche Richtlinien für die Anwendung 
von außergewöhnlichen Maßnahmen zur 
Verlängerung des Lebens festzulegen, um 
u. a. die Situation zu untersuchen, die für 
die Angehörigen des medizinischen Berufes 
eintreten kann — z. B. die Möglichkeit 
zivil- oder strafrechtlicher Sanktionen, wenn 
sie davon abgesehen haben, den Verlauf 
des Sterbens von Patienten, bei denen die 
Agonie bereits begonnen hat, mit künst- 
lichen Mitteln zu verlängern, und deren 
Leben nach dem derzeitigen Stand der me- 
dizinischen Wissenschaft nicht mehr geret- 
tet werden kann; oder wenn sie, um die 
Schmerzen solcher Patienten zu lindern, 
Mittel angewandt haben, die nebenwirkende 
Einflüsse auf den Verlauf des Sterbens ha- 
ben, und um die Frage schriftlicher Erklä- 
rungen von gesetzlich dazu bevollmächtig- 
ten Personen zu untersuchen, die den Ärz- 
ten die Befugnis erteilen, insbesondere bei 
unwiderruflichem Verlust der Gehirnfunk- 
tionen, von lebenserhaltenden Maßnahmen 
abzusehen. 

IIL Falls nicht bereits vergleichbare Organisa- 
tionen bestehen, nationale Kommissionen 
zu bilden, zur Prüfung von Beschwerden 
gegen das medizinische Personal wegen in 
Ausübung seines Berufes unterlaufener 
Fehler oder Fahrlässigkeit, unbeschadet der 
Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte. 

IV. den Europarat über ihre analytischen Un- 
tersuchungen und die daraus gezogenen 
Schlußfolgerungen zu unterrichten, mit der 
Zielsetzung einer Harmonisierung der Kri- 
terien hinsichtlich der Rechte der Kranken 
und Sterbenden und über die gesetzlichen 


und technischen Mittel, um ihre Anwen- 
dung zu gewährleisten. 

Entschließung 613 (1976) 

betr. die Rechte der Kranken und Sterbenden 

Die Versammlung 


5. fordert die zuständigen Gremien der medizini- 
schen Berufe in den Mitgliedstaaten auf, kritisch 
die Kriterien zu prüfen, nach denen gegenwärtig 
Entscheidungen getroffen werden im Hinblick auf 
die Einleitung von Wiederbelebungsverfahren 
und die Anwendung langfristiger Pflegemaßnah- 
men, die zur Erhaltung des Lebens künstliche 
Mittel erfordern; 

6. fordert das Europäische Büro der Weltgesund- 
heitsorganisation auf, die in den verschiedenen 
europäischen Ländern bestehenden Kriterien für 
die Feststellung des Todes im Lichte der heuti- 
gen medizinischen Kenntnisse und Techniken zu 
prüfen und Vorschläge zu einer Angleichung die- 
ser Kriterien zu machen, die nicht nur in Kran- 
kenhäusern, sondern auch in der gesamten medi- 
zinischen Praxis allgemein anwendbar sind. 


Tagesordnungspunkt: 

Die Lage in Spanien 

(Drucksachen 3714, 3741 und 3725) 

Berichterstatter; Abg. Reale (Italien) 

Dr. Schwencke (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich kann nicht so freundlich har- 
monisierend sprechen wie mein Vorredner, jeden- 
falls wie es zu Beginn seiner Rede klang. Auch Spa- 
nien, das „Land der schönen Strände und der ange- 
nehmen Landschaft", kann nicht das sein, was uns 
in irgendeiner Weise politische Zustimmung abnöti- 
gen kann. So wie ich bislang nicht nach Spanien ge- 
gangen bin in das Land Francos und damals auch 
nicht nach Griechenland, so würde ich das auch je- 
dem anderen empfehlen, bis wir dort Verhältnisse 
haben, die denen gleich sind, die wir als demokra- 
tisch bezeichnen können. Auch Hitler-Deutschland 
hat nach ungeheurer Prosperität ausgesehen. Und 
hinter der Fassade herrschte die Unmenschlichkeit. 
Ich glaube, wir tun uns alle Ehre und alle Würde 
an, wenn wir dieses Spanien, das keine Demokratie 
ist und das nach der gestrigen Rede auch nicht den 
Anschein hat, daß es auf dem Wege zu einer Demo- 
kratie ist, wie zur Zeit Francos betrachten. 

Es gibt klare, ganz klare, für uns gültige Maß- 
stäbe, an die wir uns zu halten haben. Und wer 
dann über ministerielle Hintertüren auch nur ver- 
sucht, Verhandlungen mit den Franco-Erben anzu- 
fangen, für die EG einzutreten, der muß unsere Kri- 
tik in diesem Hause verdienen, unsere deutliche, 
unüberhörbare Kritik. 
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Juan Carlos, von Francos Gnaden König, Premier- 
minister Arios Navaro, von Francos Entscheidung 
Ministerpräsident: Wie kann in diesem Lande, unter 
diesem Regime, sich Demokratie durchsetzen? 
Gestern hieß es in einer anderthalbstündigen Rede, 
deren Text ich in Kurzfassung kenne, „ohne Eile 
und ohne Pause" wolle man zu einer „spanischen 
Demokratie" kommen. — Zynismus, Herr Präsident, 
meine Damen und Herren, nichts anderes. Denn 
diese ganze Rede strotzte vor dummen, verlogenen 
Phrasen, und ich habe Verständnis dafür, wenn un- 
seren spanischen demokratischen Freunden der Kra- 
gen platzt, wenn sie nicht mitmachen und nicht mehr 
glauben, daß in Spanien eine Demokratie auf evolu- 
tionärem Wege durchsetzbar ist. 

Die Maßstäbe, die wir uns hier gemeinsam poli- 
tisch gesetzt haben, sind eindeutig: Parteien sind 
zuzulassen, freie Wahlen anzusetzen, Gewerkschaf- 
ten zuzulassen und ihnen das Streikrecht zuzuge- 
stehen, alle politischen Gefangenen sind freizulas- 
sen, die Pressefreiheit ist herzustellen, und in diesem 
Spanien wird auch ein Minderheitenschutz erforder- 
lich sein. Dieses sind die Kriterien, und nur wenn 
sie alle ohne Einschränkung durchgesetzt sind, wer- 
den wir hier in diesem Hause unsere spanischen 
Freunde begrüßen können. 

Wer sagt denn, meine Damen und Herren, daß in 
diesem Spanien nach Franco nicht mehr gefoltert 
wird? Wer sagt, wie es wirklich in den Gefängnissen 
aussieht? Wir alle — Amnesty International vor al- 
lem — haben keine Chance, da hineinzugucken, vor- 
her nicht und jetzt nicht. Dies ist kein Fortschritt, 
dies ist ein Gleichbleiben auf niedrig undemokra- 
tischem Niveau. 

Unter diesen Umständen, meine ich, Herr Präsi- 
dent, meine Damen und Herren, darf es keine Ver- 
handlungen geben, kann es auch keine Assoziations- 
gespräche mit dieser nicht gewählten, nicht legiti- 
mierten Regierung geben. Und ich glaube, auch un- 
sere NATO-Parlamentarier sollten sich die Frage 
stellen, ob Militärgespräche sinnvoll sind, ob uns 
ein Spanien dieser Art willkommen sein kann, um 
westliche Demokratien zu schützen. Das amerikani- 
sche Abkommen bedaure ich sehr; ich bin froh, daß 
in der letzten Konferenz der Minister der EG der 
großbritannische Außenminister, Herr Callaghan, 
so deutlich gesagt hat, daß keine Mitgliedschaft ins 
Auge zu fassen ist. Ich bedaure es, daß damals, an- 
ders als hier vor wenigen Tagen, der deutsche 
Außenminister nicht ähnlich klar gesprochen hat. 

Das spanische Volk ist zu ermuntern, seine Dinge 
selber in die Hand zu nehmen. Wie geschieht das? 
— Das geschieht nur, wenn die demokratischen Re- 
gularien eingeführt werden; zuerst die Möglichkeit 
der freien, geheimen Wahl — unzensiert — geschaf- 
fen wird. Die demokratischen Parteien in Spanien, 
noch verboten — ja, immer noch illegitim — und 
zum großen Teil verfolgt, stehen bereit, von den 
Christdemokraten zu den Sozialisten und wohl auch 
zu den Kommunisten! Ich darf hier, Sir Rodgers, hin- 
zufügen: Selbstverständlich gibt es in der Bundes- 
republik Deutschland nicht nur eine zugelassene 
kommunistische Partei, sondern mehrere, die sich 
auch an den Wahlen beteiligen: „DKP" heißt diese 


Fartei — mit einem Anteil von nicht einmal 1 Vo der 
Stimmen. 

Die Demokraten sind stets ante portas. Wir haben 
ihnen Mut zu machen. Wir haben ihnen für Spanien 
Mut zu machen, damit sie nicht den kurzen Atem 
spüren, den manche hier oder im westlichen Europa 
ihnen meinen empfehlen zu müssen. Ich glaube, 
ihnen wird vor allem dadurch geholfen sein, daß wir 
bei unseren Prinzipien bleiben. 

Dr. Geßner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Einer seriösen deutschen Zeitung ent- 
nehme ich, daß der spanische Ministerpräsident 
gestern davon gesprochen hat, er wolle die Ein- 
führung eines Parlaments nach westlich-demokra- 
tischem Muster. Ich bin sicher, diese Erklärung hören 
wir sehr gern. Wenn wir jedoch einmal vergleichen, 
was er im Konkreten dazu ausgeführt hat, so gibt es 
wohl keinen Zweifel darüber, daß einige tiefe Ent- 
täuschungen Platz greifen. 

Ich zitiere, was ich da lese: 

Arias gab zu, daß das Statut von 1974 über po- 
litische Vereinigungen unzureichend sei. Den- 
noch zog er es vor, im Parlament nur von der 
Erweiterung dieses Statuts statt von Parteienzu- 
lassung zu sprechen. Die Regierung wünsche, 
allen Tendenzen der spanischen Gesellschaft 
Wege zu öffnen, die mit den Grundprinzipien 
der Verfassungsordnung übereinstimmten. 

Ich stelle zunächst einmal fest, daß es hier um 
eine Art Weiterentwicklung von Bestehendem geht 
und nicht etwa darum, neue, demokratische Institu- 
tionen, zu denen Parteien gehören, zuzulassen. 

Zweitens. Er spricht davon, daß die Grundprin- 
zipien der neuen Verfassung gewahrt werden müs- 
sen. Das Problem ist also, was er unter Grundprin- 
zipien im speziellen Fall versteht. Wenn ich nun 
lese, daß er im gleichen Atemzug wörtlich ausge- 
führt hat: „Ich will mich nicht festlegen lassen, ob 
daraus Parteien entstehen oder nicht", so verstärken 
sich meine Zweifel. 

Ich glaube, in Spanien wird man zur Kenntnis 
nehmen müssen, daß es darauf ankommt, den Demo- 
kratisierungsprozeß zwar nicht überstürzt, aber doch 
zügig und bewußt voranzutreiben. Ich bin, wenn ich 
diese doch sehr vage gehaltenen Absichtserklärun- 
gen lese, in Sorge, daß zuviel Zeit ins Land gehen 
könnte mit der Folge, daß sich eine politische Ent- 
wicklung im Lande anbahnt, die auch demokra- 
tische Richtungen nicht wünschen können. Es kommt 
darauf an, so scheint mir, daß die Entwicklung zügig, 
aber nicht überstürzt vorangetrieben wird. 

Für mich besteht kein Zweifel daran, daß in Spa- 
nien die Demokratie vor den Türen steht und daß 
sie auf längere Sicht nicht aufgehalten werden kann. 
Die Fuhrleute der spanischen Staatskarosse werden 
eines Tages unter die Hufe kommen, wenn sie ver- 
suchen sollten, die Zügel ihrer Macht zur Aufrechter- 
haltung des gegenwärtigen Systems unnachgiebig in 
den Händen zu behalten oder lediglich etwas mit 
ihnen zu spielen. 

Die Regierungserklärung macht nicht deutlich, daß 
in doppelter Hinsicht Reformen notwendig sind. 
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Erstens muß die Staatsideologie des spanischen 
Faschismus durch die elementaren Prinzipien der 
demokratischen Lebensform ersetzt und müssen die- 
se Prinzipien kraft Verfassung garantiert werden, 
und zweitens müssen die staatlichen und politischen 
Institutionen faschistischer Machtausübung durch 
öffentliche Organe ersetzt werden, deren Legitima- 
tion der Souveränität des spanischen Volkes ent- 
springt. Das scheint mir das eigentliche Problem zu 
sein. 

Wenn ich heute in der Zeitung lese — ich zitiere 
wörtlich — : „Die Kompetenz des Nationalrats der 
Franco-Bewegung als künftiges Oberhaus soll durch 
ein Grundgesetz geregelt werden", so verstärken 
sich meine Zweifel ganz erheblich. Denn hier geht 
es eben nicht darum, neue, demokratische Institutio- 
nen einzusetzen, sondern darum, das gegenwärtige 
System etwas weiterzuentwickeln, politisch-kosme- 
tische Operationen durchzuführen. Dies ist bei wei- 
tem nicht genug. 

Sollten die Verantwortlidien unter Reform die 
Fortexistenz der bisherigen und spezifischen Institu- 
tionen des Regimes verstehen und lediglich einige 
Korrekturen anstreben, so werden wir uns nicht 
täuschen lassen. Wir werden uns erst recht nicht 
täuschen lassen, wenn es darum geht, Spanien in die 
Reihe der Völker aufzunehmen, die in demokra- 
tischen Organisationen vereinigt sind. Der Weg in 
die Organisationen der Völker Europas ist durch die 
Forderung nach grundlegenden demokratischen Re- 
formen markiert. 

Ich habe das Gefühl, daß die spanische Regierung 
auf der einen Seite darauf aus ist, in bezug auf die 
Durchführung von Reformen Zeit zu gewinnen, und 
auf der anderen Seite hofft, bereits so nahe an 
Europa herangeführt werden zu können, daß Spa- 
nien auch ohne Vollzug der notwendigen Reformen 
eines Tages Mitglied des Europarates oder gar der 
Europäischen Gemeinschaft werden könnte. Ich den- 
ke, wir werden wachsam sein müssen, um dies zu 
verhindern. — ■ 

Entschließung 614 (1976) 

betr. Die Lage in Spanien 

Die Versammlung 


7. teilt die von allen demokratischen Kräften zum 
Ausdruck gebrachte Auffassung, daß die not- 
wendige Wiederversöhnung des spanischen Vol- 
kes und sozialer Friede die Wiederherstellung 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten, begin- 
nend mit einer echten Amnestie für alle politi- 
schen Gefangenen und im Exil Lebenden sowie 
die sofortige Abschaffung des Antiterroristen-Er- 
lasses vom 26. August 1975 einschließen; 

8. beschließt, künftige Entwicklungen mit der größ- 
ten Aufmerksamkeit zu verfolgen, die Kontakte 
zum spanischen Volk zu intensivieren und unter 
voller Berücksichtigung möglicher, freier Ent- 


scheidungen des spanischen Volkes auf die 
Schaffung jener Voraussetzungen hinzuarbeiten, 
die es Spanien ermöglichen, seinen Platz in der 
Gemeinschaft der demokratischen Staaten Euro- 
pas, wie sie der Europarat repräsentiert, einzu- 
nehmen; 

9. fordert alle demokratischen Parteien und Ge- 
werkschaften in den Mitgliedsländern auf, den 
entsprechenden Organisationen in Spanien jede 
mögliche Hilfe zuteil werden zu lassen, damit 
diese ihre Rolle beim Aufbau demokratischer 
Strukturen in größerem Umfang wahrnehmen 
können. 


Freitag, 30. Januar 1976 


T agesordnungspunkt: 

Annahme ohne Aussprache einer Empfehlung 

betr. die Vorbereitung eines Abkommens über 

die Übertragung der Verantwortlichkeit für 

Flüchtlinger die sich rechtmäßig von einem 
Mitgliedstaat des Europarats in einen anderen 
begeben 

(Drucksache 3703) 

Empfehlung 775 (1976) 

betr. Die Vorbereitung eines Abkommens über 
die Übertragung der Verantwortlichkeit 
für Flüchtlinge, die sich rechtmäßig 
von einem Mitgliedsland des Europarates 
in ein anderes begeben 

Die Versammlung 

1. stellt fest, daß die Frage der Übertragung der 
Verantwortung im Falle von Flüchtlingen, die 
sich rechtmäßig von einem Mitgliedsland in ein 
anderes begeben, häufig zu Schwierigkeiten 
führt, besonders hinsichtlich der Ausstellung der 
Reisedokumente ; 

2. ist der Auffassung, daß die Absätze 6 und 11 des 
Anhangs zu der Konvention über die Rechtsstel- 
lung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 verschie- 
dene Deutungen zulassen; 

3. stellt fest, daß mehrere Mitgliedstaaten des 
Europarates in dieser Hinsicht bilaterale Ab- 
kommen getroffen haben; 

4. vertritt jedoch die Ansicht, daß diese Abkom- 
men wesentlich voneinander abweidien und nur 
zwischen bestimmten Mitgliedstaaten anwendbar 
sind; 

5. stellt fest, daß eine einheitliche Regelung dieses 
Problems durch ein multilaterales Abkommen 
zwischen den Mitgliedstaaten äußerst wünschens- 
wert ist; 

6. erinnert ebenfalls an die Bedeutung des euro- 
päischen Abkommens über die Abschaffung der 
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Visa für Flüchtlinge, das der Europarat ange- 
nommen hat, und hofft, daß dieses Abkommen 
in nächster Zukunft von den noch ausstehenden 
Mitgliedstaaten, nämlich Österreich, Zypern, 
Griechenland, Malta und der Türkei, ratifiziert 
wird; 

7. empfiehlt dem Ministerkomitee, einen Regie- 
rungsexpertenausschuß mit der Ausarbeitung 
eines Abkommens zu beauftragen hinsichtlich der 
Übertragung der Verantwortlichkeit für die 
Flüchtlinge, die sich rechtmäßig von einem Mit- 
gliedsland in ein anderes begeben. 

Tagesordnungspunkt: 

Die allgemeine Politik des Europarates — 
die Lage im östlichen Mittelmeerraum 

(Drucksache 3708) 

Berichterstatter; Abg. Karasek (Österreich) 

Frau von Bothmer (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bedauere, daß ich Sie nun 
gleich zum zweiten Teil des Berichts führen muß; 
denn nur über diesen zweiten Teil wollte ich spre- 
chen. 

Dann erlauben Sie mir, Herr Präsident, noch eine 
Bemerkung. Vielleicht irre ich mich; aber ich habe 
den Eindruck, daß unsere Nahostdebatten immer an 
einem Freitag stattfinden. Das scheint mir nicht das 
Günstigste zu sein. Denn dieses Thema bedarf ganz 
bestimmt auch der Anwesenheit und der Aufmerk- 
samkeit des ganzen Hauses. Vielleicht könnten wir, 
wenn wir uns diesem Thema wieder zuwenden, die 
Tagesordnung entsprechend ändern. 

Der Berichterstatter sagt sehr richtig, daß die 
Krise im Libanon verschiedene Gründe hat. Es ist 
natürlich müßig, die einzelnen Gründe aufzuzeigen 
oder darüber besondere Ausführungen zu machen. 

Immerhin ist einer der Gründe doch wohl der, daß 
der christliche Bevölkerungsteil viele Jahre der grö- 
ßere war — er machte etwa 60 ®/o aus, der moslemi- 
sche 40 Vo — und daß deswegen die Führung des 
Landes verhältnismäßig berechtigt aus Personen der 
christlichen Bevölkerung bestand. Inzwischen hat 
sich dieses Verhältnis genau umgekehrt. Das dürfte 
mit ein Grund für die Schwierigkeiten sein. 

Andererseits ist es natürlich richtig, daß die wach- 
sende Zahl von Palästinensern im Lande nicht zur 
Beruhigung dieses Staatswesens beitragen kann, 
weil die Palästinenser ihr eigenes Problem haben. 

Sollte nun, die der Berichterstatter an einer Stelle 
erwähnt, etwa Arafat eine Mittlerrolle im Libanon 
einzunehmen versuchen, so wäre das ebenso begrü- 
ßenswert, als wenn irgendeine andere Person das 
tut. Denn jeder, der, wie es im Bericht heißt, Ver- 
handlungen dahin bringen kann, daß sie zu Beruhi- 
gung und Frieden führen, muß uns willkommen sein. 

Ein Wort zum Sinai-Abkommen. Natürlich ist das 
Sinai-Abkommen in unseren Augen, d. h. in den 
Augen des westlichen Europas, ein begrüßenswer- 
ter Schritt gewesen. Wir alle haben darin einen 


ersten Schritt gesehen. Aber wir müssen uns, wenn 
wir das Problem des Nahen Ostens verstehen wol- 
len, auch vergegenwärtigen, daß gerade dieser erste 
Schritt für die Syrer, für die Palästinenser und für 
manche andere Araber in dieser Weise nicht begrü- 
ßenswert ist. Sie haben ihn vielmehr als einen 
Alleingang von Ägypten empfunden, das damit sein 
spezielles Problem mit Israel der Lösung einen 
Schritt nähergebracht hat. 

Das alles wäre, glaube ich, auch für die genannten 
arabischen Länder noch tragbar gewesen, wenn der 
versprochene zweite Schritt bald eingeleitet worden 
wäre. Aber wie wir wissen, ist Amerika weder in 
der Lage noch willens, diesen zweiten Schritt etwa 
vor 1977 in Angriff zu nehmen. Das, liebe Kollegen, 
bedeutet für die Beteiligten natürlich etwas ganz 
anderes als für uns hier. Vor diesem Hintergrund 
sollte man vielleicht versuchen zu sehen, daß Syrien 
bestimmte Bedingungen gestellt hat, als es um den 
Verbleib der Friedenstruppe auf dem Golan ging. 
Ich glaube, daß das einen gewissen Zusammenhang 
hat. 

In der Wertschätzung der westlichen Welt — und 
natürlich Amerikas — hat Israel ganz selbstver- 
ständlich Vorrang. In der Bundesrepublik haben wir 
zu den Arabern immer wieder gesagt: Wir haben ein 
ganz besonderes Verhältnis zu Israel. Ich will das 
jetzt nicht ausführen, jedermann weiß, warum. Da- 
für müssen wir bei den Arabern um Verständnis 
bitten. Nun habe ich immer wieder erlebt, daß die 
Araber dafür Verständnis aufgebracht haben. Aber 
wir ließen es dabei bewenden und haben uns gar 
keine Mühe gegeben, auch einmal die Probleme 
der arabischen Welt kennenzulernen. Deswegen 
haben wir eigentlich kaum die Möglichkeit, sie ge- 
recht zu beurteilen. Ein besonderes Verhältnis zu 
einem Teil zu haben rechtfertigt es noch nicht, 
den anderen Teil kaum der Beachtung für würdig zu 
erachten. 

Will man nun bei der Lösung eines Problemes hel- 
fen, hofft man auf Frieden, auf Befriedung, auf 
Lösung des Konflikts, ist man erschrocken über die 
immer wiederkehrenden gewaltsamen Vorkommnis- 
se auf diesem Teil der Erde, was läge da für den 
Politiker näher, als sich über beide Seiten so gut wie 
möglich zu informieren? Wir sollten damit aufhören, 
diejenigen des Antiisraelismus zu schelten, die sich 
diese Mühe zu machen versuchen. Das ist etwas 
ganz Eigentümliches. Wenn jemand dafür bekannt 
ist — und hier kann ich in eigener Sache reden — , 
daß er sich für die Araber interessiert, daß er glaubt, 
in diesem Konflikt helfen zu können, weil er auch 
die arabische Sache sieht, hat er die größte Mühe, 
nicht sofort als Feind Israels angesehen zu werden. 
Das, liebe Kollegen, ist doch seltsam. Ich halte es 
nach wie vor für nicht nur korrekt, sondern auch für 
legitim und eigentlich auch für die selbstverständ- 
liche Pflicht eines Politikers, beide Seiten zu sehen. 
Es gibt ein altes lateinisches Sprichwort, das sagt: 
audiatur et altera pars. Ein Politiker sollte in der 
Lage sein, dieses Sprichwort ohne Emotionen, so gut 
er kann, ernst zu nehmen. Nicht nur wäre es ge- 
rechter und richtiger, wenn wir das täten; wenn wir 
es nicht tun, bringt das der Sache im Nahen Osten 
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echten Schaden, und gerade das wollen wir ja eigent- 
lich nicht. 

Nun ein Blick auf die beiden Gruppen, um die 
es dort geht. Was die Israelis angeht, so können wir 
sagen: Wir kennen sie recht gut, schon aus dem 
Grunde, weil viele von ihnen früher unsere Mitbür- 
ger waren. Wir verstehen sie recht gut, und sie ver- 
stehen uns gut. Es ist gar nicht schwer für sie, ihre 
Probleme vor uns so darzustellen, daß wir das be- 
greifen und daß wir Folgerungen daraus ziehen 
können. 

Bei den Arabern sieht die Sache ganz anders aus. 
Wir kennen sie nicht, und sie kennen uns nicht gut. 
Sie haben überhaupt keine Begabung, ihre Probleme 
in Europa und anderswo so darzustellen, daß es 
leichtfällt, sie zu begreifen. Dennoch glauben sie, 
v/ir müßten verstehen, was sie betrifft. 

Mein Land, die Bundesrepublik, hat seit langem 
die politische Maxime der Ausgewogenheit für sich 
als bindend erklärt, was die Politik im Nahen Osten 
angeht. Aber es ist natürlich schwer, dieser Maxime 
zu folgen, wenn eine solche Unwissenheit besteht. 
Meine Regierung hat dieses Stadium bei sich weit- 
gehend ausgeräumt, ohne allerdings — auch das will 
ich offen sagen — die politische Unterstützung der 
Parlamentarier dabei zu genießen. Wie das in ande- 
ren europäischen Ländern ist, wage ich nicht zu 
sagen und kann ich auch nicht sagen. Jedenfalls gibt 
es den Dialog der Regierungen der neun EG-Länder 
mit den arabischen Regierungen. Das ist wie auch 
manche andere öffentliche Äußerung in der letzten 
Zeit ein Beweis, daß Europa wohl weiß, daß es eine 
Rolle im Problem des Nahen Ostens zu spielen hat. 

Kurz noch ein Wort zur Zionismusdeklaration. Sie 
ist ebenso schlimm und schief, wie sie völlig unnütz 
ist. Das, lieben Kollegen, sage ich nicht nur hier, 
das sage ich auch in den Gesprächen mit meinen 
arabischen Freunden sehr deutlich. Denn eines ist 
wohl klar: In Westeuropa — ich will einmal nur 
davon sprechen — und in Amerika hat diese Reso- 
lution nicht etwa den Israelis geschadet, sondern den 
Arabern. Wir hier und alle anderen europäischen 
Organisationen und Parlamente bieten dafür den 
besten Beweis, weil wir uns mit den Israelis solidari- 
sieren. Das ist genau das Gegenteil des Effekts, der 
von den Verfassern dieser Resolution vermutlich 
erwartet worden war. Das geht also zuungunsten der 
Araber aus. 

In § 48 des Berichts wird gesagt, daß von der 
israelischen Regierung alle Mittel zu einer fried- 
lichen Lösung gesucht werden. Es wird aber leider 
so gesagt, als wenn nur die israelische Regierung 
diese Mittel suche. Da, wie Sie nun gehört haben, 
ich versuche, beide Seiten zu sehen und gerecht zu 
sein, muß ich sagen, daß ich weiß, daß auch von der 
anderen Seite diese Mittel gesucht werden und daß 
man aber leider das Waffenklirren auf beiden Seiten 
nicht überhören kann, das hat auch der Berichter- 
statter beklagt. 

Ich möchte zum Schluß kurz sagen: Wenn wir 
Europas Glaubwürdigkeit erhalten wollen, gerade 
auch auf diesem Gebiet — denn der Nahe Osten ist 


unser Nachbar, und er geht uns etwas an — , dann 
sollten wir die Überbetonung der Gefühle etwas 
zurückstellen und versuchen, nicht nur ein Ver- 
trauensverhältnis zu den Israelis aufrechtzuerhalten, 
sondern ebenso eines zu den Arabern zu gewinnen. 
Denn ich bin sicher, liebe Kollegen: Hätten wir es, 
dann würden wir die Möglichkeit haben, etwa auf 
internationalen Konferenzen miteinander die Reso- 
lutionen zu bearbeiten, und dann hätten wir es 
nicht nötig, hinterher Empörung und Bestürzung zu 
äußern. Vielleicht würde dann eine solche Resolu- 
tion wie die Zionismus-Resolution gar nicht ent- 
stehen. 

Der Berichterstatter hat mit Recht gesagt, daß wir 
Europäer wohl kaum die Möglichkeit haben, im 
Libanon einzuwirken wie der begrüßenswerte Ver- 
such Couve de Murvilles leider gezeigt hat. Viel- 
leicht ist das auch deswegen so, weil wir dort nicht 
das Vertrauen genießen, das es uns möglich machen 
würde, echt zu helfen und eine Veränderung her- 
beizuführen. — 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich habe mich zunächst dafür zu 
entschuldigen, daß ich jetzt reden werde, obwohl 
ich der Debatte erst eine Dreiviertelstunde folgen 
konnte; ich mußte heute aus Berlin zurückkommen, 
um an dieser v/ichtigen Debatte teilnehmen zu kön- 
nen. 

Zweite Vorbemerkung, Herr Präsident! Ich bitte 
um Verständnis dafür, daß ich mich wegen der 
Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit in meinen 
Ausführungen — wie auch der Kollege Faulds — 
auf das Nahostproblem beschränken werde; aller- 
dings werde ich es aus einer etwas anderen Optik 
beleuchten, als er es getan hat. 

Vorab möchte ich mich nun mit einigen Ausfüh- 
rungen des Kollegen Faulds befassen. Der Kollege 
Faulds hat mehrfach erklärt, hier gäbe es eine starke 
zionistische Lobby. Ich empfinde es als eine ziem- 
lich hanebüchene Verdächtigung, hier so zu tun, als 
wenn die Kollegen in diesem Saal sich von einer 
zionistischen Lobby beeinflussen ließen. Ich verdäch- 
tige auch Sie nicht, Herr Kollege Faulds, daß Sie sich 
von einer arabischen Lobby beeinflussen lassen, 
obwohl ich sehr viele und sehr umfangreiche Papiere 
auf Glanzdruck von der arabischen Lobby zuge- 
schickt bekomme, was mir den Eindruck vermittelt, 
daß diese Lobby sehr viel stärker ist als die von 
Ihnen erwähnte zionistische Lobby. 

Weiter möchte ich gerne etwas zu Ihrer Bemer- 
kung zu dem Teilungsbescbluß von 1947 sagen. Sie 
haben den Druck des Präsidenten Truman hervor- 
gehoben, haben aber vergessen zu erwähnen, daß 
die Sowjetunion und auch andere Staaten, die in 
diesem Zusammenhang durchaus relevant sind, die- 
sen Teilungsbeschluß, die Errichtung des Staates 
Israel, befürwortet haben. 

Weiter haben Sie einiges aus der Frühzeit Israels 
hier vorgetragen, auch Dinge, die teilweise vor der 
Gründung des Staates Israels lagen; ich gebe das 
Stichwort Irgun Zwai Leumi und ähnliches. Herr 
Kollege Faulds, meinen Sie denn, daß es sinnvoll 
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ist und uns weiterführt, wenn wir solche Aufrech- 
nungen in die Geschichte hinein vornehmen? Auch 
in unseren Völkern sind im Laufe unserer Ge- 
schichte — bei dem einen mehr, bei dem anderen 
weniger ■ — Dinge geschehen, die wir heute nicht 
mehr gutheißen würden. Aber das führt doch nicht 
weiter. 

Letzte Bemerkung: Beobachterstatus des Libanon! 
Herr Kollege Faulds, Sie wissen doch wie ich, daß es 
hier in der Versammlung eine grundsätzliche Be- 
reitschaft gibt, dem Libanon den Beobachterstatus zu 
verleihen, allerdings unter Mindestvoraussetzungen, 
die hier ein Beobachter erfüllen muß, nämlich daß 
er die Existenz eines anderen Beobachterstaates an- 
erkennt und daß er die Entschließungen und Emp- 
fehlungen der Versammlung gegen Terrorismus be- 
jaht. Ich glaube, das ist nicht zuviel verlangt. 

Lassen Sie mich aber nun, Herr Präsident, zu 
meinen eigentlichen Ausführungen kommen. 

Ich möchte zunächst dem Berichterstatter für seine 
klaren Worte zur Nahostfrage danken. Bei ihm gibt 
es kein diplomatisches Herumgerede wie in man- 
chen sogenannten Präzisierungen zur Nahostfrage 
aus den letzten Tagen. 

Ich spreche — das möchte ich hier ganz klar sa- 
gen — als Freund Israels, aber deswegen keines- 
wegs als Feind der Palästinenser und schon gar nicht 
der Araber. Deshalb wende ich mich überall mit 
Nachdruck dagegen, daß etwa die Palästinenser, die 
Araber insgesamt für den arabischen Anteil am 
internationalen Terrorismus verantwortlich gemacht 
werden. Aber meine Damen und Herren, wir wer- 
den dieser Weltseuche nur Herr werden, wenn es 
keine Staaten mehr gibt, die den Terroristen Unter- 
schlupf gewähren und es ermöglichen, daß sie nach 
einer angenehmen Erholungspause erneut auszie- 
hen, um Terroraktionen zu begehen. Jedermann 
weiß, daß es sich dabei um arabische Länder han- 
delt. Deshalb fordere ich die anderen arabischen 
Länder auf, es nicht bei platonischen Verurteilungen 
von Terroraktionen zu belassen, wenn wieder ein- 
mal ein solcher Anschlag passiert ist, sondern sich 
an Maßnahmen zu beteiligen, die geeignet sind, jene 
Länder von ihrem unverantwortlichen Verhalten ab- 
zubringen. 

Das bezieht sich auch auf die PLO, und zwar nicht 
nur gegenüber anderen. Bei der PLO gilt außerdem 
das bekannte englische Sprichwort: „Charity begins 
at home“. Ein Guerillakrieg gegen Israel mag aus 
der Sicht der Palästinenser seine Rechtfertigung ha- 
ben, nicht aber ein Krieg gegen unschuldige Zivili- 
sten, gegen Frauen und Kinder — nicht nur als 
höchst beklagenswerte Begleiterscheinungen militä- 
rischer Aktionen wie bei den auch für mich sehr 
problematischen israelischen Vergeltungsmaßnah- 
men, sondern als Mittel der Auseinandersetzung 
schlechthin. Eine Handgranate in einen Supermarkt 
geworfen, das ist Terror und kein Befreiungskrieg. 

Trotz allem werden Araber und Israelis lernen 
müssen, in Nahost zusammenzuleben. Vorausset- 
zung dafür ist nicht nur die Durchbrechung des Teu- 
felskreises von Gewalt und Gegengewalt, Voraus- 


setzung ist auch — und das kann nicht oft genug 
wiederholt werden — die gegenseitige Anerkennung 
des Existenzrechts, ja nicht nur die gegenseitige An- 
erkennung, sondern auch die Anerkennung durch 
Drittländer. 

Wenn es mehr als Leerformeln sein sollen, stellt 
sich dabei die Frage: Was sind sichere Grenzen für 
Israel? Nach dem Sechstagekrieg hat es in Israel 
Maximalisten gegeben, die sich in dieser Hinsicht 
allein auf die militärisch verteidigungsfähigen Gren- 
zen verlassen wollten. Dies war, wie sich jetzt 
schon sehr deutlich zeigt, keine realistische Haltung. 
Internationale Garantien, Entspannung durch Aner- 
kennung des Selbstbestimmungsrechts der Palästi- 
nenser können auch Elemente sicherer Grenzen sein. 
Solange aber arabischer Vernichtungswillen gegen- 
über Israel noch nicht abgeklungen sein wird, wird 
ein entsprechendes Maß an militärischer Verteidi- 
gungsfähigkeit für Israel unerläßlich sein. Unter 
diesem Gesichtspunkt komme ich zu dem Schluß: 
Wer für sichere und anerkannte Grenzen Israels ein- 
tritt, kann nicht gleichzeitig die Räumung aller be- 
setzten Gebiete fordern. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
spreche an einem unheilvollen Erinnerungstag für 
mein Volk, an dem Tag, an dem Hitler die soge- 
nannte Machtergreifung in meinem Lande, in 
Deutschland, durchgeführt hat. Damals wurde in 
Deutschland die Vernunft ins KZ gesperrt. Ich wün- 
sche mir an diesem heutigen Tage, daß Vernunft auf 
allen Seiten zu einer Lösung in Nahost führen möge. 
Vernunft, meine Damen und Herren, ist eine Gottes- 
gabe — nach moslemischer, nach jüdischer und nach 
christlicher Überzeugung. Entlassen wir doch die 
Vernunft aus dem KZ der Vorurteile und der wech- 
selseitigen Ängste! Lassen Sie mich diesen Wunsch 
mit einem berühmten Wort Theodor Herzls, des 
Begründers des Zionismus, ausdrücken. Ich benutze 
dieses Zitat im Sinne der notwendigen Versöhnung 
zwischen Arabern und Israelis. Er hat gesagt: 
„Wenn ihr nur wollt, dann ist es kein Traum. 

Entschließung 616 (1976) 

betr. die Lage im Nahen Osten 

Die Versammlung 


5. appelliert an die in den Nahostkonflikt verwik- 
kelten Parteien, daß sie von jeglicher politischen 
Propaganda absehen, die darauf abzielt, den 
Gegner in Mißkredit zu bringen; daß sie ihre ge- 
meinsamen Bemühungen um eine friedliche Lö- 
sung insbesondere durch Direktverhandlungen 
wieder aufnehmen und dabei nicht außer acht 
lassen, daß in jeder dauerhaften, im Verhand- 
lungswege erzielten Regelung der Staat Israel 
und sein Recht auf friedliche Existenz innerhalb 
gesicherter Grenzen anerkannt werden muß; daß 
sie zu einer politischen Lösung der Palästina- 
frage gelangen, die dem palästinensischen Volk 
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eine repräsentative Beteiligung an einer das 
ganze Gebiet betreffenden Regelung garantiert; 

6. fordert die Regierung der Mitgliedstaaten des 
Europarates auf: 

a) alles in ihrer Macht stehende zu unternehmen, 
um ein neues Klima der Aussöhnung zwischen 
den einzelnen Konfliktgruppen im Libanon 
entstehen zu lassen; 


b) die Entschließung (54) 16 des Ministerkomi- 
tees des Europarates im Hinblick auf die Be- 
ratung und Harmonisierung ihrer Politik im 
Rahmen der Vereinten Nationen durchzu- 
führen, um einen sektiererischen Mißbrauch 
der zweiten Dekade der Maßnahmen zur Be- 
kämpfung des Rassismus, die 1976 bei der 
Konferenz von Accra anlaufen soll, zu ver- 
hindern. 
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